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Die Deka International S.A. und die in die-
sem Verkaufsprospekt beschriebenen 
Fondsanteile sind und werden nicht gemäß 
dem United States Investment Company Act 
von 1940 in seiner gültigen Fassung regis-
triert. Die durch diesen Verkaufsprospekt 
angebotenen Anteile sind aufgrund US-
aufsichtsrechtlicher Beschränkungen nicht 
für den Vertrieb in den Vereinigten Staaten 
von Amerika (welcher Begriff auch die Bun-
desstaaten, Territorien und Besitzungen der 
Vereinigten Staaten sowie den District of 
Columbia umfasst) oder an bzw. zugunsten 
von US-Personen, wie in Regulation S unter 
dem United States Securities Act von 1933 
in der geltenden Fassung definiert, bestimmt 
und werden nicht registriert.  

US-Personen sind natürliche Personen, die 
ihren Wohnsitz in den Vereinigten Staaten 
von Amerika haben. US-Personen können 
auch Personen- oder Kapitalgesellschaften 
(juristische Personen) sein, wenn sie etwa 
gemäß den Gesetzen der Vereinigten Staa-
ten von Amerika bzw. eines US-Bundes-
staats, Territoriums oder einer US-Besitzung 
gegründet wurden. 

Dementsprechend werden Anteile in den 
Vereinigten Staaten von Amerika und an 
oder für Rechnung von US-Personen weder 
angeboten noch verkauft. Spätere Übertra-
gungen von Anteilen in die Vereinigten 
Staaten von Amerika bzw. an US-Personen 
sind unzulässig.  

Dieser Verkaufsprospekt darf nicht in den 
Vereinigten Staaten von Amerika oder an 
US-Personen verbreitet werden. Die Vertei-
lung dieses Verkaufsprospektes und das 
Angebot bzw. der Verkauf der Anteile kön-
nen auch in anderen Rechtsordnungen 
Beschränkungen unterworfen sein. 
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Dieser Verkaufsprospekt nebst Verwal-
tungsreglement, welches aus dem 
Grundreglement und dem Sonderreg-
lement des Fonds gebildet wird, hat im 
Zweifelsfalle Vorrang vor den wesentli-
chen Informationen für den Anleger. Er 
ist nur gültig in Verbindung mit dem 
jeweils letzten veröffentlichten Jahres-
bericht des Fonds, dessen Stichtag nicht 
länger als 16 Monate zurückliegen darf. 
Wenn der Stichtag des Jahresberichts 
länger als acht Monate zurückliegt, ist 
dem Erwerber zusätzlich der jüngere 
Halbjahresbericht des Fonds auszuhän-
digen. Beide Berichte sind Bestandteil 
dieses Verkaufsprospektes.  

Niemand ist ermächtigt, sich auf Anga-
ben zu berufen, welche nicht in dem 
Verkaufsprospekt oder in den wesentli-
chen Informationen für den Anleger 
oder in Unterlagen, auf welche der 
Verkaufsprospekt sich beruft und wel-
che der Öffentlichkeit zugänglich sind, 
enthalten sind. 

Interessierten Anlegern wird geraten, diesen 
Verkaufsprospekt sorgfältig und vollständig 
durchzulesen und sich bei ihren Rechts-, 
Steuer- oder Finanzberatern über die ent-
sprechenden rechtlichen Erfordernisse, 
Devisenbestimmungen und Steuern nach 
dem Recht des Landes ihrer Staatsangehö-
rigkeit, ihres gewöhnlichen Aufenthaltes 
oder Wohnsitzes, die sich auf den Erwerb, 
den Besitz, die Veräußerung oder anderwei-
tige Verfügung der Anteile auswirken kön-
nen, und über die steuerliche Behandlung 
der Erträge zu erkundigen.  

In diesem Verkaufsprospekt werden die in 
Artikel 1 Absatz 2 des Grundreglements 
definierten Begriffe in gleicher Weise ver-
wendet.  

Dieser Verkaufsprospekt kann in andere 
Sprachen übersetzt werden. Im Fall etwaiger 
Widersprüche oder Doppeldeutigkeiten in 
einer Übersetzung hat der deutsche Wort-
laut Vorrang.  

Die Herausgabe dieses Verkaufsprospekts 
und das Angebot bzw. der Verkauf von 
Anteilen des Fonds kann in manchen Ho-
heitsgebieten Beschränkungen unterliegen. 
Dieser Verkaufsprospekt ist nicht als Auffor-
derung zum Erwerb von Anteilen zu be-
trachten. 

1. Der Fonds 

Der im vorliegenden Verkaufsprospekt be-
schriebene Investmentfonds 

Deka-Nachhaltigkeit 

(im Folgenden der "Fonds") ist ein auf Initia-
tive der DekaBank Deutsche Girozentrale, 
Frankfurt am Main, nach Luxemburger 
Recht in der Form eines "fonds commun de 
placement" errichtetes Sondervermögen aus 
Wertpapieren und sonstigen Vermögens-
werten. Es wird nach Teil I des Luxemburger 
Gesetzes vom 17. Dezember 2010 über 
Organismen für gemeinsame Anlagen ver-
waltet und erfüllt die Anforderungen der 
EG-Ratsrichtlinie 2009/65/EG vom 13. Juli 
2009. 

Der Fonds ist ein Umbrella-Fonds mit Teil-
fonds im Sinne von Artikel 181 des Gesetzes 
von 2010. 

Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
Deka-Nachhaltigkeit Renten 
Deka-Nachhaltigkeit Balance 

Jeder Teilfonds gilt im Verhältnis der Anteil-
inhaber untereinander als selbstständiges 
Sondervermögen. Die Rechte und Pflichten 
der Anteilinhaber eines Teilfonds sind von 
denen der Anteilinhaber der anderen Teil-
fonds getrennt. Im Verhältnis zu Dritten 
haftet jedes Teilfondsvermögen getrennt für 
die jeweiligen Verbindlichkeiten des jeweili-
gen Teilfonds. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit 
neue Teilfonds auflegen. Sie kann bestehen-
de Teilfonds nach Maßgabe von Artikel 16 
und 19 des Grundreglement mit anderen 
(Teil-)Fonds verschmelzen oder auflösen. 

Es sind für jeden Teilfonds jeweils Anteile 
einer Anteilklasse – Anteilklasse "CF (A)" 
(ClassicFonds) – erhältlich.  

Das Geschäftsjahr des Fonds endet jeweils 
am 31. Oktober. Die Erträge werden an die 
Anleger ausgeschüttet. Zwischenausschüt-
tungen sind zulässig. Der Jahresbericht wird 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
KPMG Luxembourg Société coopérative 
geprüft.  

Der Fonds wird von der Deka International 
S.A. („Verwaltungsgesellschaft“), Luxem-
burg, verwaltet. Die Vermögenswerte des 
Fonds verwahrt die DekaBank Deutsche 
Girozentrale Luxembourg S.A. („Verwahr-
stelle“), Luxemburg. 

2. Die Verwaltungsgesellschaft  

Die Verwaltungsgesellschaft wurde am 
12. August 1988 als Aktiengesellschaft 
unter luxemburgischem Recht für eine un-
bestimmte Dauer gegründet. Sie hat ihren 
Sitz in Luxemburg und ist unter Nummer 
B. 28 599 im Luxemburger Handels- und 
Gesellschaftsregister eingetragen.  

Die Satzung der Gesellschaft ist im Mémorial 
C, Recueil des Sociétés et Associations 
(„Mémorial“), vom 26. Oktober 1988 veröf-
fentlicht und beim Luxemburger Handels- 
und Gesellschaftsregister hinterlegt. Die 
Satzung wurde letztmalig durch Gesellschaf-
terbeschluss vom 28. September 2017 ab-
geändert. Eine koordinierte Neufassung der 
Satzung wurde beim Luxemburger Handels- 
und Gesellschaftsregister hinterlegt und die 
Satzungsänderung im Recueil électronique 
des sociétés et associations ("RESA") am 
26. Oktober 2017 veröffentlicht.  

Der Zweck der Gesellschaft ist die Aufle-
gung und/oder Verwaltung von gemäß der 
Richtlinie 2009/65/EG zugelassenen luxem-
burgischen und/oder ausländischen OGAW 
und die zusätzliche Verwaltung anderer 
luxemburgischer und/oder ausländischer 
OGA, die nicht unter diese Richtlinie fallen.  

I. Verkaufsprospekt 
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Die Tätigkeit der Verwaltung von Fonds 
Communs de Placement und Investmentge-
sellschaften umfasst insbesondere:  

 Die Anlageverwaltung: In diesem Zusam-
menhang kann die Gesellschaft für Rech-
nung der von ihr verwalteten OGAW und 
OGA Benachrichtigungen oder Anweisun-
gen betreffend zu tätigender Anlagen ertei-
len, Verträge abschließen, alle Arten von 
Wertpapieren und andere Vermögensarten 
kaufen, verkaufen, tauschen und übereig-
nen, für Rechnung der von ihr verwalteten 
OGAW und OGA alle im Zusammenhang 
mit Wertpapieren, die das Vermögen der 
OGAW und OGA bilden, stehenden Stimm-
rechte ausüben. Hierbei handelt es sich nicht 
um eine abschließende Auflistung.  

 Administrative Tätigkeiten in Bezug auf 
OGAW und OGA. Hierbei handelt es sich 
um die Gesamtheit der in Anhang II des 
Gesetzes von 2010 aufgeführten Tätigkei-
ten, d.h. insbesondere die Bewertung der 
Portfolios und Preisfestsetzung für die Ak-
tien und/oder Anteile der OGAW und OGA, 
die Ausgabe und Rücknahme von Aktien 
und/oder Anteilen der OGAW und OGA, die 
Registerführung für die OGAW und OGA, 
die Führung und Aufbewahrung von Auf-
zeichnungen von Transaktionen. Diese Auf-
listung ist nicht abschließend.  

 Vertrieb der Aktien und/oder Anteile von 
selbst- oder fremdverwalteten OGAW und 
OGA in Luxemburg und/oder im Ausland.  

Die Verwaltungsgesellschaft verfügt im 
Einklang mit dem Gesetz von 2010 und den 
anwendbaren Verwaltungsvorschriften der 
CSSF über ausreichende und angemessene 
organisatorische Strukturen und interne 
Kontrollmechanismen, insbesondere handelt 
sie im besten Interesse der Fonds bzw. Teil-
fonds und stellt sicher, dass Interessenkon-
flikte vermieden werden und die Einhaltung 
von Beschlüssen und Verfahren, eine faire 
Behandlung der Inhaber von Anteilen an 
den verwalteten Fonds und Teilfonds sowie 
die Einhaltung der festgelegten Risikoma-
nagement-Grundsätze gewährleistet sind. 
Sie verfügt über eine wirksame und ständige 

Compliance-, Innenrevisions- sowie Risiko-
management-Funktion, die jeweils unab-
hängig sind, und erhält diese aufrecht. 

Die Verwaltungsgesellschaft verfügt ferner 
über festgelegte Entscheidungsprozesse, 
eine klare Organisationsstruktur, angemes-
sene interne Kontrollmechanismen sowie 
eine interne Berichterstattung zwischen 
allen maßgeblichen Ebenen der Verwal-
tungsgesellschaft. Sie gewährleistet ferner, 
dass angemessene und systematische Auf-
zeichnungen über ihre Geschäftstätigkeit 
und interne Organisation geführt werden. 
Sie ergreift alle angemessenen Maßnahmen, 
um das bestmögliche Ergebnis für den 
Fonds bzw. Teilfonds zu erzielen, wobei sie 
den Kurs, die Kosten, die Geschwindigkeit 
und Wahrscheinlichkeit der Ausführung und 
Abrechnung, den Umfang und die Art des 
Auftrages sowie alle sonstigen, für die Auf-
tragsausführung relevanten Aspekte berück-
sichtigt (best execution). Sie sorgt für eine 
umgehende, redliche und zügige Ausfüh-
rung der für Fonds bzw. Teilfonds getätigten 
Portfoliogeschäfte im Hinblick auf die Aus-
führung von Handelsentscheidungen für die 
verwalteten Fonds bzw. Teilfonds. Bei Ausla-
gerung von Aufgaben an Dritte vergewissert 
sie sich, dass die Dritten die notwendigen 
Maßnahmen zur Einhaltung aller Anforde-
rungen an Organisation und Vermeidung 
von Interessenkonflikten wie sie in den 
anwendbaren Luxemburger Gesetzen und 
Verordnungen festgelegt sind, getroffen 
haben und die Einhaltung dieser Anforde-
rungen überwachen. Darüber hinaus stellt 
sie sicher, dass den Fonds bzw. Teilfonds 
und/oder den Anteilinhabern in keinem Fall 
überzogene Kosten in Rechnung gestellt 
werden. 

Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeit im In- 
und Ausland ausüben, Zweigniederlassun-
gen errichten und alle sonstigen Geschäfte 
betreiben, die der Erreichung ihrer Zwecke 
förderlich sind und im Rahmen der Bestim-
mungen des Gesetzes vom 10. August 1915 
über Handelsgesellschaften und des Kapitels 
15 des Gesetzes von 2010 bleiben.  

Die Verwaltungsgesellschaft hat auf eigene 
Verantwortung, Kosten und Kontrolle die 
Deka Investment GmbH, Frankfurt, mit der 
Ausführung der täglichen Anlagepolitik des 
Fonds beauftragt. Der Fondsmanager ist 
befugt, Vermögenswerte des Fonds anzule-
gen und/oder bestehende Anlagen zu liqui-
dieren.  

Die Deka Investment GmbH ist eine Kapital-
anlagegesellschaft (Verwaltungsgesellschaft) 
nach deutschem Recht. Sie ist auf das Port-
foliomanagement von Fonds für Privatkun-
den und institutionelle Anleger spezialisiert. 
Die von ihr verwalteten Vermögenswerte 
beliefen sich am 31. Dezember 2017 auf 
rund 158,9 Mrd. Euro.  

Des Weiteren hat die Verwaltungsgesell-
schaft die Fondsbuchhaltung und Fondsad-
ministration auf die State Street Bank Lu-
xembourg S.C.A., Luxemburg ausgelagert. 

Mit der Abwicklung von Transaktionen für 
Rechnung des Fonds wird überwiegend die 
Verwahrstelle, deren Tochtergesellschaft die 
Verwaltungsgesellschaft ist, beauftragt.  

Weitere Angaben zur Verwaltungsgesell-
schaft enthält der Anhang „Ihre Partner in 
der Sparkassen-Finanzgruppe“. 

3. Die Verwahrstelle 

Das Gesetz von 2010 und die anwendbaren 
Verwaltungsvorschriften der CSSF sehen 
eine Trennung der Verwaltung und der 
Verwahrung von OGAW vor. Für Vermö-
genswerte, deren Verwahrung die Verwahr-
stelle selbst übernimmt, eröffnet die Ver-
wahrstelle für den OGAW ein oder mehrere 
Konten, in denen alle Vermögenswerte 
erfasst werden, die Eigentum des OGAW 
sind und für deren Verwahrung sie verant-
wortlich ist. Bei Vermögensgegenständen, 
die nicht verwahrt werden können, prüft die 
Verwahrstelle, ob der Fonds Eigentum an 
diesen Vermögensgegenständen erworben 
hat. Die Verwahrstelle muss zu jeder Zeit 
einen vollständigen Überblick über alle 
Vermögenswerte des OGAW haben, ein-
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schließlich derer, die nicht Gegenstand einer 
Verwahrung sind. Sie überwacht, ob die 
Verfügungen der Verwaltungsgesellschaft 
über die Vermögensgegenstände den Vor-
schriften des Gesetzes von 2010 und dem 
Verwaltungsreglement entsprechen. 

Die Verwahrstelle stellt sicher, dass die Geld-
flüsse und liquiden Mittel des OGAW ord-
nungsgemäß überwacht werden. Sie ge-
währleistet, dass sämtliche von 
Anteilinhabern bei der Zeichnung von Antei-
len des OGAW geleistete Zahlungen einge-
hen und dass alle liquiden Mittel des OGAW 
auf Geldkonten verbucht werden, die auf 
den Namen des OGAW oder der Verwal-
tungsgesellschaft oder auf den Namen der 
Verwahrstelle bei einem Institut gemäß 
Artikel 18 Abs. 1 a), b) und c) der Richtlinie 
2006/73 EG oder bei einem anderen Institut 
der gleichen Art in dem entsprechenden 
Markt, in dem Geldkonten vorgeschrieben 
sind, eröffnet wurden, solange ein solches 
Institut einer wirksamen aufsichtsrechtlichen 
Regulierung und Aufsicht unterliegt, die den 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
entsprechen und wirksam durchgesetzt 
werden. 

Daneben hat die Verwahrstelle insbesondere 
folgende Aufgaben: 

 Sicherzustellen, dass die Ausgabe und 
Rücknahme der Anteile sowie die Anteilwer-
termittlung den Vorschriften des Gesetzes 
von 2010 und dem Verwaltungsreglement 
des Fonds entsprechen, 

 Sicherzustellen, dass bei den für gemein-
schaftliche Rechnung der Anleger getätigten 
Geschäften der Gegenwert innerhalb der 
üblichen Fristen an den Fonds überwiesen 
wird, 

 Sicherzustellen, dass die Erträge des Fonds 
nach den Vorschriften des Gesetzes von 
2010 und dem Verwaltungsreglement ver-
wendet werden, 

 Sicherzustellen, dass die Anteilpreise 
ordnungsgemäß berechnet werden, 

 Sicherzustellen, dass Sicherheiten für 
Wertpapierdarlehen rechtswirksam bestellt 
und jederzeit vorhanden sind. 

Für den Fonds hat die DekaBank Deutsche 
Girozentrale Luxembourg S.A. die Funktion 
der Verwahrstelle übernommen. Sie wurde 
am 5. Februar 1971 als Aktiengesellschaft 
luxemburgischen Rechts mit Sitz in Luxem-
burg gegründet. Sie ist eine Bank im Sinne 
des Luxemburger Gesetzes vom 5. April 
1993 über den Finanzsektor; sie betreibt 
Bankgeschäfte aller Art. 

Ihre Rechte und Pflichten als Verwahrstelle 
richten sich nach Luxemburger Recht, dem 
Verwaltungsreglement und dem Verwahr-
stellenvertrag. 

Die DekaBank Deutsche Girozentrale Lu-
xembourg S.A. ist Mutterunternehmen und 
alleiniger Gesellschafter der Verwaltungsge-
sellschaft. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird überwie-
gend die Verwahrstelle, zu deren Konzern 
sie gehört, mit der Abwicklung von Transak-
tionen für Rechnung des Fonds beauftra-
gen. 

Interessenkonflikte können aus Aufgaben 
oder Kontrollfunktionen entstehen, die die 
Verwahrstelle für den Fonds, die Anleger 
oder die Verwaltungsgesellschaft erbringt. 

Interessenkonflikte könnten sich aus der 
Übernahme der Verwahrstellenfunktion für 
den Fonds ergeben. 

Interessenkonflikte könnten für den Fonds 
darüber hinaus durch die Wahrnehmung 
der Funktion des Unterverwahrers innerhalb 
der Deka-Gruppe entstehen. 

Potentielle Fallgruppen innerhalb der Deka-
Gruppe wurden identifiziert und entspre-
chende Vorkehrungen zu ihrer Vermeidung 
implementiert. Hierzu zählen u.a. die orga-
nisatorische Trennung der Zuständigkeiten 
und die Einhaltung von „Best Execution-
Maßstäben“ beim Erwerb oder Veräuße-
rung von Vermögensgegenständen. 

Die Verwahrstelle kann die Verwahrung von 
verwahrfähigen Vermögensgegenständen 
an weitere Unterverwahrer übertragen. Die 
übertragenen Aufgaben sind: 

 Verwahrung der Wertpapiere, 

 Verwaltung der Wertpapiere, 

 Abwicklung der Wertpapierhandelsge-
schäfte und Ausführung von Wertpapierlie-
ferungen (Ein- und Ausgänge). 

Als Unterverwahrer für die Verwahrstelle 
sind die DekaBank Deutsche Girozentrale, 
Frankfurt, sowie die Raiffeisenbank Interna-
tional AG, Wien (RBI AG), tätig. 

Die Verwahrung der Vermögenswerte des 
OGAW konzentriert sich zum größten Teil 
auf die DekaBank Deutsche Girozentrale, 
Frankfurt. Im OGAW enthaltene konzern-
fremde Zielfondsanteile werden durch die 
RBI AG verwahrt. 

Die Verwahrstelle ist grundsätzlich für alle 
Vermögensgegenstände, die von ihr oder 
von einem ihrer Unterverwahrer verwahrt 
werden, verantwortlich. Im Falle des Verlus-
tes eines solchen Vermögensgegenstandes 
haftet die Verwahrstelle gegenüber dem 
Fonds und dessen Anlegern, außer der 
Verlust ist auf Ereignisse außerhalb des 
Einflussbereichs der Verwahrstelle zurückzu-
führen. Für Schäden, die nicht im Verlust 
eines Vermögensgegenstandes bestehen, 
haftet die Verwahrstelle grundsätzlich nur, 
wenn sie ihre gesetzlichen und vertraglichen 
Verpflichtungen mindestens fahrlässig nicht 
erfüllt hat. 

Auf Verlangen übermittelt die Verwaltungs-
gesellschaft den Anlegern Informationen auf 
dem neuesten Stand zur Verwahrstelle und 
deren Pflichten, zu den Unterverwahrern 
sowie zu möglichen Interessenkonflikten im 
Zusammenhang mit der Tätigkeit der Ver-
wahrstelle oder der Unterverwahrer. Eine 
Übersicht der beauftragten Unterverwahrer 
und Lagerstellen ist unter www.deka.de 
erhältlich. 
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Ebenfalls auf Verlangen übermittelt sie den 
Anlegern Informationen zu den Gründen, 
aus denen sie sich für die DekaBank Deut-
sche Girozentrale Luxembourg S.A. als 
Verwahrstelle des Fonds entschieden hat. 

4. Anlagepolitik  

Das Hauptziel der Anlagepolitik des Fonds 
ist es, durch die Nutzung von Chancen und 
die Vermeidung von Risiken, die sich aus 
ökonomischen, ökologischen und sozialen 
Entwicklungen ergeben, ein mittel- bis 
langfristiges Kapitalwachstum zu erwirt-
schaften. 

Die Investition der Teilfonds in Wertpapiere 
erfolgt nur in solche, die nach Grundsätzen 
der Nachhaltigkeit ausgewählt werden. 
Dazu werden Emittenten nach Kriterien für 
Umweltmanagement (z.B. Klimaschutz, 
Umweltpolitik), soziale Verantwortung (z.B. 
Menschenrechte, Sozialstandards in der 
Lieferkette, Sicherheit und Gesundheit) und 
Unternehmensführung (z.B. Bestechung 
und Korruption, Transparenz und Berichter-
stattung) bewertet und im Ergebnis entwe-
der in das investierbare Universum aufge-
nommen oder aus diesem ausgeschlossen 
werden. Nicht investiert werden soll in Un-
ternehmen mit Verstößen gegen Menschen-
rechte, Arbeitsrechte, Kinderarbeit oder 
Korruption sowie in Branchen, die den 
Mindeststandards des Fonds nicht entspre-
chen. Durch die Nachhaltigkeitsanalyse 
werden die jeweils am nachhaltigsten wirt-
schaftenden Unternehmen ausgewählt 
(Best-in-Class-Ansatz). Das Fondsmanage-
ment der Teilfonds trifft seine Auswahl aus 
dem investierbaren Universum mit Hilfe 
detaillierter Finanzanalysen und wird durch 
einen für den jeweiligen Teilfonds gebildeten 
Anlageausschuss beraten. 

Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
Zur Erreichung der Anlageziele ist beabsich-
tigt, das Fondsvermögen des Teilfonds nach 
dem Grundsatz der Risikostreuung und im 
Rahmen der allgemeinen Richtlinien für die 
Anlagepolitik gemäß Artikel 5 des Grund-
reglements zu mindestens 61 % in Aktien 

zu investieren. Daneben kann das Vermögen 
des Teilfonds in variabel- und/oder festver-
zinsliche Wertpapiere und Zertifikate sowie 
Geldmarktinstrumente gemäß Artikel 5 
Absatz 1 Buchstaben a), b), c), d), h) oder 
Absatz 2 des Grundreglements angelegt 
werden. 

Mindestens 51 % des Wertes des Netto-
Fondvermögens werden in Kapitalbeteili-
gungen i.S.d. § 2 Absatz 8 Investmentsteu-
ergesetz (InvStG) angelegt. 

 Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne sind   

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum 
amtlichen Handel an einer Börse zugelassen 
oder an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind; 

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ansässig sind und dort der 
Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften 
unterliegen und nicht von ihr befreit sind; 

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die in 
einem Drittstaat ansässig sind und dort einer 
Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften 
in Höhe von mindestens 15 % unterliegen 
und nicht von ihr befreit sind; 

 Anteile an anderen Investmentfonds 
entweder in Höhe der bewertungstäglich 
veröffentlichten Quote ihres Wertes, zu der 
sie tatsächlich in die vorgenannten Anteile 
an Kapitalgesellschaften anlegen oder in 
Höhe der vertraglich festgelegten Mindest-
quote des anderen Investmentfonds. 

Deka-Nachhaltigkeit Renten 
Zur Erreichung der Anlageziele ist beabsich-
tigt, das Fondsvermögen des Teilfonds nach 
dem Grundsatz der Risikostreuung und im 
Rahmen der allgemeinen Richtlinien für die 
Anlagepolitik gemäß Artikel 5 des Grund-
reglements vorwiegend in auf Euro lautende 
Unternehmensanleihen, Staatsanleihen, 
Pfandbriefe und sonstige Anleihen von Emit-
tenten mit weltweitem Sitz zu investieren. 

Der Anteil der verzinslichen Wertpapiere, die 
selbst oder deren Aussteller niedriger als 
BBB- geratet sind, darf 33% des Netto-
Teilfondsvermögens nicht überschreiten. 
Dem Standard & Poor’s Rating steht das 
Rating einer anderen anerkannten Rating-
Agentur gleich. Bei mehreren Ratings ist das 
zweitbeste maßgebend. Wird ein Rating 
herabgesetzt und dadurch die Anlagegrenze 
überschritten, so wird die Verwaltungsge-
sellschaft vorrangig die Normalisierung 
dieser Lage unter Berücksichtigung der 
Interessen der Anteilinhaber anstreben.  
Daneben kann das Vermögen des Teilfonds 
in sonstige variabel- und /oder festverzinsli-
che Wertpapiere, Geldmarktinstrumente 
und Zertifikate gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstaben a), b), c), d), h) oder Absatz 2 
des Grundreglements angelegt werden.  

Deka-Nachhaltigkeit Balance  
Das Fondsmanagement verfolgt die Strate-
gie, je nach Marktlage in Renten (Staatsan-
leihen, Pfandbriefe, Corporate Bonds) der 
Eurozone und bis zu maximal 50% in globa-
le Aktien zu investieren. Die Auswahl der 
Vermögenswerte trifft das Fondsmanage-
ment nach einem mathematischen Verfah-
ren, durch welches die Entwicklungen je 
zulässiger Anlageklasse flexibel genutzt 
werden. Zur Begrenzung der Anlagerisiken 
dieses Teilfonds mit konservativem Verlust-
profil erfolgt eine laufende Anpassung der 
Gewichtung der Anlageklassen. Sollte zu 
einem Zeitpunkt keine der Investitionsmög-
lichkeiten den Erwartungen des Fondsma-
nagements entsprechen, kann zum be-
trächtlichen Teil in kurzfristige liquide 
Geldanlagen angelegt werden. 

Zu diesem Zweck ist beabsichtigt, das 
Fondsvermögen des Teilfonds nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung und im Rah-
men der allgemeinen Richtlinien für die 
Anlagepolitik gemäß Artikel 5 des Grund-
reglements vorwiegend in Aktien, in varia-
bel- und/oder festverzinslichen Wertpapieren 
und in Geldmarktinstrumenten gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a), b), c), d), 
h) oder Absatz 2 des Grundreglements 
anzulegen. 
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Verzinsliche Wertpapiere dürfen nur erwor-
ben werden, wenn die Wertpapiere selbst 
oder deren Aussteller von einer anerkannten 
Ratingagentur mindestens mit der Bonitäts-
stufe BBB- (Standard & Poor's) bzw. dem 
entsprechend geratet sind. Setzt eine Ratin-
gagentur, deren Rating für den Erwerb der 
Wertpapiere herangezogen wurde, ihr Ra-
ting herab, so dass es nicht mehr der Boni-
tätsstufe BBB- (Standard & Poor's) ent-
spricht, so wird die Gesellschaft über die 
Veräußerung der betroffenen Wertpapiere 
nach ihrem Ermessen unter Wahrung der 
Interessen der Anteilinhaber entscheiden. 

Als Aktien dürfen nur globale Standardwer-
te erworben werden. Aktien dürfen grund-
sätzlich nicht über 50 % des Wertes des 
Teilfondsvermögens hinaus erworben. 

In Wertpapiere und Geldmarktinstrumente 
der Bundesrepublik Deutschland dürfen 
auch mehr als 35 % des Wertes des Teil-
fondsvermögens angelegt werden. In dem 
Fall muss das Vermögen des Teilfonds Wert-
papiere halten, die im Rahmen von mindes-
tens sechs verschiedenen Emissionen bege-
ben worden sind, wobei die Wertpapiere 
aus einer einzigen Emission 30 % des Ge-
samtbetrags nicht überschreiten dürfen. 

Der Erwerb von Wandelschuldverschreibun-
gen, Optionsanleihen, Genuss-Scheinen und 
Zertifikaten ist ausgeschlossen. 

Gilt für alle Teilfonds 
Bis zu 10% des Netto-Fondsvermögens des 
jeweiligen Teilfonds darf in Investmentanteile 
gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e) des 
Grundreglements angelegt werden. 

Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe g) des Grundreglements getätigten 
Techniken und Instrumente, die Wertpapiere 
zum Gegenstand haben, werden auch zu 
anderen Zwecken als der Absicherung abge-
schlossen. Als Techniken und Instrumente 
gelten vor allem Derivate wie z.B. Optionen, 
Finanzterminkontrakte, Swaps, Credit 
Default Swaps, Devisenterminkontrakte 
sowie Kombinationen hieraus. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird die vorge-
nannten Geschäfte ausschließlich mit erst-
klassigen Finanzinstituten als Geschäfts-
partner abschließen, die auf derartige 
Geschäfte spezialisiert sind und von einer 
anerkannten Ratingagentur mit der Boni-
tätseinstufung „Investmentgrade“ bewertet 
wurden. 

Daneben dürfen alle Teilfonds Bankgutha-
ben gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) 
des Grundreglements und flüssige Mittel 
gemäß Artikel 5 Absatz 3 des Grundregle-
ments halten. 

5. Techniken und Instrumente  

Bei der Anlage des Fondsvermögens der 
einzelnen Teilfonds werden die Vorausset-
zungen des Luxemburger Gesetzes von 
2010 und der Großherzoglichen Verordnung 
vom 8. Februar 2008 in Umsetzung der 
Richtlinie 2007/16/EG eingehalten. Darüber 
hinaus werden die Vorgaben aus der Ver-
ordnung über die Meldung und Transparenz 
von Wertpapierfinanzierungsgeschäften (EU-
VO 2015/2365 (SFTR)) eingehalten. 

Zur effizienten Verwaltung des Portfolios 
darf der jeweilige Teilfonds sich unter Einhal-
tung der durch das Gesetz von 2010 oder 
die von der Luxemburger Aufsichtsbehörde 
festgelegten Bedingungen und Grenzen der 
Techniken und Instrumente bedienen, die 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumente 
zum Gegenstand haben. Zu diesen Techni-
ken und Instrumenten gehören neben den 
Wertpapierleihe-Geschäften gemäß Artikel 9 
des Grundreglements und den Wertpapier-
pensionsgeschäften gemäß Artikel 10 des 
Grundreglements vor allem Derivate, insbe-
sondere Optionen, Finanzterminkontrakte, 
Devisenterminkontrakte, Swaps, Credit 
Default Swaps, Total Return Swaps sowie 
Kombinationen hieraus. 

Mithilfe von Wertpapierleihe-Geschäften 
können Zusatzerträge für den jeweiligen 
Teilfonds erwirtschaftet werden. Hierbei 
können die im Teilfonds gehaltenen Wert-
papiere, Geldmarktinstrumente und/oder 

Investmentanteile – sofern zulässige Vermö-
gensgegenstände – darlehensweise gegen 
marktgerechtes Entgelt an Dritte übertragen 
werden. Die Vertragspartner werden nach 
den Grundsätzen der Best-Execution-Policy 
ausgewählt und regelmäßig überprüft. 
Hierbei kann der gesamte Bestand des je-
weiligen Teilfonds an Wertpapieren, Geld-
marktinstrumenten und/oder Investmentan-
teilen nur auf unbestimmte Zeit als 
Wertpapier-Darlehen an Dritte übertragen 
werden. Die Gesellschaft erwartet, dass im 
Regelfall nicht mehr als 60 % des Teilfonds-
vermögens Gegenstand von Darlehensge-
schäften sind. Dies ist jedoch lediglich ein 
geschätzter Wert, der im Einzelfall über-
schritten werden kann. Die Gesellschaft hat 
jederzeit die Möglichkeit, das Darlehensge-
schäft zu kündigen. Es muss vertraglich 
vereinbart werden, dass nach Beendigung 
des Darlehensgeschäfts dem Teilfonds Wert-
papiere, Geldmarktinstrumente oder In-
vestmentanteile gleicher Art, Güte und 
Menge innerhalb der üblichen Abwicklungs-
zeit zurück übertragen werden. Vorausset-
zung für die darlehensweise Übertragung 
ist, dass dem jeweiligen Teilfonds ausrei-
chende Sicherheiten gewährt werden. Hier-
zu können Guthaben abgetreten bzw. 
Wertpapiere oder Geldmarktinstrumente 
übereignet oder verpfändet werden. Die 
Erträge aus der Anlage der Sicherheiten 
stehen dem jeweiligen Teilfonds zu. 

Der Darlehensnehmer ist außerdem ver-
pflichtet, die Zinsen aus darlehensweise 
erhaltenen Wertpapieren, Geldmarktinstru-
menten oder Investmentanteilen bei Fällig-
keit an die Verwahrstelle für Rechnung des 
jeweiligen Teilfonds zu zahlen.  

Die darlehensweise übertragenen Vermö-
gensgegenstände werden nach Ermessen 
des Darlehensnehmers verwahrt. 

Derivate, die zur Absicherung eingesetzt 
werden, können Verluste für den jeweiligen 
Teilfonds, die sich aus der negativen Wert-
entwicklung abgesicherter Vermögenswerte 
ergeben, abmildern oder vermeiden; zu-
gleich kann die Absicherung mittels Deriva-
ten jedoch auch dazu führen, dass sich 
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positive Wertentwicklungen abgesicherter 
Vermögenswerte nicht mehr in gleichem 
Umfang positiv auf die Wertentwicklung des 
jeweiligen Teilfonds auswirken können. 
Derivate können zu Investitionszwecken 
eingesetzt werden, um zielgerichtet und 
zumeist unter geringerem Kapitaleinsatz an 
der Wertentwicklung von Finanzinstrumen-
ten oder Märkten zu partizipieren.  

Die Teilfonds dürfen im Rahmen eines stan-
dardisierten Systems, das von einer aner-
kannten Clearinginstitution oder von einem 
erstklassigen, auf derartige Geschäfte spe-
zialisierten Finanzinstitut organisiert wird 
oder eines Standardrahmenvertrages, Wert-
papiere verleihen oder leihen. Bei der Ver-
mittlung und Abwicklung von Wertpapier-
Darlehen über das standardisierte System 
wird die jederzeitige ausreichende Besiche-
rung durch die Bedingungen des Systembe-
treibers, als unabhängigen Dritten, sicherge-
stellt. Die Wahrung der Interessen der 
Anleger ist somit gewährleistet. Bei diesen 
Geschäften werden die Maßgaben des 
Rundschreibens CSSF 08/356, CSSF 11/512 
und CSSF 14/592 eingehalten. 

Die Vertragspartner der Wertpapierleihe 
müssen in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum, den Vereinigten 
Staaten von Amerika, Kanada, Hong Kong, 
Japan, Neuseeland oder einem anderen 
Drittstaat mit gleichwertiger Bankenaufsicht 
ansässig sein. 

Erträge, welche sich aus der Nutzung von 
Wertpapierleihe- und Pensionsgeschäften 
ergeben, sollen grundsätzlich – abzüglich 
direkter bzw. indirekter operationeller Kos-
ten – dem Fondsvermögen des jeweiligen 
Teilfonds zufließen. Die Verwaltungsgesell-
schaft hat das Recht, für die Anbahnung, 
Vorbereitung und Durchführung solcher 
Geschäfte eine Vergütung zu erheben. Die 
Gesellschaft erhält gemäß dem Sonderreg-
lement bis zu 49 % der Erträge aus diesen 
Geschäften. 

Gelddarlehen darf die Gesellschaft Dritten 
für Rechnung des jeweiligen Teilfonds nicht 
gewähren. 

Die Verwaltungsgesellschaft hat die Deka-
Bank Deutsche Girozentrale, Frankfurt am 
Main mit der Anbahnung, Vorbereitung und 
Durchführung von Wertpapierdarlehensge-
schäften und Wertpapierpensionsgeschäften 
beauftragt. Eventuelle Kosten wird die Ver-
waltungsgesellschaft aus der ihr zustehen-
den Vergütung für diese Geschäfte tragen. 

Eine Option ist das Recht, einen bestimmten 
Vermögenswert während einer im Voraus 
vereinbarten Frist („Ausübungszeitraum“) 
oder an einem im Voraus bestimmten Zeit-
punkt („Ausübungszeitpunkt”) zu einem im 
Voraus bestimmten Preis („Ausübungs-
preis”) zu kaufen (Kauf- oder „Call”-Option) 
oder zu verkaufen (Verkaufs- oder „Put”-
Option). Der Preis einer Call- oder Put-
Option ist die Options-„Prämie”. 

Finanzterminkontrakte sind gegenseitige 
Verträge, welche die Vertragsparteien be-
rechtigen beziehungsweise verpflichten, 
einen bestimmten Vermögenswert an einem 
im Voraus bestimmten Zeitpunkt zu einem 
im Voraus bestimmten Preis abzunehmen 
beziehungsweise zu liefern, wobei jeweils 
nur ein Bruchteil der jeweiligen Kontrakt-
größe („Einschuss“) sofort geleistet werden 
muss. 

Der Käufer eines Credit Default Swaps ent-
richtet eine Prämie, ausgedrückt als Prozent-
satz vom Nennwert des Kontraktgegenstan-
des, an den Verkäufer des Credit Default 
Swaps, der seinerseits sich verpflichtet, bei 
Eintritt des vereinbarten Ereignisses wie 
Insolvenz oder Zahlungsverzug des Schuld-
ners des Kontraktgegenstandes den Kon-
traktgegenstand gegen Zahlung dessen 
Nennwertes zu übernehmen oder einen 
Geldbetrag in Höhe der Differenz zwischen 
dem Nennwert und dem Marktwert des 
Kontraktgegenstandes zu zahlen. Solche 
Geschäfte sind ausschließlich mit Finanzinsti-
tuten erster Ordnung zulässig, die auf solche 
Geschäfte spezialisiert sind. Die Bewertung 
der Credit Default Swaps erfolgt nach trans-

parenten und nachvollziehbaren Methoden 
auf regelmäßiger Basis. Die Verwaltungsge-
sellschaft, der Verwaltungsrat und der Wirt-
schaftsprüfer werden die Transparenz und 
Nachvollziehbarkeit der Bewertungsmetho-
den und deren Anwendung überwachen. 
Falls im Rahmen der Überwachung Differen-
zen festgestellt werden, wird die Verwal-
tungsgesellschaft deren Beseitigung veran-
lassen. 

Total Return Swaps sind Kreditderivate, bei 
denen sämtliche Erträge und Wertschwan-
kungen eines Basiswerts gegen eine fest 
vereinbarte Zinszahlung getauscht werden. 
Ein Vertragspartner, der Sicherungsnehmer, 
transferiert damit das gesamte Kredit- und 
Marktrisiko für die Laufzeit des Geschäftes 
aus dem Basiswert auf den anderen Ver-
tragspartner, den Sicherungsgeber. Im Ge-
genzug zahlt der Sicherungsnehmer bei 
Abschluss des Geschäftes eine Prämie an 
den Sicherungsgeber. Bei möglichen Kurs-
verlusten sind am Ende des Geschäftes 
(Fälligstellung) Ausgleichzahlungen vom 
Sicherungsgeber zu leisten. Statt einer Zins-
zahlung kann die Gesamtrendite eines Ba-
siswerts auch gegen die Gesamtrendite 
eines anderen Basiswerts getauscht werden. 

Total Return Swaps werden für den jeweili-
gen Teilfonds getätigt, um sich gegen Kurs-
verluste und Risiken aus dem Basiswert 
abzusichern bzw. an Marktentwicklungen 
partizipieren zu können ohne den Basiswert 
selbst erworben zu haben. Unter anderem 
können Aktien, Renten und Währungen als 
Vermögensgegenstände des Fonds Gegen-
stand von Total Return Swaps sein. Es dürfen 
bis zu 20 % des jeweiligen Teilfondsvermö-
gens Gegenstand solcher Geschäfte sein. 
Dies ist ein Orientierungswert der im Einzel-
fall auch überschritten werden kann. Die 
Gesellschaft erwartet aber, dass dieser Wert 
im Regelfall geringer ausfällt. Den tatsächli-
chen Wert der in Total Return Swaps im 
jeweiligen Teilfondsvermögen investiert ist, 
kann dem jeweils gültigen Jahres- oder 
Halbjahresbericht entnommen werden. Die 
Erträge zuzüglich evtl. vereinnahmter Prä-
mien aus Total Return Swaps fließen – nach 
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Abzug der Transaktionskosten – vollständig 
dem jeweiligen Teilfonds zu. 

Die Vertragspartner für Total Return Swaps 
werden nach den Grundsätzen der Best-
Execution-Policy ausgewählt und regelmäßig 
überprüft. Die Vertragspartner müssen 
Finanzeinrichtungen erster Ordnung sein, 
die auf solche Transaktionen spezialisiert 
sind, einem Rating einer anerkannten Ratin-
gagentur unterliegen (min. Investmentgra-
de) und von einer Aufsichtsbehörde beauf-
sichtigt werden. 

Für die Techniken und Instrumente und 
Wertpapierdarlehensgeschäfte besteht ein 
Collateral-Management zur Verwaltung der 
für diese Geschäfte zu stellenden sowie zu 
erhaltenden Sicherheiten. Die Sicherheiten 
dienen dazu, das Ausfallrisiko des Vertrags-
partners dieser Geschäfte ganz oder teilwei-
se zu reduzieren. Diese werden täglich neu 
berechnet und entsprechend angepasst. 

Für OTC-Derivate, die über eine zentrale 
Gegenpartei abgewickelt werden und für 
börsengehandelte Derivate sowie für Wert-
papierleihe-Geschäfte, die über ein standar-
disiertes System abgeschlossen werden, 
richtet sich die Besicherung nach den Regeln 
der zentralen Gegenpartei, der Börse bzw. 
des Systembetreibers. 

Für OTC-Derivate, die nicht über eine zent-
rale Gegenpartei abgewickelt werden, sowie 
für Wertpapierleihe-Geschäfte, die nicht 
über ein standardisiertes System abgeschlos-
sen werden, vereinbart die Verwaltungsge-
sellschaft mit den Kontrahenten Regelungen 
zur Besicherung der Forderungen des jewei-
ligen Teilfonds. Die grundsätzlichen Anforde-
rungen an die Sicherheiten hat die Verwal-
tungsgesellschaft in einer Collateral Policy, 
unter Berücksichtigung der gesetzlichen und 
aufsichtsrechtlichen Anforderungen, u.a. der 
Verordnung 10-4 der CSSF, dem Rund-
schreiben CSSF 11/512, dem Rundschreiben 
CSSF 08/356, den CESR Guidelines on Risk 
Measurement and Calculation of Global 
Exposure and Counterparty Risk for UCITS 
(CESR/10-788), sowie dem Rundschreiben 
CSSF 14/592 in Verbindung mit den ESMA 

Guidelines on ETFs and other UCITS issues 
(ESMA/2014/937), festgelegt. 

Zulässige Sicherheiten sind u.a. Barsicherhei-
ten, Aktien, Staatsanleihen, Anleihen ande-
rer Gebietskörperschaften und supranatio-
naler Organisationen, 
Unternehmensanleihen sowie deutsche 
öffentliche oder Hypothekenpfandbriefe. 
Weitere Restriktionen hinsichtlich zulässiger 
Währungen, Ratinganforderungen an Emis-
sion bzw. Emittent sowie Zugehörigkeit zu 
ausgewählten Indizes (bei Aktien) stellen 
weiterhin sicher, dass ausschließlich Sicher-
heiten hoher Qualität Verwendung finden. 
Hierbei werden nur Sicherheiten akzeptiert, 
die von Emittenten mit einer hohen Kredit-
qualität und Bonität begeben worden sind. 
Sollte nicht das höchste Kreditratingband 
vorliegen, werden weitere Sicherheitsmar-
genabschläge vorgenommen. 

Alle entgegen genommenen Sicherheiten, 
die keine Barsicherheiten sind, sollen liquide 
sein und an einem liquiden Markt mit trans-
parenten Preisfeststellungen gehandelt 
werden. Ziel ist es eine kurzfristige Veräuße-
rung garantieren zu können, zu einem Preis 
der nahe an der vor dem Verkauf festgestell-
ten Bewertung liegt. 

Die Sicherheiten sollen mindestens börsen-
täglich bewertet werden können. Es findet 
eine tägliche Marktbewertung und ein 
täglicher Marginausgleich statt. Vermögens-
gegenstände, die eine hohe Preisvolatilität 
aufweisen, werden nur dann als Sicherheit 
akzeptiert, wenn geeignete konservative 
Bewertungsabschläge (Haircuts) angewandt 
werden können. Die erhaltenen unbaren 
Sicherheiten werden nicht veräußert, neu 
angelegt oder verpfändet. 

Wertpapier-Darlehensgeschäfte werden zu 
mindestens 90 % besichert. Der Kurswert 
der als Darlehen übertragenen Wertpapiere 
bildet dabei zusammen mit den zugehöri-
gen Erträgen den Sicherungswert. Die Leis-
tung der Sicherheiten durch den Darlehens-
nehmer darf 90 % des Sicherungswertes 
zuzüglich eines marktüblichen Aufschlags 
nicht unterschreiten. Im Übrigen müssen 

Derivate- und Wertpapierdarlehensgeschäfte 
in einem Umfang besichert sein, der sicher-
stellt, dass der Anrechnungsbetrag für das 
Ausfallrisiko des jeweiligen Vertragspartners 
5 % des Wertes des jeweiligen Teilfonds 
nicht überschreitet. Ist der Vertragspartner 
ein Kreditinstitut mit Sitz in einem Mitglied-
staat der EU oder in einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den EWR 
oder in einem Drittstaat, in dem gleichwer-
tige Aufsichtsbestimmungen gelten, so darf 
der Anrechnungsbetrag für das Ausfallrisiko 
10 % des Wertes des jeweiligen Teilfonds 
betragen. 

Die Besicherung kann auch vollständig 
durch Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente eines einzigen Emittenten gemäß 
Artikel 6 Absatz 3 des Grundreglements 
erfolgen; in dem Fall müssen die Sicherhei-
ten mindestens 6 verschiedene Emissionen 
umfassen und keine Emission darf 30 % des 
jeweiligen Netto-Teilfondsvermögens über-
steigen. 

Von den Sicherheiten werden Wertabschlä-
ge (Haircuts) abgezogen, die je nach Art der 
Wertpapiere, der Bonität der Emittenten 
sowie ggf. nach Restlaufzeit variieren. Die 
Haircuts fallen für die aufgeführten Wertpa-
pierkategorien wie folgt aus: 

 Bankguthaben 0% 

 Aktien 5% - 40% 

 Renten 0,5% - 30% 

 Aktien oder Anteile an UCITS 10% – 50% 

Darüber hinaus kann für Sicherheiten in 
einer anderen Währung als der Teilfonds-
währung ein zusätzlicher Wertabschlag von 
bis zu 10%-Punkten angewandt werden. In 
besonderen Marktsituationen (z.B. Markt-
turbulenzen) kann die Verwaltungsgesell-
schaft von den genannten Werten abwei-
chen. 

Barsicherheiten in Form von Bankguthaben 
dürfen auf Sperrkonten bei der Verwahrstel-
le des Fonds oder mit ihrer Zustimmung bei 
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einem anderen Kreditinstitut gehalten wer-
den. Barmittel, die der jeweilige Teilfonds als 
Sicherheiten gestellt bekommt, können 
unter Einhaltung der Vorgaben des Rund-
schreibens CSSF 08/356 und des Rund-
schreibens CSSF 11/512 reinvestiert werden. 
Die Wiederanlage darf nur in Staatsanleihen 
von hoher Qualität oder in Geldmarktfonds 
mit kurzer Laufzeitstruktur erfolgen. Zudem 
können Barsicherheiten im Wege eines 
umgekehrten Pensionsgeschäfts mit einem 
Kreditinstitut angelegt werden, wenn die 
Rückforderung des aufgelaufenen Gutha-
bens jederzeit gewährleistet ist. 

Die Gesellschaft kann für Rechnung des 
jeweiligen Teilfonds im Rahmen von Deri-
vate- und Wertpapierdarlehensgeschäften 
Wertpapiere als Sicherheit entgegenneh-
men. Wenn diese Wertpapiere als Sicherheit 
übertragen wurden, müssen sie bei der 
Verwahrstelle verwahrt werden. Hat die 
Gesellschaft die Wertpapiere als Sicherheit 
verpfändet erhalten, können sie auch bei 
einer anderen Stelle verwahrt werden, die 
einer wirksamen öffentlichen Aufsicht unter-
liegt und vom Sicherungsgeber unabhängig 
ist. 

Der Einsatz von Derivaten und sonstigen 
Techniken und Instrumenten soll vorwie-
gend im Hinblick auf eine Steigerung der 
Wertentwicklung erfolgen, ohne dass 
dadurch von den im Grund- oder Sonder-
reglement bzw. im Verkaufsprospekt des 
Fonds genannten Anlagezielen abgewichen 
oder der grundlegende Charakter der Anla-
gepolitik des jeweiligen Teilfonds verändert 
wird. 

Der jeweilige Teilfonds darf als Teil seiner 
Anlagestrategie innerhalb der in Artikel 6 
Absatz 5 und 6 des Grundreglements fest-
gelegten Grenzen Anlagen in Derivaten 
tätigen, sofern das Gesamtrisiko der Basis-
werte die Anlagegrenzen des Artikels 6 
nicht überschreitet. Anlagen des jeweiligen 
Teilfonds in indexbasierten Derivaten müssen 
bei den Anlagegrenzen des Artikels 6 Absatz 
1 bis 6 nicht berücksichtigt werden. Wenn 
ein Derivat in ein Wertpapier oder ein 
Geldmarktinstrument eingebettet ist, muss 

es hinsichtlich der Einhaltung der Vorschrif-
ten dieses Artikels mit berücksichtigt wer-
den. 

Die Verwaltungsgesellschaft verfügt für den 
Fonds über ein Risikomanagementverfahren 
im Einklang mit dem Gesetz von 2010 und 
den anwendbaren Verwaltungsvorschriften 
der CSSF, insbesondere dem Rundschreiben 
CSSF 11/512 vom 30. Mai 2011.  

Im Rahmen des Risikomanagementverfah-
rens wird das Gesamtrisiko der Teilfonds 
mittels einer sogenannten relativen Value-at-
Risk (VaR)-Limitierung gemessen und kon-
trolliert.  

Beim VaR handelt es sich um ein Standard-
Risikomaß im Finanzsektor. Ausgehend von 
einem fixierten Zeitintervall und einer vorge-
gebenen Wahrscheinlichkeit (Konfidenzni-
veau) ist der VaR einer Finanzposition dieje-
nige Ausprägung der Verlusthöhe, die mit 
der vorgegebenen Wahrscheinlichkeit nicht 
überschritten wird. Die Berechnung des VaR 
wird dabei auf Basis eines einseitigen Kon-
fidenzintervalls von 99% sowie einer Halte-
periode von 20 Tagen durchgeführt. 

Für Zwecke der Risikobegrenzung darf das 
Gesamtrisiko aus allen Positionen des jewei-
ligen Teilfonds, das über den VaR ermittelt 
wird, den VaR eines Referenzportfolios mit 
dem gleichen Marktwert wie dieser Teilfonds 
nicht zweimal überschreiten. Als Referenz-
portfolio dient bei 

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien: ein Aktienin-
dex, der die Entwicklung von weltweiten, 
liquiden Aktien mittlerer und großer Unter-
nehmen widerspiegelt; 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten: ein Renten-
index, der breit diversifiziert ist und liquide, 
festverzinsliche Anleihen mit Investmentgra-
de-Rating umfasst; 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance: eine Kom-
bination bestehend aus einem Rentenindex, 
der das Segment der größten und liquides-
ten deutschen Staatsanleihen abbildet 
(50%) sowie einem Aktienindex, der große, 

weltweit börsennotierte Unternehmen 
umfasst (50%). 

Die Verwaltungsgesellschaft berechnet die 
Hebelwirkung (Englisch „leverage“) der 
Teilfonds im Einklang mit den Verwaltungs-
vorschriften der zuständigen Aufsichtsbe-
hördenunter Anwendung des Ansatzes der 
Summe der Nominalen („Bruttomethode“) 
sowie zusätzlich unter Anwendung des 
Commitment-Ansatzes („Nettomethode“)1. 

Anteilinhaber sollten beachten, dass Deri-
vate für verschiedene Zwecke eingesetzt 
werden können, insbesondere für Absiche-
rungs- und Investmentzwecke. Die Berech-
nung der erwarteten Hebelwirkung nach 
Bruttomethode unterscheidet nicht zwi-
schen den unterschiedlichen Zielsetzungen 
des Derivateeinsatzes und liefert daher keine 
Indikation über den Risikogehalt der Teil-
fonds. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, 
dass die aus dem Einsatz von Derivaten 
resultierende Hebelwirkung (Leverage) der 
Teilfonds nach Bruttomethode grundsätzlich 
3,0 nicht überschreiten wird. Eine Indikation 
des Risikogehaltes der Teilfonds wird dage-
gen durch die Nettomethode gegeben, da 
sie auch den Einsatz von Derivaten zu Absi-
cherungszwecken angemessen berücksich-
tigt. Die Verwaltungsgesellschaft erwartet, 
dass die Hebelwirkung (Leverage) der Teil-
fonds nach Nettomethode grundsätzlich 2,0 
nicht überschreiten wird. In besonderen 
Ausnahmefällen kann es vorkommen, dass 
die Hebelwirkung auch höher liegt 

Angaben zu den Risikoprofilen der Teilfonds, 
welche im Einklang mit den oben genann-
ten Techniken und Instrumenten stehen, 
können auch den wesentlichen Informatio-
nen für den Anleger entnommen werden. 

Informationen zum aktuellen Einsatz der 
Techniken und Instrumente sind bei der Ver-
waltungsgesellschaft unter (+3 52) 34 09-39 

                                                           
1
 Die Berechnung unter Anwendung des Commit-

ment-Ansatzes erfolgt nach den von der European 
Securities and Markets Authority (ESMA), früher 
Committee of European Securities Regulators (CESR), 
veröffentlichten Guidelines vom 28. Juli 2010 (CESR 
10-788). 
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und bei der DekaBank Deutsche Girozentra-
le von montags bis freitags in der Zeit von 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr unter der Rufnum-
mer +49 (0) 69 / 7147-652 erhältlich. 

6. Risikohinweise  

Anteile an dem jeweiligen Teilfonds sind 
Wertpapiere, deren Preise durch die börsen-
täglichen Kursschwankungen der in dem 
Teilfonds befindlichen Vermögenswerte 
bestimmt werden und deshalb steigen oder 
auch fallen können. 

Zudem enthalten die im Abschnitt 5 be-
schriebenen Options- und Termingeschäfte 
spezifische Risiken.  

Kauf und Verkauf von Optionen/Options-
scheinen („Optionen“) sind mit besonderen 
Risiken verbunden:  

 Die entrichtete Prämie einer erworbenen 
Call- oder Put-Option kann verloren gehen, 
sofern der Kurs des der Option zugrunde 
liegenden Wertpapiers sich nicht erwar-
tungsgemäß entwickelt und es deshalb 
nicht im Interesse des jeweiligen Teilfonds 
liegt, die Option auszuüben.  

 Wenn eine Call-Option verkauft wird, 
besteht das Risiko, dass der jeweilige Teil-
fonds nicht mehr an einer möglicherweise 
erheblichen Wertsteigerung des Wertpapiers 
teilnimmt beziehungsweise sich bei Aus-
übung der Option durch den Vertrags-
partner zu ungünstigen Marktpreisen einde-
cken muss.  

 Beim Verkauf von Put-Optionen besteht 
das Risiko, dass der jeweilige Teilfonds zur 
Abnahme von Wertpapieren zum Aus-
übungspreis verpflichtet ist, obwohl der 
Marktwert dieser Wertpapiere bei Ausübung 
der Option deutlich niedriger ist.  

 Durch die Hebelwirkung von Optionen 
kann der Wert des Fondsvermögens des 
jeweiligen Teilfonds stärker beeinflusst wer-
den, als dies beim unmittelbaren Erwerb von 
Wertpapieren der Fall ist.  

 Derivate können teilweise zur Absiche-
rung von Risiken eingesetzt werden, denen 
der jeweilige Teilfonds ansonsten ausgesetzt 
wäre. Steigende Nennwerte während der 
Laufzeit des Fonds können daher in man-
chen Fällen Folge eines erhöhten Grades der 
Absicherung sein. Die Zahl gibt daher keine 
Auskunft über den Risikograd des Fonds. 

Durch den Ausfall eines Ausstellers oder 
Kontrahenten können Verluste für den 
jeweiligen Teilfonds entstehen. Das Ausstel-
lerrisiko beschreibt die Auswirkung der 
besonderen Entwicklungen des jeweiligen 
Ausstellers, die neben den allgemeinen 
Tendenzen der Kapitalmärkte auf den Kurs 
eines Wertpapiers einwirken. Auch bei 
sorgfältiger Auswahl der Wertpapiere kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass Verluste 
durch Vermögensverfall von Ausstellern 
eintreten. Das Kontrahentenrisiko beinhaltet 
das Risiko der Partei eines gegenseitigen 
Vertrages, mit der eigenen Forderung teil-
weise oder vollständig auszufallen. Dies gilt 
für alle Verträge, die für Rechnung des 
jeweiligen Teilfonds geschlossen werden. 

Der Wert des jeweiligen Teilfonds-
Vermögens kann außerdem durch unvorher-
sehbare Ereignisse wie z.B. internationale 
politische Entwicklungen, Änderungen in 
der Politik von Staaten, Beschränkung von 
Auslandsinvestitionen und Währungsrück-
führungen sowie sonstige Entwicklungen 
und geltende Gesetze und Verordnungen 
nachteilig beeinflusst werden. 

Finanz- und Devisenterminkontrakte sind 
mit erheblichen Chancen, aber auch Risiken 
verbunden, weil jeweils nur ein Bruchteil der 
jeweiligen Kontraktgröße („Einschuss”) 
sofort geleistet werden muss. Bezogen auf 
den Einschuss können Kursausschläge des 
dem Terminkontrakt zugrunde liegenden 
Basiswerts in die eine oder andere Richtung 
zu erheblichen Gewinnen oder Verlusten 
führen. Insofern weisen Terminkontrakte 
eine hohe Volatilität auf.  

Soweit Finanz- und Devisenterminkontrakte 
zu Absicherungszwecken eingesetzt wer-
den, dienen diese dazu, Kursrisiken zu ver-

mindern. Sie können aber nicht ausschlie-
ßen, dass Kursrisiken trotz möglicher Kurssi-
cherungsgeschäfte die Entwicklung des 
jeweiligen Teilfonds negativ beeinflussen. 
Die bei Sicherungsgeschäften entstehenden 
Kosten und evtl. Verluste vermindern das 
Ergebnis des jeweiligen Teilfonds. 

Sofern die Vermögenswerte des jeweiligen 
Teilfonds in anderen Währungen als der 
Fondswährung angelegt sind, erhält der 
Teilfonds die Erträge, Rückzahlungen und 
Erlöse aus solchen Anlagen in der jeweiligen 
Währung. Fällt der Wert dieser Währung 
gegenüber der Fondswährung, so reduziert 
sich der Wert des Fondsvermögens des 
jeweiligen Teilfonds. Die Verwaltungsgesell-
schaft kann Währungskurs-Sicherungsge-
schäfte abschließen.  

Die Währungskurs-Sicherungsgeschäfte 
können aber nicht ausschließen, dass Wäh-
rungskursänderungen die Entwicklung des 
jeweiligen Teilfonds negativ beeinflussen. 
Die bei Währungskurs-Sicherungsgeschäften 
entstehenden Kosten und evtl. Verluste 
mindern das Ergebnis des jeweiligen Teil-
fonds. 

Mit der Verwahrung von Vermögensge-
genständen im Ausland, insbesondere in 
aufstrebenden Märkten, ist ein Verlustrisi-
ko verbunden, das aus Insolvenz, Sorg-
faltspflichtverletzungen oder missbräuchli-
chem Verhalten des Verwahrers oder eines 
Unterverwahrers resultieren kann. 

Außerdem trifft den jeweiligen Teilfonds 
auch das Länder- und Transferrisiko. Vom 
Länderrisiko spricht man, wenn ein ausländi-
scher Schuldner trotz Zahlungsfähigkeit 
aufgrund fehlender Transferfähigkeit oder -
bereitschaft seines Sitzlandes Leistungen 
nicht fristgerecht oder überhaupt nicht 
erbringen kann. So können z. B. Zahlungen, 
auf die der jeweilige Teilfonds Anspruch hat, 
ausbleiben oder in einer Währung erfolgen, 
die aufgrund von Devisenbeschränkungen 
nicht mehr konvertierbar ist. 

Für den jeweiligen Teilfonds dürfen auch 
Vermögensgegenstände erworben werden, 
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die nicht zum amtlichen Markt an einer 
Börse zugelassen oder in einen organisierten 
Markt einbezogen sind. Der Erwerb derarti-
ger Vermögensgegenstände ist mit der 
Gefahr verbunden, dass es insbesondere zu 
Problemen bei der Weiterveräußerung der 
Vermögensgegen-stände an Dritte kommen 
kann. 

Da dieser Fonds in beschränktem Maße in 
verzinsliche Wertpapiere investieren darf, 
deren Aussteller keine erstklassige Bonität 
aufweisen, sind mit der Anlage in dem 
Fonds erhöhte Chancen verbunden, denen 
jedoch entsprechende Ausfallrisiken bezüg-
lich der Emittenten entgegenstehen. 

Ferner kann sich die rechtliche und steuerli-
che Behandlung des jeweiligen Teilfonds in 
unabsehbarer und nicht beeinflussbarer 
Weise ändern, wobei das Risiko der Ände-
rung bekannt gemachter Besteuerungs-
grundlagen bei in der Bundesrepublik 
Deutschland steuerpflichtigen Anlegern 
sowie – in steuerlicher Sicht – das Risiko der 
Änderung von Rahmenbedingungen beson-
ders herauszustellen ist. 

Die Anlage des Fondsvermögens in Anteile 
eines Teilfonds eines Zielfonds (Umbrella-
Fonds) ist unter Umständen mit einem zu-
sätzlichen Risiko verbunden, weil der 
Umbrella-Fonds gegebenenfalls Dritten 
gegenüber insgesamt für die Verbindlichkei-
ten jedes Teilfonds haftet. Ist dies der Fall 
finden die Anlagebeschränkungen des 
Artikel 6 Absatz 7 und Artikel 7 Absatz 2 
des Grundreglements auf die Anlage des 
Fondsvermögens in dem Umbrella-Fonds 
insgesamt Anwendung. 

Es kann daher grundsätzlich keine Zusi-
cherung gegeben werden, dass die Ziele 
der Anlagepolitik erreicht werden. 

7. Wertentwicklung  

Die Wertentwicklung wird für die Anteile 
jedes Teilfonds nach der so genannten „BVI-
Methode” ermittelt. Die Berechnung basiert 
auf den Rücknahmepreisen am Anfangs- 

und Endtermin. Zwischenzeitliche Ausschüt-
tungen werden zum Rücknahmepreis des 
Ausschüttungstages reinvestiert. 

Angaben zur Wertentwicklung enthalten die 
wesentlichen Informationen für den Anleger 
sowie die Halbjahres- und Jahresberichte. 
Darüber hinaus wird die aktuelle Wertent-
wicklung bei den Produktinformationen zu 
dem Investmentfonds im Rahmen des Inter-
netangebots www.deka.de veröffentlicht. 

8. Risikoprofil 

Unter Berücksichtigung der in Abschnitt  4 
genannten Anlageziele und -grundsätze 
ergeben sich für die Teilfonds im Wesentli-
chen solche Risiken, die bei 

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien mit der Anla-
ge in Aktien. 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance mit der 
Anlage in Aktien und Anleihen. 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten mit der Anla-
ge in Anleihen. 

verbunden sind. 

Hinsichtlich Anlagen in Aktien sind das 
allgemeine Marktrisiko sowie unterneh-
mensspezifische Risiken und das Liquiditäts-
risiko zu nennen. 

Bei Anlagen in Anleihen spielen das allge-
meine Marktrisiko, das Adressenausfallrisiko, 
das  Zinsänderungsrisiko, das Liquiditätsrisi-
ko sowie das Länder- und Transferrisiko eine 
wesentliche Rolle. 

In Bezug auf weitere potentielle Risiken, die 
sich für den Fonds im Rahmen der Anlage-
grundsätze ergeben können wird auf den 
Abschnitt 6 (Risikohinweise) verwiesen 

9. Profil des Anlegerkreises  

Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
Die Anteile des Teilfonds sind in erster Linie 

für die Vermögensoptimierung bestimmt. 
Sie eignen sich besonders für Anleger mit 
hoher Risikoneigung und hoher Wertpapier-
erfahrung hinsichtlich der in Abschnitt 6 
erläuterten Kursrisiken sowie einem mittel- 
bis langfristigen Anlagehorizont.  

Deka-Nachhaltigkeit Renten 
Die Anteile des Teilfonds sind in erster Linie 
für die Vermögensoptimierung bestimmt. 
Sie eignen sich besonders für Anleger mit 
hoher Risikoneigung und hoher Wertpapier-
erfahrung hinsichtlich der in Abschnitt 6 
erläuterten Kursrisiken sowie einem mittel- 
bis langfristigen Anlagehorizont. 

Deka-Nachhaltigkeit Balance 
Die Anteile des Teilfonds sind in erster Linie 
für die Vermögensoptimierung bestimmt. 
Sie eignen sich besonders für Anleger mit 
mittlerer Risikoneigung und mittlerer Wert-
papiererfahrung hinsichtlich der in Abschnitt 
6 erläuterten Kursrisiken sowie einem mittel- 
bis langfristigen Anlagehorizont. 

10. Steuern  

Das Fondsvermögen unterliegt im Großher-
zogtum Luxemburg einer „taxe d'abonne-
ment“ von derzeit jährlich 0,05%, zahlbar 
pro Quartal auf das jeweils am Quartalsende 
ausgewiesene Netto-Fondsvermögen, so-
weit es nicht in Luxemburger Investment-
fonds, die der „taxe d'abonnement“ unter-
liegen, angelegt ist.  

Die Einkünfte des Fonds werden im Groß-
herzogtum Luxemburg nicht besteuert. Sie 
können jedoch etwaigen Quellen- oder 
anderen Steuern der Länder unterliegen, in 
denen das Fondsvermögen investiert ist.  

Die Zinsinformationsverordnung, mit der die 
Richtlinie im Bereich der Besteuerung von 
Zinserträgen (RL 2003/48/EG) umgesetzt 
wird, soll grenzüberschreitend die effektive 
Besteuerung von Zinserträgen natürlicher 
Personen im Gebiet der EU sicherstellen. 
Dazu werden grundsätzlich Zinserträge, die 
eine natürliche Person in Deutschland von 
einem ausländischen Kreditinstitut im euro-
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päischen Ausland wie z.B. Luxemburg er-
hält, von der ausländischen Bank letztlich an 
das deutsche Wohnsitzfinanzamt gemeldet. 
Alternativ behalten einige ausländische 
Staaten Quellensteuern ein, die in Deutsch-
land anrechenbar sind. 

Konkret betroffen sind folglich die innerhalb 
der EU bzw. in den beigetretenen Drittstaa-
ten ansässigen Privatanleger, die grenzüber-
schreitend in einem anderen EU-Land ihr 
Depot oder Konto führen und Zinserträge 
erwirtschaften. Unter anderem Luxemburg 
und die Schweiz haben sich verpflichtet, von 
den Zinserträgen eine Quellensteuer in Höhe 
von 35 % einzubehalten. Der Anleger erhält 
im Rahmen der steuerlichen Dokumentation 
eine Bescheinigung, mit der er sich die ab-
gezogenen Quellensteuern im Rahmen 
seiner Einkommenserklärung anrechnen 
lassen kann. 

Alternativ hat der Privatanleger die Möglich-
keit, sich vom Steuerabzug im Ausland 
befreien zu lassen, indem er eine Ermächti-
gung zur freiwilligen Offenlegung seiner 
Zinserträge gegenüber der ausländischen 
Bank (also z.B. gegenüber der DekaBank 
Luxemburg) abgibt, die es dem Institut 
gestattet, auf den Steuerabzug zu verzich-
ten und stattdessen die Erträge an die ge-
setzlich vorgegebenen Finanzbehörden zu 
melden.  

11. Kosten  

Die Verwaltungsgesellschaft erhält aus dem 
Fondsvermögen der Teilfonds als Verwal-
tungsvergütung für die Hauptverwaltung 
und die Anlagenverwaltung ein jährliches 
Entgelt, das anteilig auf das durchschnittli-
che Netto-Fondsvermögen des betreffenden 
Monats zu berechnen und zum betreffen-
den Monatsende auszuzahlen ist. Die Ver-
waltungsvergütung beträgt bei  

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien bis zu 
2,00 %, derzeit 1,25 %; 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten bis zu 
1,20 %, derzeit 0,75 %; 

Deka-Nachhaltigkeit Balance bis zu 2,50 %, 
derzeit 1,00 %;  

Die Anteile des jeweiligen Teilfonds werden 
zum Anteilwert zuzüglich einer Verkaufspro-
vision, die zugunsten der Vertriebsstellen 
erhoben wird, ausgegeben. Die Verkaufs-
provision beträgt für Anteile der Anteilklasse 
CF (A) des Teilfonds:  

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien bis zu 
3,75 %, derzeit 3,75 %; 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten bis zu 
2,50 %, derzeit 2,50 %; 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance bis zu 
3,00 %, derzeit 3,00 %; 

Die Verwaltungsgesellschaft kann dem 
Fondsvermögen bis zur Höhe von jährlich 
0,10 % des durchschnittlichen Netto- 
Fondsvermögens die an Dritte gezahlten 
Vergütungen und Entgelte belasten für 

 die Verwaltung von Sicherheiten für Deri-
vate-Geschäfte (sog. Collateral-
Management), sowie 

 Leistungen im Rahmen der Erfüllung der 
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (europäische 
Marktinfrastrukturverordnung – sog. EMIR), 
unter anderem für das zentrale Clearing von 
OTC-Derivaten und Meldungen an Transak-
tionsregister einschließlich Kosten für 
Rechtsträger-Kennungen. 

Die Verwaltungsgesellschaft erhält für die 
Anbahnung, Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Wertpapierdarlehensgeschäften 
(einschließlich synthetischen Wertpapierlei-
hegeschäften) und Wertpapierpensionsge-
schäften für Rechnung des jeweiligen Teil-
fonds eine pauschale Vergütung in Höhe 
von bis 49 % der Erträge aus diesen Ge-
schäften. Die im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung und Durchführung von sol-
chen Geschäften entstandenen Kosten 
einschließlich der an Dritte zu zahlenden 
Vergütungen (z.B. an die Verwahrstelle zu 
zahlende Transaktionskosten) trägt die Ver-
waltungsgesellschaft. 

Die Verwaltungsgesellschaft kann dem 
Fondsvermögen die Kosten für die Bereit-
stellung von Analysematerial oder -
dienstleistungen durch Dritte in Bezug auf 
ein oder mehrere Finanzinstrumente oder 
sonstige Vermögenswerte oder in Bezug auf 
die Emittenten oder potenziellen Emittenten 
von Finanzinstrumenten oder in engem 
Zusammenhang mit einer bestimmten Bran-
che oder einen bestimmten Markt belasten. 
Diese Kosten betragen bei den Teilfonds: 

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien: bis zu 
0,20 % p.a. 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten: bis zu 
0,10 % p.a. 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance: bis zu 
0,10 % p.a. 

 des jährlichen durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens, der aus den Tageswerten 
errechnet wird, belasten. 

Die Verwaltungsgesellschaft erhält aus dem 
Fondsvermögen der Teilfonds eine jährliche 
Kostenpauschale, die anteilig auf das durch-
schnittliche Netto-Fondsvermögen des be-
treffenden Monats zu berechnen und zum 
betreffenden Monatsende auszuzahlen ist. 
Für die Berechnung werden die Tageswerte 
zugrunde gelegt. Die Kostenpauschale 
beträgt bei  

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien bis zu 
0,28 %, derzeit 0,18 %; 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten bis zu 
0,18 %, derzeit 0,12 %; 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance bis zu 
0,24 %, derzeit 0,16 %; 

Die Kostenpauschale umfasst die folgenden 
Vergütungen und Kosten, die den Teilfonds 
nicht separat belastet werden:  

 Vergütung der Verwahrstelle;  

 Kosten von Artikel 17 Absatz 1 Buchsta-
ben b) bis i) des Grundreglements; 
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 Kosten, die im Zusammenhang mit der 
Verwendung eines Vergleichsmaßstabes 
entstehen können; 

 Kosten und Auslagen, die der Verwahr-
stelle aufgrund einer zulässigen und markt-
üblichen Beauftragung Dritter gemäß Artikel 
4 Absatz 3 des Grundreglements mit der 
Verwahrung von Vermögenswerten des 
jeweiligen Teilfonds entstehen. 

Die Verwahrstelle erhält aus dem Fondsver-
mögen des jeweiligen Teilfonds eine bank-
übliche Bearbeitungsgebühr für Geschäfte 
für Rechnung des Teilfonds.  

Das Fondsvermögen des jeweiligen Teilfonds 
trägt daneben die Kosten des Artikels 17 
Absatz 1 Buchstabe a) und j) des Grundreg-
lements. 

Die Verwaltungsgesellschaft wird Provisio-
nen, die sie für im Fonds gehaltene Invest-
mentanteile erhält, und andere nach inter-
nationalen Standards zulässigerweise 
vereinnahmte Entgelte dem Fondsvermögen 
zuführen und im Rechenschaftsbericht aus-
weisen. Sonstige geldwerte Vorteile (Broker-
research, Finanzanalysen, Markt und Kursin-
formationssysteme), die der Verwaltungsge-
sellschaft oder dem Fondsmanager ohne 
besonderes Entgelt im Zusammenhang mit 
Handelsgeschäften zur Verfügung gestellt 
werden, werden im Interesse der Anleger 
bei den Anlageentscheidungen verwendet. 

Der Verwaltungsgesellschaft fließen keine 
Rückvergütungen der aus dem Fonds an die 
Verwahrstelle und an Dritte geleisteten Ver-
gütungen und Aufwandserstattungen zu. 

Sofern beim Erwerb von Fondsanteilen eine 
Verkaufsprovision erhoben wird, wird diese 
im Regelfall als Rückvergütung bis zur Höhe 
der gesamten Verkaufsprovision an den 
Vertriebspartner gewährt. Bei einigen Fonds 
wird keine Verkaufsprovision erhoben, son-
dern dem betreffenden Fondsvermögen zur 
Deckung des Vertriebsaufwands eine ge-
sonderte Vertriebsprovision entnommen, 
die, soweit anwendbar, im Verkaufsprospekt 
gesondert ausgewiesen ist und die teilweise 

oder in voller Höhe den Vertriebspartnern 
zufließen kann. 

Aus der Verwaltungsvergütung können die 
Vertriebspartner von der Verwaltungsgesell-
schaft eine weitere Vergütung erhalten, die 
bis zur kompletten Höhe dieser Verwal-
tungsvergütung gehen kann. Für die im 
Fondsvermögen enthaltenen Investment-
fonds (Zielfonds) kann der Vertriebspartner 
einen Anteil der jährlichen Verwaltungsver-
gütung dieser Zielfonds als Rückvergütung 
erhalten. 

Daneben kann die Verwaltungsgesellschaft 
den Vertriebspartnern weitere Zuwendun-
gen in Form von unterstützenden Sachleis-
tungen (z. B. Mitarbeiterschulungen) und 
ggf. Erfolgsboni, die ebenfalls mit den Ver-
mittlungsleistungen der Vertriebspartner im 
Zusammenhang stehen, gewähren, welche 
nicht dem Fondsvermögen gesondert in 
Rechnung gestellt werden. Die Zuwendun-
gen stehen den Interessen der Anleger nicht 
entgegen, sondern sind darauf ausgelegt, 
die Qualität der Dienstleistungen seitens der 
Vertriebspartner aufrechtzuerhalten und 
weiter zu verbessern. Nähere Informationen 
zu den Zuwendungen können die Anleger 
von den Vertriebspartnern erfahren.  

Die Total Expense Ratio (TER), das heißt die 
Gesamtkosten (ohne Transaktionskosten) 
auf der Basis der in der Berichtsperiode des 
jeweiligen Teilfonds angefallenen Kosten 
bezogen auf das durchschnittliche Netto-
Fondsvermögen des Teilfonds, wird im Jah-
resbericht bei der Ertrags- und Aufwands-
rechnung und den wesentlichen Informatio-
nen für den Anleger als "Laufende Kosten" 
angegeben. Die Gesamtkosten umfassen 
insbesondere die Verwaltungsvergütung, die 
Vertriebsprovision (sofern erhoben), die 
Kostenpauschale, die Taxe d'abonnement 
sowie sämtliche andere Kosten gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe a) und j) des 
Grundreglements mit Ausnahme der Trans-
aktionskosten.  

Die Berechnung der Gesamtkostenquote 
erfolgt dabei in folgender Weise: 

Berechnung:  

              GKn  
TER = ———— x 100  
                M  

Erläuterung:  

TER:  Gesamtkostenquote in Prozent 

GKn: Tatsächlich belastete Gesamtkosten 
         (nominal, sämtliche Kosten ohne  
        Transaktionskosten) des jeweiligen 
        Teilfonds in der Fondswährung im  
        Bezugszeitraum 

M:     Mittelwert aus den Tageswerten des  
         Netto-Fondsvermögens des jewei- 
         ligen Teilfonds im Bezugszeitraum 

12. Vergütungspolitik 

Die Verwaltungsgesellschaft unterliegt den 
für sie geltenden aufsichtsrechtlichen Vor-
gaben im Hinblick auf ihre Vergütungssys-
teme, insbesondere den im Gesetz vom 
17. Dezember 2010 aufgeführten Grunds-
ätzen. Darüber hinaus gilt die Vergütungs-
richtlinie der Deka-Gruppe, die gruppenweit 
einheitliche Standards für die Gestaltung der 
Vergütungssysteme definiert. Sie enthält u.a. 
die Vergütungsgrundsätze, z.B. für die Aus-
gestaltung der variablen Vergütung und die 
maßgeblichen Vergütungsparameter. Durch 
die Umsetzung der Vergütungsrichtlinie soll 
der nachhaltigen Ausrichtung der Vergü-
tungssysteme, unter Vermeidung von Fehl-
anreizen zur Eingehung übermäßiger Risi-
ken, Rechnung getragen werden.  

Die Vergütungspolitik ist mit dem Risikoma-
nagementverfahren der Verwaltungsgesell-
schaft vereinbar und ermutigt zu keiner 
Übernahme von Risiken, die mit den Risi-
koprofilen, Verwaltungsreglements oder 
Satzungen der von der Verwaltungsgesell-
schaft verwalteten Fonds nicht vereinbar 
sind. 

Das Vergütungssystem der Verwaltungsge-
sellschaft wird mindestens einmal jährlich 
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durch einen unabhängigen Vergütungsaus-
schuss, das „Managementkomitee Vergü-
tung (MKV)“, auf seine Angemessenheit 
und die Einhaltung aller aufsichtsrechtlichen 
Vorgaben zur Vergütung überprüft. 

Die Vergütungspolitik umfasst feste und 
variable Gehaltsbestandteile, die in einem 
angemessenen Verhältnis zueinander stehen 
und freiwillige Altersversorgungsleistungen. 
Diese sind für einzelne Kategorien von Mit-
arbeitern (z.B. Vorstand, Risikoträger, etc.) 
unterschiedlich ausgestaltet. Die Vergü-
tungsregelungen stehen im Einklang mit der 
Geschäftsstrategie, den Zielen, den Werten 
und Interessen der Verwaltungsgesellschaft 
und der von ihr verwalteten Fonds und 
dessen Anleger. 

Für Mitarbeiter, deren Tätigkeiten u.a. einen 
wesentlichen Einfluss auf das Gesamtrisi-
koprofil der Verwaltungsgesellschaft und der 
von ihr verwalteten Fonds haben („risikore-
levante Mitarbeiter“) gelten besondere 
Vergütungsregelungen. Gemäß einem jähr-
lich wiederkehrenden qualitativen und 
quantitativen Analyseverfahren werden die 
risikorelevanten Mitarbeiter identifiziert. Als 
risikorelevant wurden Mitarbeiter identifi-
ziert, die in der Lage sind, Risikopositionen 
für die Gesellschaft begründen zu können. 
So wird für diese risikorelevanten Mitarbeiter 
die variable Vergütung über mehrere Jahre 
ausgezahlt. Dabei wird ein Anteil von min-
destens 40 % der variablen Vergütung (ab 
einem Schwellenwert von 100 TEUR) über 
einen Zeitraum von mindestens drei Jahren 
aufgeschoben. Der aufgeschobene Anteil 
der Vergütung ist während dieses Zeitraums 
risikoabhängig, d.h. er kann im Fall von 
negativen Erfolgsbeiträgen des Mitarbeiters 
insgesamt gekürzt werden oder gänzlich 
entfallen. Jeweils am Ende jedes Jahres der 
Wartezeit wird der aufgeschobene Vergü-
tungsanteil anteilig unverfallbar und zum 
jeweiligen Zahlungstermin ausgezahlt. 

Weitere Einzelheiten zur aktuellen Vergü-
tungspolitik sind in den Jahresberichten des 
Fonds und im Vergütungsbericht der Deka-
Gruppe auf https://www.deka.de/deka-
gruppe/investor-relations/publikationen/ 

verguetungsbericht veröffentlicht. Auf Ver-
langen werden die Berichte von der Verwal-
tungsgesellschaft kostenlos in Papierform 
zur Verfügung gestellt. 

13. Berechnung des Anteilwertes  

Zur Berechnung des Anteilwertes des jewei-
ligen Teilfonds wird der Wert der Vermö-
genswerte des jeweiligen Teilfonds abzüglich 
seiner Verbindlichkeiten von der Verwal-
tungsgesellschaft unter Aufsicht der Ver-
wahrstelle an jedem Bewertungstag ermit-
telt und jeweils durch die Anzahl der im 
Umlauf befindlichen Anteile geteilt.  

Die Grundsätze, nach denen die Vermö-
genswerte des jeweiligen Teilfonds bewertet 
werden, ergeben sich aus Artikel 12 Absatz 
2 des Grundreglements.  

Bewertungstag ist jeder Tag, der zugleich 
Börsentag in Luxemburg und in Frankfurt 
am Main ist. An Börsentagen, die an einem 
der vorgenannten Orte gesetzliche Feiertage 
sind, sowie am 24. und 31. Dezember wird 
in der Regel von einer Bewertung abgese-
hen. Die Verwaltungsgesellschaft kann 
beschließen, an diesen Tagen zu bewerten. 
In diesem Fall wird dies mittels einer Veröf-
fentlichung in mindestens zwei hinreichend 
verbreiteten Tageszeitungen, einschließlich 
mindestens einer Luxemburger Tageszeitung 
angekündigt.  

14. Erwerb und Rückgabe sowie 
Umtausch von Anteilen  

Die Anteile des jeweiligen Teilfonds werden 
durch Globalzertifikate verbrieft, die auf den 
Inhaber lauten. Ein Anspruch auf Ausliefe-
rung effektiver Stücke besteht nicht. Ein 
Erwerb von Anteilen ist nur bei Depotver-
wahrung möglich. Sowohl die Verwahrstelle 
als auch die DekaBank Deutsche Girozentra-
le, Frankfurt am Main, bieten eine Depot-
führung für die Anteile an.  

Anteile des jeweiligen Teilfonds können bei 
der Verwaltungsgesellschaft, der Verwahr-

stelle und bei den in diesem Verkaufspros-
pekt verzeichneten Zahlstellen erworben 
und zurückgegeben werden. Bei der Ver-
mittlung des Erwerbs oder der Rückgabe 
von Anteilen durch Dritte kann die übliche 
Wertpapierprovision anfallen.  

Anteile werden an jedem Bewertungstag 
ausgegeben und zurückgenommen.  

Zum Zeitpunkt der Abgabe des Zeichnungs-
antrages und/oder Rückgabeauftrags ist 
dem Anleger der Netto-Inventarwert des 
jeweiligen Teilfonds nicht bekannt.  

Die Ausgabe von Anteilen ist nicht befristet. 
Die Verwaltungsgesellschaft kann nach 
eigenem Ermessen einen Zeichnungsantrag 
zurückweisen (z.B. bei dem Verdacht auf 
Market Timing-Aktivitäten des Anlegers) 
oder die Ausgabe von Anteilen zeitweilig 
beschränken, aussetzen oder endgültig 
einstellen, soweit dies im Interesse der Ge-
samtheit der Anteilinhaber, zum Schutz der 
Verwaltungsgesellschaft, zum Schutz des 
jeweiligen Teilfonds, im Interesse der Anla-
gepolitik oder im Fall der Gefährdung der 
spezifischen Anlageziele des Fonds erforder-
lich erscheint.  

Deka-Nachhaltigkeit Aktien und Deka-
Nachhaltigkeit Balance 
Aufträge, welche bis spätestens 17.00 Uhr 
(Luxemburger Zeit) an einem Bewertungstag 
bei der Verwaltungsgesellschaft eingegan-
gen sind, werden auf der Grundlage des 
Anteilwertes des nächsten Bewertungstages 
abgerechnet. Aufträge, welche nach 17.00 
Uhr (Luxemburger Zeit) eingehen, werden 
auf der Grundlage des Anteilwertes des 
übernächsten Bewertungstages abgerech-
net. 

Deka-Nachhaltigkeit Renten  
Aufträge, welche bis spätestens 12.00 Uhr 
(Luxemburger Zeit) an einem Bewertungstag 
bei der Verwaltungsgesellschaft eingegan-
gen sind, werden auf der Grundlage des 
Anteilwertes dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Aufträge, welche nach 12.00 Uhr 
(Luxemburger Zeit) eingehen, werden auf 
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der Grundlage des Anteilwertes des nächs-
ten Bewertungstages abgerechnet. 

Die Rücknahme erfolgt zum Anteilwert. Der 
Rücknahmepreis kann sich um Gebühren 
oder andere Belastungen vermindern, die in 
den jeweiligen Vertriebsländern anfallen. 

Die Rücknahme von Anteilen ist aufgescho-
ben, wenn die Berechnung des Anteilwertes 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 des Grundreg-
lements zeitweilig eingestellt ist und kann 
gemäß Artikel 14 Absatz 3 des Grundreg-
lements bei umfangreichen Rücknahmen , 
die nicht aus Sichteinlagen, kurzfristig liqui-
dierbaren Vermögenswerten und zulässigen 
Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt wer-
den können sowie aus anderen Gründen, 
die es im Interesse der Gesamtheit der Anle-
ger des Fonds als gerechtfertigt und/oder 
geboten erscheinen lassen, zeitweilig ausge-
setzt werden. 

Die Anteile der jeweiligen Teilfonds sind 
börsenfähig. Es ist jedoch nicht vorgesehen, 
Anteile des Fonds an einer Börse notieren zu 
lassen. 

15. Informationen an die Anteilinhaber  

Die Ausgabe- und Rücknahmepreise können 
bewertungstäglich am Sitz der Verwal-
tungsgesellschaft sowie bei den Informati-
onsstellen erfragt werden.  

Die geprüften Jahresberichte werden den 
Anteilinhabern innerhalb von vier Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahres am Sitz 
der Verwaltungsgesellschaft sowie bei den 
Informationsstellen kostenfrei zur Verfügung 
gestellt.  

Halbjahresberichte werden innerhalb von 
zwei Monaten nach Ende der Periode, auf 
welche sie sich beziehen, in entsprechender 
Form wie der Jahresbericht zur Verfügung 
gestellt.  

Zahlungen, beispielsweise Ausschüttungen 
und Rücknahmeerlöse, erfolgen über die 
Verwaltungsgesellschaft bzw. die Verwahr-

stelle sowie über die in diesem Verkaufs-
prospekt aufgeführten Zahlstellen.  

Dieser Verkaufsprospekt mit dem Verwal-
tungsreglement des Fonds, die wesentlichen 
Informationen für den Anleger und sonstige 
Informationen über den Fonds oder die 
Verwaltungsgesellschaft werden am Sitz der 
Verwaltungsgesellschaft sowie bei den 
Informationsstellen kostenfrei bereitgehal-
ten.  

Sämtliche Änderungen des Grundregle-
ments und des Sonderreglements werden 
bei dem Luxemburger Handels- und Gesell-
schaftsregister hinterlegt. Ein Verweis auf 
diese Hinterlegung wird im Recueil Electro-
nique des Sociétés et Associations („RESA“), 
veröffentlicht.  

Wichtige Informationen an die Anteilinhaber 
werden in mindestens zwei hinreichend 
verbreiteten Tageszeitungen, einschließlich 
mindestens einer Luxemburger Tageszeitung 
in Übereinstimmung mit den jeweiligen 
Veröffentlichungspflichten der Länder, in 
denen Anteile öffentlich vertrieben werden, 
veröffentlicht.  

Anleger können ihre Rechte im Zusammen-
hang mit der Investition in den Fonds in ihrer 
Gesamtheit unmittelbar gegen die Verwal-
tungsgesellschaft geltend machen. Die 
Verwaltungsgesellschaft weist die Anleger 
daraufhin, dass Anteile an dem Fonds als 
Inhaberpapier durch Globalurkunden ver-
brieft sind und die Verwaltungsgesellschaft 
kein Anlegerregister führt, in dem die Anle-
ger unmittelbar eingetragen sind. Zur Gel-
tendmachung ihrer Rechte können die 
Anleger daher auf die Mitwirkung Dritter 
(z.B. depotführende Stellen) angewiesen 
sein, um ihre Berechtigung als Anleger 
nachzuweisen. Anlegern wird geraten, sich 
über ihre Rechte zu informieren. 

Anlegerbeschwerden können an die Verwal-
tungsgesellschaft, die Verwahrstelle sowie 
an die Zahl- und Informationsstellen gerich-
tet werden. Sie werden dort ordnungsge-
mäß und innerhalb von 14 Tagen bearbeitet. 

16. Vertrieb in der Bundesrepublik 
Deutschland  

Der Vertrieb der Anteile in Deutschland ist 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht angezeigt worden.  

Zahl- und Informationsstelle in 
Deutschland 

DekaBank Deutsche Girozentrale,  
Mainzer Landstraße 16  
60325 Frankfurt 
Tel. +49 (0) 69 71 47 - 0  

Der jeweils gültige Verkaufsprospekt mit 
dem Verwaltungsreglement, die wesentli-
chen Informationen für den Anleger, der 
Jahresbericht und gegebenenfalls der Halb-
jahresbericht sind bei der Informationsstelle 
kostenfrei erhältlich. Dort können auch der 
Ausgabepreis und der Rücknahmepreis der 
Fondsanteile angefragt werden. 

Fondsanteile können bei der Zahlstelle er-
worben und zurückgegeben werden.  

Der Ausgabepreis und der Rücknahmepreis 
der Fondsanteile werden auf 
www.deka.de/fondspreise veröffentlicht. Für 
die Anleger bestimmte Informationen wer-
den in der Börsen-Zeitung, die in Frankfurt 
am Main erscheint, veröffentlicht.  

Darüber hinaus werden die Anleger in der 
Bundesrepublik Deutschland mittels dauer-
haftem Datenträger in folgenden Fällen 
informiert: 

 Aussetzung der Rücknahme von Anteilen 
des Fonds bzw. Teilfonds; 

 Kündigung der Verwaltung des Fonds 
bzw. Teilfonds oder dessen Abwicklung; 

 Änderungen des Verwaltungsreglements, 
sofern diese Änderungen mit den bisherigen 
Anlagegrundsätzen nicht vereinbar sind, sie 
wesentliche Anlegerrechte berühren oder 
die Vergütungen und Aufwendungserstat-
tungen betreffen, die aus dem Fondsvermö-
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gen bzw. Teilfondsvermögen entnommen 
werden können; 

 Verschmelzung des Fonds bzw. Teilfonds 
mit einem oder mehreren anderen Fonds 
bzw. Teilfonds. 
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17. Der Fonds im Überblick 

 Deka-Nachhaltigkeit  

 Gründung des Fonds 21. Dezember 2011  

 Dauer des Fonds unbegrenzt  

 Fondswährung Euro (gilt für alle Teilfonds)  

  Deka-Nachhaltigkeit Aktien - Anteilklasse CF (A)  

 ISIN / WKN LU0703710904 / DK1A47  

 Erstausgabepreis EUR 103,75 (einschließlich Verkaufsprovision)  

 Tag der Erstausgabe 28. Dezember 2011  

 Verkaufsprovision bis zu 3,75 %, derzeit 3,75 % des Anteilwertes   

 Rücknahmeabschlag keiner  

 Verwaltungsvergütung für Hauptverwaltung 
und Anlagenverwaltung 

bis zu 2,00 % p.a., derzeit 1,25 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 

 

 Kostenpauschale Bis zu 0,28 % p.a., derzeit 0,18 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 

 

 Vergütung für u.a. Bereitstellung von Analy-
sematerial oder -dienstleistungen  

bis zu 0,20 % p.a. des durchschnittlichen Netto-Fondsvermögens aus den 
Tageswerten 

 

 Orderannahmeschluss 17.00 Uhr Luxemburger Zeit für die Abrechnung zum Ausgabe- bzw.  
Rücknahmepreis des nächsten Bewertungstages 

 

  Deka-Nachhaltigkeit Renten - Anteilklasse CF (A)  

 ISIN / WKN LU0703711035 / DK1A48  

 Erstausgabepreis EUR 102,50 (einschließlich Verkaufsprovision)  

 Tag der Erstausgabe 28. Dezember 2011  

 Verkaufsprovision bis zu 2,50 %, derzeit 2,50 % des Anteilwertes  

 Rücknahmeabschlag keiner  

 Verwaltungsvergütung für Hauptverwaltung 
und Anlagenverwaltung 

bis zu 1,20 % p.a., derzeit 0,75 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 

 

 Kostenpauschale Bis zu 0,18 % p.a., derzeit 0,12 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 

 

 Vergütung für u.a. Bereitstellung von Analy-
sematerial oder -dienstleistungen  

bis zu 0,10 % p.a. des durchschnittlichen Netto-Fondsvermögens aus den 
Tageswerten 

 

 Orderannahmeschluss 12.00 Uhr Luxemburger Zeit für die Abrechnung zum Ausgabe- bzw.  
Rücknahmepreis dieses Bewertungstages 

 

  Deka-Nachhaltigkeit Balance - Anteilklasse CF (A)  

 ISIN / WKN LU0703711118 / DK1A49  

 Erstausgabepreis EUR 103,00 (einschließlich Verkaufsprovision)  

 Tag der Erstausgabe 28. Dezember 2011  

 Verkaufsprovision bis zu 3,00 %, derzeit 3,00 % des Anteilwertes  

 Rücknahmeabschlag keiner  

 Verwaltungsvergütung für Hauptverwaltung 
und Anlagenverwaltung 

bis zu 2,50 % p.a., derzeit 1,00 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 

 

 Kostenpauschale bis zu 0,24 % p.a., derzeit 0,16 % p.a. des durchschnittlichen Netto-
Fondsvermögens aus den Tageswerten 
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 Deka-Nachhaltigkeit  

 Vergütung für u.a. Bereitstellung von Analy-
sematerial oder -dienstleistungen  

bis zu 0,10 % p.a. des durchschnittlichen Netto-Fondsvermögens aus den 
Tageswerten 

 

 Orderannahmeschluss 17.00 Uhr Luxemburger Zeit für die Abrechnung zum Ausgabe- bzw.  

Rücknahmepreis des nächsten Bewertungstages 
 

  Gilt für alle Fonds  

 Vergütung für Wertpapierdarlehensgeschäfte, 
Wertpapierpensionsgeschäfte u.ä.: 

bis zu 49 % der Erträge aus diesen Geschäften  

 Vergütung für u.a. die Verwaltung von Sicher-
heiten bei Derivategeschäften 

bis zu 0,10 % p.a. des durchschnittlichen Netto-Fondsvermögens aus 
den Tageswerten 

 

 Verbriefung der Anteile Globalzertifikate, keine effektiven Stücke  

 Valuta Bewertungstag plus zwei Bankarbeitstage  

 Ende des Geschäftsjahres 31. Oktober, erstmals 31. Oktober 2012  

 Verwendung der Erträge Ausschüttung  

 Datum des Jahresberichtes 31. Oktober, erscheint ca. Mitte Februar  

 Datum des Halbjahresberichts 30. April, erscheint ca. Mitte Juni  

 Datum des ersten Berichts 30. April 2012, erscheint ca. Mitte Juni 2012  

 Börsennotierung der Anteile Nicht vorgesehen  

 Hinweis auf die Hinterlegung  
im Mémorial/RESA: 

  

 Grundreglement 30. April 2016  

 Sonderreglement 14. Dezember 2018   
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Grundreglement  

Dieses Grundreglement wurde beim Luxem-
burger Handels- und Gesellschaftsregister 
hinterlegt und ein Verweis auf diese Hinter-
legung wurde am 30. April 2016 im Mémo-
rial C, Recueil des Sociétés et Associations 
(„Mémorial“), dem Amtsblatt des Großher-
zogtums Luxemburg, veröffentlicht.  

Artikel 1  
Anwendungsbereich und Definitionen  

1. Die Deka International S.A., Luxem-
burg, erstellte dieses Grundreglement 
für von ihr gemäß Teil I des Gesetzes 
von 2010 in Form eines fonds commun 
de placement errichtete Investment-
fonds. Es gilt nur für Fonds, deren je-
weiliges Sonderreglement dieses 
Grundreglement zum integralen Be-
standteil des Verwaltungsreglements 
des Fonds erklärt. Das Grundreglement 
legt allgemeine Grundsätze fest, wäh-
rend die spezifischen Charakteristiken 
des Fonds im jeweiligen Sonderregle-
ment beschrieben werden. Im Sonder-
reglement können darüber hinaus er-
gänzende und abweichende 
Regelungen zu einzelnen Bestimmun-
gen des Grundreglements getroffen 
werden. Das Sonderreglement des je-
weiligen Fonds bildet zusammen mit 
dem Grundreglement das Verwal-
tungsreglement des betreffenden 
Fonds (nachfolgend der „Fonds“).  

2. Es gelten folgende Definitionen:  

„Bewertungstag“ 
Sofern im Sonderreglement nicht abwei-
chend geregelt, jeder Tag, der zugleich 
Börsentag in Luxemburg und in Frankfurt 
am Main ist. An Börsentagen, die an einem 
der vorgenannten Orte gesetzliche Feiertage 
sind, sowie am 24. Dezember und 31. De-
zember wird in der Regel von einer Bewer-
tung abgesehen. Die Verwaltungsgesell-
schaft kann beschließen, an diesen Tagen zu 
bewerten. In diesem Fall wird dies mittels 
einer Veröffentlichung in mindestens zwei 

hinreichend verbreiteten Tageszeitungen, 
einschließlich mindestens einer Luxemburger 
Tageszeitung angekündigt. 

„CSSF“:  
Commission de Surveillance du Secteur 
Financier (die Luxemburger Aufsichtsbehör-
de für den Finanzsektor).  

„Derivate“:  
abgeleitete Finanzinstrumente, insbesondere 
Optionen, Futures und Swaps.  

„Drittstaat“: 
jeder Staat, der kein „Mitgliedstaat“ ist.  

„Geldmarktinstrumente“: 
Instrumente im Sinne von Artikel 3 der 
Großherzoglichen Verordnung vom 8. Feb-
ruar 2008 in Umsetzung der Richtlinie 
2007/16/EG, die üblicherweise auf dem 
Geldmarkt gehandelt werden, liquide sind 
und deren Wert jederzeit genau bestimmt 
werden kann.  

„Gesetz von 2010“:  
das Gesetz vom 17. Dezember 2010 über 
Organismen für gemeinsame Anlagen (ein-
schließlich nachfolgender Änderungen und 
Ergänzungen).  

„Mitgliedstaat“:  
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und die anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (Island, Norwegen, Liechten-
stein).  

„Netto-Fondsvermögen“: 
das Fondsvermögen abzüglich der dem 
Fonds zuzurechnenden Verbindlichkeiten.  

„OGA“: 
ein Organismus für gemeinsame Anlagen.  

„OGAW“:  
ein Organismus für gemeinsame Anlagen in 
Wertpapieren, welcher der Richtlinie 
2009/65/EG unterliegt.  

„OTC-Derivate“: 
Derivate, die nicht an einer Börse gehandelt 
werden.  

„Wertpapiere“: 

 Aktien und andere, Aktien gleichwertige, 
Wertpapiere („Aktien“)  

 Schuldverschreibungen und sonstige 
verbriefte Schuldtitel („Schuldtitel“)  

 alle anderen marktfähigen Wertpapiere im 
Sinne von Artikel 2 der Großherzoglichen 
Verordnung vom 8. Februar 2008 in Umset-
zung der Richtlinie 2007/16/EG, die zum 
Erwerb von Wertpapieren durch Zeichnung 
oder Austausch berechtigen, mit Ausnahme 
der Techniken und Instrumente gemäß 
Artikel 8 bis 10.  

Artikel 2  
Der Fonds  

1. Der Fonds ist ein rechtlich unselbst-
ständiges Sondervermögen („fonds 
commun de placement“), das aus 
Wertpapieren und/oder sonstigen 
Vermögenswerten („Fondsvermögen“) 
besteht. Es wird von der Verwaltungs-
gesellschaft unter Beachtung des 
Grundsatzes der Risikostreuung ver-
waltet. Die Vermögenswerte des Son-
dervermögens werden von der Ver-
wahrstelle verwahrt.  

2. Der Fonds kann aus einem oder meh-
reren Teilfonds im Sinne von Artikel 
181 des Gesetzes von 2010 bestehen, 
sofern das jeweilige Sonderreglement 
dies vorsieht. Die Gesamtheit der Teil-
fonds ergibt den Fonds. Jeder Anleger 
ist am Fonds durch Beteiligung an ei-
nem Teilfonds beteiligt. Jeder Teilfonds 
gilt im Verhältnis der Anteilinhaber un-
tereinander als selbständiges Sonder-
vermögen. Die Rechte und Pflichten 
der Anteilinhaber eines Teilfonds sind 
von denen der Anteilinhaber der ande-
ren Teilfonds getrennt. Gegenüber 
Dritten haften die Vermögenswerte ei-

II. Verwaltungsreglement  
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nes jeden Teilfonds lediglich für solche 
Verbindlichkeiten, welche dem betref-
fenden Teilfonds zuzuordnen sind. 
 
Besteht der Fonds aus mehreren Teil-
fonds, wird jeder Teilfonds als eigener 
Fonds betrachtet, soweit sich nicht aus 
dem jeweiligen Sonderreglement oder 
einer gesetzlichen Regelung etwas an-
deres ergibt; insbesondere wird im 
Hinblick auf die Anlagen und die Anla-
gepolitik (Artikel 5 bis 10) jeder Teil-
fonds als eigener Fonds betrachtet. 

3. Die vertraglichen Rechte und Pflichten 
der Inhaber von Anteilen („Anteilinha-
ber“), der Verwaltungsgesellschaft und 
der Verwahrstelle sind in dem Verwal-
tungsreglement geregelt, das von der 
Verwaltungsgesellschaft mit Zustim-
mung der Verwahrstelle erstellt wird. 
Die Verwaltungsgesellschaft kann das 
Verwaltungsreglement mit Zustim-
mung der Verwahrstelle sowohl bezüg-
lich des Grundreglements als auch des 
Sonderreglements jederzeit ganz oder 
teilweise ändern. Das Verwaltungsreg-
lement und jegliche Änderung dessel-
ben treten am Tag ihrer Unterzeich-
nung in Kraft, sofern nichts anderes 
bestimmt ist. Der deutsche Wortlaut 
des Verwaltungsreglements ist maß-
geblich. 
 
Durch den Kauf eines Anteils erkennt 
jeder Anteilinhaber das Verwaltungs-
reglement sowie alle Änderungen des-
selben an. 

4. Das Verwaltungsreglement unterliegt 
Luxemburger Recht. Insbesondere gel-
ten in Ergänzung zu den Regelungen 
des Verwaltungsreglements die Vor-
schriften des Gesetzes von 2010. Glei-
ches gilt für die Rechtsbeziehungen 
zwischen den Anteilinhabern, der Ver-
waltungsgesellschaft und der Verwahr-
stelle. 

5. Jeder Rechtsstreit zwischen Anteilinha-
bern, der Verwaltungsgesellschaft und 
der Verwahrstelle unterliegt der Ge-

richtsbarkeit des zuständigen Gerichts 
im Gerichtsbezirk Luxemburg im Groß-
herzogtum Luxemburg. Die Verwal-
tungsgesellschaft und die Verwahrstel-
le sind berechtigt, sich selbst und den 
Fonds der Gerichtsbarkeit und dem 
Recht eines jeden Landes zu unterwer-
fen, in welchem Anteile des Fonds öf-
fentlich vertrieben werden, soweit es 
sich um Ansprüche der Anteilinhaber 
handelt, die in dem betreffenden Land 
ansässig sind, und im Hinblick auf An-
gelegenheiten, die sich auf den Fonds 
beziehen. 

6. Sofern im jeweiligen Sonderreglement 
nicht anders geregelt, ist der Fonds auf 
unbestimmte Zeit errichtet. Er kann je-
doch jederzeit durch die Verwaltungs-
gesellschaft aufgelöst werden. Die An-
teilinhaber, deren Erben bzw. 
Rechtsnachfolger oder Gläubiger kön-
nen weder die Auflösung noch die Tei-
lung des Fonds beantragen. 

7. Forderungen der Anteilinhaber gegen 
die Verwaltungsgesellschaft oder die 
Verwahrstelle können nach Ablauf von 
fünf Jahren nach Entstehung des An-
spruchs nicht mehr gerichtlich geltend 
gemacht werden; davon unberührt 
bleibt die in Artikel 19 enthaltene Re-
gelung. 

8. Der Jahresabschluss des Fonds wird 
von einem Wirtschaftsprüfer geprüft, 
der von der Verwaltungsgesellschaft 
ernannt wird.  

Artikel 3  
Die Verwaltungsgesellschaft  

1. Verwaltungsgesellschaft des Fonds ist 
die Deka International S.A.  

2. Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet 
den Fonds im eigenen Namen, jedoch 
ausschließlich im Interesse und für ge-
meinschaftliche Rechnung der Anteil-
inhaber. Die Verwaltungsbefugnis er-
streckt sich auf die Ausübung aller 

Rechte, welche unmittelbar oder mit-
telbar mit den Vermögenswerten des 
Fonds zusammenhängen.  

3. Die Verwaltungsgesellschaft legt die 
Anlagepolitik des Fonds unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen und ver-
traglichen Anlagebeschränkungen fest. 
Sie kann unter eigener Verantwortung 
und auf eigene Kosten Anlageberater 
hinzuziehen, insbesondere sich durch 
einen Anlageausschuss beraten lassen. 
Der Verwaltungsrat der Verwaltungs-
gesellschaft kann eines oder mehrere 
seiner Mitglieder sowie sonstige natür-
liche oder juristische Personen mit der 
Ausführung der täglichen Anlagepoli-
tik betrauen. 

4. Die Verwaltungsgesellschaft verwendet 
bei der Verwaltung des Fonds ein Risi-
komanagement-Verfahren, welches 
das mit den Anlagen verbundene Risi-
ko und deren jeweiligen Anteil am Ge-
samtrisikoprofil des Fonds jederzeit 
überwacht und misst, sowie ein Ver-
fahren zur präzisen und unabhängigen 
Bewertung des Wertes von OTC-
Derivaten.  

Artikel 4  
Die Verwahrstelle  

1. Verwahrstelle des Fonds ist die Deka-
Bank Deutsche Girozentrale Luxem-
burg S.A..  

2. Die Verwahrstelle ist mit der Verwah-
rung der Vermögenswerte des Fonds 
beauftragt. Die Rechte und Pflichten 
der Verwahrstelle richten sich nach Lu-
xemburger Recht, dem Verwaltungs-
reglement und dem Verwahrstellenver-
trag.  

3. Alle Wertpapiere und anderen Vermö-
genswerte des Fonds werden von der 
Verwahrstelle in Konten und Depots 
verwahrt, über die nur in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen des 
Verwaltungsreglements verfügt wer-
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den darf. Die Verwahrstelle kann unter 
ihrer Verantwortung und mit Einver-
ständnis der Verwaltungsgesellschaft 
Dritte, insbesondere andere Banken 
und Wertpapiersammelstellen, mit der 
Verwahrung von Wertpapieren und 
sonstigen Vermögenswerten beauftra-
gen.  

4. Soweit gesetzlich zulässig, ist die Ver-
wahrstelle berechtigt und verpflichtet, 
im eigenen Namen:  

a) Ansprüche der Anteilinhaber gegen die 
Verwaltungsgesellschaft oder eine 
frühere Verwahrstelle geltend zu ma-
chen;  

b) gegen Vollstreckungsmaßnahmen 
Dritter Widerspruch zu erheben und 
vorzugehen, wenn wegen eines An-
spruchs vollstreckt wird, für den das 
Fondsvermögen nicht haftet.  

5. Die Verwahrstelle ist an Weisungen der 
Verwaltungsgesellschaft gebunden, so-
fern solche Weisungen nicht den ge-
setzlichen Vorgaben, dem Verwal-
tungsreglement oder dem Verkaufs-
prospekt des Fonds widersprechen.  

6. Die Verwahrstelle und die Verwal-
tungsgesellschaft sind je berechtigt, die 
Verwahrstellenbestellung jederzeit im 
Einklang mit dem Verwahrstellenver-
trag zu kündigen. Im Falle der Kündi-
gung ist die Verwaltungsgesellschaft 
verpflichtet, den Fonds gemäß Artikel 
19 Absatz 1 Buchstabe c) aufzulösen 
oder innerhalb von zwei Monaten mit 
Genehmigung der CSSF eine andere 
Bank zur Verwahrstelle zu bestellen; 
bis dahin wird die bisherige Verwahr-
stelle zum Schutz der Interessen der 
Anteilinhaber ihren Pflichten als Ver-
wahrstelle in vollem Umfang nach-
kommen.  

Artikel 5  
Anlagen  

1. Die Anlagen des Fonds können aus fol-
genden Vermögenswerten bestehen:  

a) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einem geregelten 
Markt gemäß Artikel 4 Nummer 14 der 
modifizierten Richtlinie 2004/39/EG 
des Rates vom 21. April 2004 über 
Märkte für Finanzinstrumente (MiFID) 
notiert oder gehandelt werden;  

b) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einem anderen gere-
gelten Markt eines Mitgliedstaats ge-
handelt werden, der anerkannt, für das 
Publikum offen und dessen Funktions-
weise ordnungsgemäß ist;  

c) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten, die an einer Wertpapierbörse 
eines Drittstaates amtlich notiert oder 
an einem anderen geregelten Markt 
eines Drittstaates gehandelt werden, 
der anerkannt, für das Publikum offen 
und dessen Funktionsweise ordnungs-
gemäß ist, und vorwiegend in Europa, 
Asien, Australien (einschließlich Ozea-
nien), Amerika und/oder Afrika liegt;  

d) Wertpapieren und Geldmarktinstru-
menten aus Neuemissionen, sofern die 
Emissionsbedingungen die Verpflich-
tung enthalten, dass die Zulassung zur 
amtlichen Notierung an einer unter 
Buchstabe a), b) oder c) bezeichneten 
Wertpapierbörse oder an einem ande-
ren unter Buchstabe a), b) oder c) be-
zeichneten geregelten Markt, der an-
erkannt, für das Publikum offen und 
dessen Funktionsweise ordnungsge-
mäß ist, beantragt wird, und die Zulas-
sung spätestens vor Ablauf eines Jah-
res nach der Emission erlangt wird;  

e) Anteilen von nach der Richtlinie 
2009/65/EG zugelassenen OGAW 
und/oder anderer OGA im Sinne von 
Artikel 1 Absatz 2 a) und b) der Richt-
linie 2009/65/EG, sofern  

 diese anderen OGA nach Rechtsvorschrif-
ten zugelassen wurden, die sie einer behörd-
lichen Aufsicht unterstellen, welche nach 
Auffassung der CSSF derjenigen nach dem 
Gemeinschaftsrecht gleichwertig ist, und 
ausreichende Gewähr für die Zusammenar-
beit zwischen den Behörden besteht,  

 das Schutzniveau der Anteilseigner der 
anderen OGA dem Schutzniveau der An-
teilseigner eines OGAW gleichwertig ist, 
insbesondere die Vorschriften für die ge-
trennte Verwahrung des Vermögens, die 
Kreditaufnahme, die Kreditgewährung und 
Leerverkäufe von Wertpapieren und Geld-
marktinstrumenten den Anforderungen der 
Richtlinie 2009/65/EG gleichwertig sind,  

 die Geschäftstätigkeit der anderen OGA 
Gegenstand von Halbjahres- und Jahresbe-
richten ist, die es erlauben, sich ein Urteil 
über das Vermögen und die Verbindlichkei-
ten, die Erträge und die Transaktionen im 
Berichtszeitraum zu bilden,  

 der OGAW oder der andere OGA, dessen 
Anteile erworben werden sollen, nach sei-
nen Gründungsdokumenten insgesamt 
höchstens 10 % seines Netto-Fondsver-
mögens in Anteilen anderer OGAW oder 
OGA anlegen darf;  

f) Sichteinlagen oder kündbaren Einlagen 
mit einer Laufzeit von höchstens 12 
Monaten bei Kreditinstituten, sofern 
das betreffende Kreditinstitut seinen 
Sitz in einem Mitgliedstaat hat oder, 
falls der satzungsmäßige Sitz des Kre-
ditinstituts sich in einem Drittstaat be-
findet, es Aufsichtsbestimmungen un-
terliegt, die nach Auffassung der CSSF 
denjenigen des Gemeinschaftsrechts 
gleichwertig sind;  

g) Derivaten einschließlich gleichwertiger 
bar abgerechneter Instrumente, die an 
einem der unter den Buchstaben a), b) 
und c) bezeichneten geregelten Märkte 
gehandelt werden, und/oder OTC-
Derivaten, sofern  
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 es sich bei den Basiswerten um Instru-
mente im Sinne dieses Absatzes 1 oder um 
Finanzindizes, Zinssätze, Wechselkurse oder 
Währungen handelt, in die der Fonds ge-
mäß den in seinem Verwaltungsreglement 
genannten Anlagezielen investieren darf,  

 die Gegenparteien bei Geschäften mit 
OTC-Derivaten einer behördlichen Aufsicht 
unterliegende Institute der Kategorien sind, 
die von der CSSF zugelassen wurden, und  

 die OTC-Derivate einer zuverlässigen und 
überprüfbaren Bewertung auf Tagesbasis 
unterliegen und jederzeit auf Initiative des 
Fonds zum angemessenen Zeitwert veräu-
ßert, liquidiert oder durch ein Gegenge-
schäft glattgestellt werden können;  

h) Geldmarktinstrumenten, die nicht auf 
einem geregelten Markt gehandelt 
werden und nicht unter die Definition 
des Artikels 1 Absatz 2 fallen, sofern 
die Emission oder der Emittent dieser 
Instrumente Vorschriften über den Ein-
lagen- und den Anlegerschutz unter-
liegt und vorausgesetzt, sie werden 

 von einer zentralstaatlichen, regionalen 
oder lokalen Körperschaft oder der Zentral-
bank eines Mitgliedstaats, der Europäischen 
Zentralbank, der Europäischen Union oder 
der Europäischen Investitionsbank, einem 
Drittstaat oder, sofern dieser ein Bundesstaat 
ist, einem Gliedstaat der Föderation oder 
von einer internationalen Einrichtung öffent-
lich-rechtlichen Charakters, der ein oder 
mehrere Mitgliedstaaten angehören, bege-
ben oder garantiert oder  

 von einem Unternehmen begeben, des-
sen Wertpapiere auf einem der unter den 
Buchstaben a), b) und c) bezeichneten gere-
gelten Märkte gehandelt werden, oder  

 von einem Institut, das gemäß den im 
Gemeinschaftsrecht festgelegten Kriterien 
einer behördlichen Aufsicht unterstellt ist, 
oder von einem Institut, das Aufsichtsbe-
stimmungen, die nach Auffassung der CSSF 
mindestens so streng sind wie die des Ge-

meinschaftsrechts, unterliegt und diese 
einhält, begeben oder garantiert oder  

 von anderen Emittenten begeben, die 
einer Kategorie angehören, die von der 
CSSF zugelassen wurde, sofern für Anlagen 
in diesen Instrumenten Vorschriften für den 
Anlegerschutz gelten, die denen des ersten, 
des zweiten oder des dritten Gedanken-
strichs gleichwertig sind und sofern es sich 
bei dem Emittenten entweder um ein Un-
ternehmen mit einem Eigenkapital (einge-
zahltes Kapital und Rücklagen) von mindes-
tens 10,0 Millionen Euro, das seinen Jah-
resabschluss nach den Vorschriften der vier-
ten Richtlinie 78/660/EWG aufstellt und 
veröffentlicht, oder um einen Rechtsträger, 
der innerhalb einer eine oder mehrere bör-
sennotierte Gesellschaften umfassenden 
Unternehmensgruppe für die Finanzierung 
dieser Gruppe zuständig ist, oder um einen 
Rechtsträger, der die wertpapiermäßige 
Unterlegung von Verbindlichkeiten durch 
Nutzung einer von einer Bank eingeräumten 
Kreditlinie finanzieren soll, handelt. 

2. Der Fonds darf in anderen als den in 
Absatz 1 genannten Wertpapieren und 
Geldmarktinstrumenten höchstens 
10 % seines Netto-Fondsvermögens 
anlegen. 

3. Der Fonds darf daneben flüssige Mittel 
halten.  

4. Weder die Verwaltungsgesellschaft 
noch die Verwahrstelle darf für Rech-
nung des Fonds:  

a) Edelmetalle oder Zertifikate über diese 
erwerben;  

b) Immobilien erwerben. Anlagen in 
immobilienbesicherten Wertpapieren 
oder Zinsen hierauf und Anlagen in 
Wertpapieren, die von Gesellschaften 
ausgegeben werden, die in Immobilien 
investieren, und Zinsen hierauf sind zu-
lässig; 

c) Kredite aufnehmen. Ausgenommen 
sind Kredite bis zu insgesamt 10 % des 

Netto-Fondsvermögens, sofern es sich 
um kurzfristige Kredite handelt. Der 
Fonds darf auch Fremdwährungen 
durch ein „Backto-back“-Darlehen er-
werben;  

d) Kredite gewähren oder für Dritte als 
Bürge einstehen. Dem steht der Er-
werb von noch nicht voll eingezahlten 
Wertpapieren, Geldmarktinstrumenten 
oder anderen in Absatz 1 Buchstaben 
e), g) und h) genannten noch nicht voll 
eingezahlten Finanzinstrumenten nicht 
entgegen; 

e) Leerverkäufe von Wertpapieren, Geld-
marktinstrumenten oder anderen in 
Absatz 1 Buchstaben e), g) und h) ge-
nannten Finanzinstrumenten tätigen. 

Artikel 6  
Anlagegrenzen  

1. Der Fonds darf höchstens 10 % seines 
Netto-Fondsvermögens in Wertpapie-
ren oder Geldmarktinstrumenten ein 
und desselben Emittenten anlegen. 
Der Fonds darf höchstens 20 % seines 
Netto-Fondsvermögens in Einlagen bei 
ein und derselben Einrichtung anlegen. 
Das Ausfallrisiko der Gegenpartei bei 
Geschäften des Fonds mit OTC-Deri-
vaten darf 10 % des Netto-Fondsver-
mögens nicht überschreiten, wenn die 
Gegenpartei ein Kreditinstitut im Sinne 
von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f) ist, 
oder höchstens 5 % des Netto-Fond-
svermögens in anderen Fällen.  

2. Der Gesamtwert der Wertpapiere und 
Geldmarktinstrumente von Emittenten, 
bei denen der Fonds jeweils mehr als 
5 % seines Netto-Fondsvermögens an-
legt, darf 40 % des Wertes seines Net-
to-Fondsvermögens nicht überschrei-
ten. Diese Begrenzung findet keine An-
wendung auf Einlagen und auf Ge-
schäfte mit OTC-Derivaten, die mit Fi-
nanzinstituten getätigt werden, welche 
einer behördlichen Aufsicht unterlie-
gen.  
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Ungeachtet der einzelnen in Absatz 1 
genannten Obergrenzen darf der 
Fonds bei ein und derselben Einrich-
tung höchstens 20 % seines Netto-
Fondsvermögens in einer Kombination 
aus  

 von dieser Einrichtung begebenen Wert-
papieren oder Geldmarktinstrumenten 
und/oder  

 Einlagen bei dieser Einrichtung und/oder  

 mit dieser Einrichtung getätigten OTC-
Derivaten  

investieren.  

3. Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ober-
grenze beträgt 35 % für Wertpapiere 
und Geldmarktinstrumente, wenn die-
se von einem Mitgliedstaat oder seinen 
Gebietskörperschaften, von einem 
Drittstaat oder von internationalen Ein-
richtungen öffentlich-rechtlichen Cha-
rakters, denen ein oder mehrere Mit-
gliedstaaten angehören, begeben oder 
garantiert werden.  

4. Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ober-
grenze beträgt 25 % für bestimmte 
Schuldverschreibungen, wenn diese 
von einem Kreditinstitut mit Sitz in ei-
nem Mitgliedstaat begeben werden, 
das aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
zum Schutz der Inhaber dieser Schuld-
verschreibungen einer besonderen öf-
fentlichen Aufsicht unterliegt. Insbe-
sondere müssen die Erlöse aus der 
Emission dieser Schuldverschreibungen 
gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
in Vermögenswerten angelegt werden, 
die während der gesamten Laufzeit der 
Schuldverschreibungen die sich daraus 
ergebenden Verbindlichkeiten ausrei-
chend decken und vorrangig für die 
beim Ausfall des Emittenten fällig wer-
dende Rückzahlung des Kapitals und 
die Zahlung der Zinsen bestimmt sind. 
Legt der Fonds mehr als 5 % seines 
Netto-Fondsvermögens in derartigen 
Schuldverschreibungen an, die von ein 

und demselben Emittenten begeben 
werden, so darf der Gesamtwert dieser 
Anlagen 80 % des Wertes des Netto-
Fondsvermögens nicht überschreiten.  

5. Die in den Absätzen 3 und 4 genann-
ten Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente werden bei der Anwendung 
der in Absatz 2 vorgesehenen Anlage-
grenze von 40 % nicht berücksichtigt.  
 
Die in den Absätzen 1, 2, 3 und 4 ge-
nannten Grenzen dürfen nicht kumu-
liert werden; daher dürfen gemäß den 
Absätzen 1, 2, 3 und 4 getätigte Anla-
gen in Wertpapieren oder Geldmarkt-
instrumenten ein und derselben Ein-
richtung oder in Einlagen bei dieser 
Einrichtung oder in Derivaten dersel-
ben insgesamt 35 % des Netto-Fonds-
vermögens des Fonds nicht überstei-
gen.  

6. Gesellschaften, die im Hinblick auf die 
Erstellung des konsolidierten Abschlus-
ses im Sinne der Richtlinie 83/349/ 
EWG oder nach den anerkannten in-
ternationalen Rechnungslegungsvor-
schriften demselben Konzern angehö-
ren, sind bei der Berechnung der in 
den Absätzen 1 bis 6 vorgesehenen 
Anlagegrenzen als ein einziger Emit-
tent anzusehen.  
 
Der Fonds darf kumulativ bis zu 20 % 
seines Netto-Fondsvermögens in Wert-
papieren und Geldmarktinstrumenten 
ein und desselben Konzerns anlegen.  

7. Der Fonds darf Anteile von anderen 
OGAW und/oder anderen OGA im 
Sinne von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe 
e) erwerben, sofern er höchstens 20 % 
seines Netto-Fondsvermögens in Antei-
len ein und desselben OGAW bzw. 
sonstigen OGA anlegt. Bei der An-
wendung dieser Anlagegrenze gilt je-
der Teilfonds eines Umbrella-Fonds im 
Sinne von Artikel 181 des Gesetzes 
von 2010 als eigenständiger Emittent 
unter der Voraussetzung, dass die 
Trennung der Haftung der Teilfonds in 

Bezug auf Dritte sichergestellt ist.  

8. Anlagen in Anteilen von anderen OGA 
als OGAW dürfen insgesamt 30 % des 
Netto-Fondsvermögens des Fonds 
nicht übersteigen.  

9. Wenn der Fonds Anteile eines anderen 
OGAW und/oder sonstigen OGA er-
worben hat, müssen die Anlagewerte 
des betreffenden OGAW oder anderen 
OGA in Bezug auf die Obergrenzen der 
Absätze 1 bis 6 nicht berücksichtigt 
werden.  

10. Erwirbt der Fonds Anteile anderer 
OGAW und/oder sonstiger anderer 
OGA, die unmittelbar oder aufgrund 
einer Übertragung von derselben Ver-
waltungsgesellschaft oder von einer 
Gesellschaft verwaltet werden, mit der 
die Verwaltungsgesellschaft durch eine 
gemeinsame Verwaltung oder Beherr-
schung oder eine wesentliche direkte 
oder indirekte Beteiligung verbunden 
ist, so darf die Verwaltungsgesellschaft 
oder die andere Gesellschaft für die 
Zeichnung oder die Rücknahme von 
Anteilen dieser anderen OGAW 
und/oder OGA durch den Fonds keine 
Gebühren berechnen.  

11. Wenn der Fonds eine Rechtseinheit mit 
mehreren Teilfonds bildet, bei der die 
Aktiva eines Teilfonds ausschließlich 
den Ansprüchen der Anteilinhaber die-
ses Teilfonds gegenüber sowie gegen-
über den Gläubigern haften, deren 
Forderung anlässlich der Gründung, 
der Laufzeit oder der Liquidation des 
Teilfonds entstanden ist, ist jeder Teil-
fonds zwecks Anwendung der Vor-
schriften dieses Artikels 6 als eigen-
ständiger Fonds anzusehen.  

12. Unbeschadet seiner Verpflichtung, auf 
die Einhaltung des Grundsatzes der Ri-
sikostreuung zu achten, ist dem Fonds 
gestattet, während eines Zeitraums 
von sechs Monaten nach seiner Zulas-
sung von den Anlagegrenzen dieses 
Artikels 6 abzuweichen. 
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Artikel 7  
Emittentengrenzen  

1. Die Verwaltungsgesellschaft darf ins-
gesamt für die von ihr verwalteten 
Fonds, die unter den Anwendungsbe-
reich von Teil I des Gesetzes von 2010 
fallen, stimmberechtigte Aktien nicht 
in einem Umfang erwerben, der es ihr 
ermöglicht, einen nennenswerten Ein-
fluss auf die Geschäftsführung des 
Emittenten auszuüben.  

2. Ferner darf der Fonds höchstens er-
werben:  

 10 % der stimmrechtslosen Aktien ein 
und desselben Emittenten;  

 10 % der Schuldverschreibungen ein und 
desselben Emittenten;  

 25 % der Anteile ein und desselben 
OGAW und/oder anderen OGA;  

 10 % der Geldmarktinstrumente ein und 
desselben Emittenten.  

Die unter dem zweiten, dem dritten und 
dem vierten Gedankenstrich vorgesehenen 
Anlagegrenzen brauchen beim Erwerb nicht 
eingehalten zu werden, wenn sich der Brut-
tobetrag der Schuldtitel oder der Geld-
marktinstrumente oder der Nettobetrag der 
ausgegebenen Anteile zum Zeitpunkt des 
Erwerbs nicht berechnen lässt.  

3. Die Absätze 1 und 2 werden nicht 
angewandt  

a) auf Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, die von einem Mitgliedstaat 
oder dessen öffentlichen Gebietskör-
perschaften begeben oder garantiert 
werden;  

b) auf von einem Drittstaat begebene 
oder garantierte Wertpapiere und 
Geldmarktinstrumente;  

c) auf Wertpapiere und Geldmarktin-
strumente, die von internationalen Or-

ganismen öffentlich-rechtlichen Cha-
rakters begeben werden, denen ein 
oder mehrere Mitgliedstaaten angehö-
ren;  

4. Der Fonds braucht die in Artikel 5 bis 7 
vorgesehenen Anlagegrenzen bei der 
Ausübung von Bezugsrechten, die an 
Wertpapiere oder Geldmarktinstru-
mente geknüpft sind, die Teil seines 
Vermögens sind, nicht einzuhalten.  

5. Werden die in Artikel 5 bis 7 genann-
ten Grenzen von dem Fonds unbeab-
sichtigt oder infolge der Ausübung von 
Bezugsrechten überschritten, so hat 
dieser bei seinen Verkäufen als vorran-
giges Ziel die Normalisierung dieser 
Lage unter Berücksichtigung der Inte-
ressen der Anteilinhaber anzustreben.  

Artikel 8  
Techniken und Instrumente  

1. Zur effizienten Verwaltung des Portfo-
lios darf der Fonds sich unter Einhal-
tung der von der CSSF festgelegten 
Bedingungen und Grenzen der Techni-
ken und Instrumente bedienen, die 
Wertpapiere und Geldmarktinstrumen-
te zum Gegenstand haben. Beziehen 
sich diese Transaktionen auf die Ver-
wendung von Derivaten, so müssen 
die Bedingungen und Grenzen mit den 
Bestimmungen des Gesetzes von 2010 
im Einklang stehen. Unter keinen Um-
ständen darf der Fonds bei diesen 
Transaktionen von den im Grund oder 
Sonderreglement bzw. in seinem Ver-
kaufsprospekt genannten Anlagezielen 
abweichen.  

2. Der Fonds darf als Teil seiner Anlage-
strategie innerhalb der in Artikel 6 Ab-
satz 5 und 6 festgelegten Grenzen An-
lagen in Derivaten tätigen, sofern das 
Gesamtrisiko der Basiswerte die Anla-
gegrenzen des Artikels 6 nicht über-
schreitet. Anlagen des Fonds in index-
basierten Derivaten müssen bei den 
Anlagegrenzen des Artikels 6 Absatz 1 

bis 6 nicht berücksichtigt werden. 
Wenn ein Derivat in ein Wertpapier 
oder ein Geldmarktinstrument einge-
bettet ist, muss es hinsichtlich der Ein-
haltung der Vorschriften dieses Artikels 
mit berücksichtigt werden.  

3. Der Fonds stellt sicher, dass das mit 
Derivaten verbundene Gesamtrisiko 
den Gesamtnettowert seines Portfolios 
nicht überschreitet. Bei der Berech-
nung des Risikos werden der Markt-
wert der Basiswerte, das Ausfallrisiko 
der Gegenpartei, künftige Marktfluk-
tuationen und die Liquidationsfrist der 
Positionen berücksichtigt.  

4. Die Techniken und Instrumente, von 
denen bei der Verwaltung des Fonds 
außer den Wertpapierleih-Geschäften 
gemäß Artikel 9 und den Wertpapier-
pensionsgeschäften gemäß Artikel 10 
noch Gebrauch gemacht werden kann, 
werden im Verkaufsprospekt des Fonds 
angegeben.  

5. Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe g) getätigten Techniken und 
Instrumente, die Wertpapiere zum Ge-
genstand haben, werden zum Zwecke 
der Absicherung und der effizienten 
Portfoliosteuerung abgeschlossen. Die 
Verwaltungsgesellschaft wird diese Ge-
schäfte ausschließlich mit erstklassigen 
Finanzinstituten als Geschäftspartner 
abschließen, die auf derartige Geschäf-
te spezialisiert sind und von einer un-
abhängigen Ratingagentur mit der Bo-
nitätseinstufung „Investment 
Grade“ bewertet werden. 

Artikel 9  
Wertpapierleihe  

1. Der Fonds darf im Rahmen eines stan-
dardisierten Systems, das von einer an-
erkannten Clearinginstitution oder von 
einem erstklassigen, auf derartige Ge-
schäfte spezialisierten Finanzinstitut 
organisiert wird, oder im Rahmen eines 
Standardrahmenvertrages Wertpapiere 
verleihen und entleihen.  
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2. Sofern der Fonds als Leihgeber auftritt, 
dürfen Wertpapiere höchstens für 30 
Tage und höchstens im Gesamtwert 
von 50 % des Wertes seines Wertpa-
pierportefeuilles verliehen werden. Die-
se Beschränkungen gelten nicht, so-
fern dem Fonds das Recht zusteht, den 
Wertpapierleihvertrag jederzeit zu 
kündigen und die Rückerstattung der 
verliehenen Wertpapiere zu verlangen. 
Die Vertragspartner der Wertpapierlei-
he müssen als Entleiher Aufsichtsrege-
lungen unterliegen, die entsprechend 
der jeweiligen Verwaltungspraxis als 
gleichwertig zu den vom Gemein-
schaftsrecht vorgesehenen Regelungen 
angesehen werden können.  

3. Im Rahmen der Wertpapierleihe muss 
der Fonds grundsätzlich eine Garantie 
erhalten, deren Wert bei Abschluss des 
Vertrages wenigstens dem Wert der 
verliehenen Wertpapiere entspricht. 
Diese Garantie muss den Anforderun-
gen des CSSF-Rundschreibens 08/356 
entsprechen. Einer solchen Garantie 
bedarf es nicht, wenn die Wertpapier-
leihe über eine anerkannte Clearingin-
stitution, die dem Leihgeber die Rück-
erstattung seiner Wertpapiere im 
Wege einer Garantie oder auf andere 
Weise sicherstellt, durchgeführt wird. 
Die Garantie kann auch in Aktien be-
stehen, sofern sich aus dem jeweiligen 
Sonderreglement nichts anderes ergibt. 
Die Aktien, die als Garantie begeben 
werden, müssen an einem geregelten 
Markt in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder an einer Börse in 
einem Mitgliedstaat der OECD notiert 
sein oder gehandelt werden und in ei-
nem wichtigen Index enthalten sein. 
Das Collateral-Management wird täg-
lich neu berechnet und entsprechend 
angepasst. 

4. Der Fonds darf als Leihnehmer unter 
folgenden Umständen im Zusammen-
hang mit der Abwicklung einer Wert-
papiertransaktion auftreten:  

a) während einer Zeit, in der die Wertpa-

piere zur erneuten Registrierung ver-
sandt wurden;  

b) wenn Wertpapiere verliehen und nicht 
rechtzeitig rückerstattet wurden;  

c) um einen Fehlschlag in der Abwicklung 
zu vermeiden, wenn die Verwahrstelle 
ihrer Lieferpflicht nicht nachkommt.  

Der Gesamtwert der geliehenen Wertpapie-
re darf 50 % des Wertes des Wertpapier-
portefeuilles des Fonds nicht überschreiten.  

Über vom Fonds geliehene Wertpapiere darf 
während der Zeit, in welcher sie im Besitz 
des Fonds sind, nicht verfügt werden, es sei 
denn, sie sind durch Finanzinstrumente, die 
den Fonds in die Lage versetzen, die gelie-
henen Wertpapiere zum Vertragsende rück-
zuerstatten, ausreichend abgesichert.  

Artikel 10  
Wertpapierpensionsgeschäfte  

1. Der Fonds kann von Zeit zu Zeit Wert-
papiere und Geldmarktinstrumente, 
die für den Fonds erworben werden 
dürfen, in Form von Wertpapierpensi-
onsgeschäften kaufen und verkaufen, 
sofern der Verkäufer sich verpflichtet, 
die Wertpapiere oder Geldmarktin-
strumente am Ende des vereinbarten 
Zeitraums zu einem von Vornherein 
vereinbarten Preis zurückzuerwerben. 
Dabei muss die Gegenpartei ein erst-
klassiges, auf solche Geschäfte spezia-
lisiertes Finanzinstitut sein und die 
Laufzeit darf zwölf Monate nicht über-
schreiten. Während der Laufzeit eines 
Pensionsgeschäftes darf der Fonds die 
gegenständlichen Wertpapiere oder 
Geldmarktinstrumente nicht veräu-
ßern.  

2. Der Umfang der Wertpapierpensions-
geschäfte ist stets auf einem Niveau zu 
halten, das es dem Fonds ermöglicht, 
jederzeit seiner Verpflichtung zur 
Rücknahme von Anteilen nachzukom-
men. Der Anteil dieser Geschäfte darf 

aber mit ein und derselben Gegenpar-
tei 10 % und insgesamt 50 % des Net-
to-Fondsvermögens nicht überschrei-
ten.  

Artikel 11  
Anteile  

1. Anteile an dem Fonds werden durch 
Globalzertifikate verbrieft, die auf den 
Inhaber lauten. Ein Anspruch auf Aus-
lieferung effektiver Stücke besteht 
nicht. 

2. Alle Anteile des Fonds haben gleiche 
Rechte. Das Sonderreglement kann 
Anteilklassen vorsehen und die unter-
schiedliche Ausstattung der Anteile 
hinsichtlich der Ertragsverwendung, 
des Ausgabeaufschlages, des Rück-
nahmeabschlages, der Vertriebsprovisi-
on, der Verwaltungsvergütung, der 
Währung des Anteilwertes oder ande-
rer Kriterien sowie einer Kombination 
derselben festlegen. Alle Anteile sind 
vom Tage ihrer Ausgabe an in gleicher 
Weise an Erträgen, Kursgewinnen und 
am Liquidationserlös ihrer jeweiligen 
Anteilklasse berechtigt.  

3. Die Ausgabe und die Rücknahme der 
Anteile sowie die Vornahme von Zah-
lungen auf Anteile erfolgen bei der 
Verwaltungsgesellschaft, der Verwahr-
stelle sowie über jede Zahlstelle.  

Artikel 12  
Anteilwertberechnung  

1. Der Wert eines Anteils („Anteilwert“) 
lautet auf die im Sonderreglement 
festgelegte Währung („Fondswäh-
rung“). Er wird unter Aufsicht der 
Verwahrstelle von der Verwaltungsge-
sellschaft oder einem von ihr beauf-
tragten Dritten an jedem Bewertungs-
tag berechnet. Die Berechnung erfolgt 
durch Teilung des jeweiligen Netto-
Fondsvermögens durch die Zahl der am 
Bewertungstag im Umlauf befindlichen 
Anteile.  
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2. Das Netto-Fondsvermögen wird nach 
folgenden Grundsätzen berechnet:  

a) Der Wert von Vermögenswerten, wel-
che an einer Börse oder an einem an-
deren geregelten Markt notiert oder 
gehandelt werden, wird auf der 
Grundlage des letzten verfügbaren 
Kurses ermittelt, sofern nachfolgend 
nichts anderes geregelt ist.  

b) Sofern ein Vermögenswert nicht an 
einer Börse oder an einem anderen ge-
regelten Markt notiert oder gehandelt 
wird oder sofern für einen Vermö-
genswert, welcher an einer Börse oder 
an einem anderen geregelten Markt 
notiert oder gehandelt wird, der Kurs 
den tatsächlichen Marktwert nicht an-
gemessen widerspiegelt, wird der Wert 
des Vermögenswertes auf der Grund-
lage des nach einer vorsichtigen Ein-
schätzung vorhersehbaren Verkaufs-
preises ermittelt, sofern nachfolgend 
nichts anderes geregelt ist.  

c) Anteile an einem OGAW oder OGA 
werden zum letzten festgestellten und 
erhältlichen Rücknahmepreis bewertet.  

d) Der Wert von Kassenbeständen oder 
Bankguthaben, Einlagenzertifikaten 
und ausstehenden Forderungen, vo-
rausbezahlten Auslagen, Bardividenden 
und erklärten oder aufgelaufenen und 
noch nicht erhaltenen Zinsen ent-
spricht dem jeweiligen vollen Betrag 
abzüglich eines angemessenen Ab-
schlages, falls der Betrag wahrschein-
lich nicht voll bezahlt oder erhalten 
werden kann.  

e) Der Liquidationswert von Futures und 
Optionen, die an einer Börse oder an 
einem anderen geregelten Markt ge-
handelt werden, wird auf der Grundla-
ge des letzten verfügbaren Abwick-
lungspreises berechnet.  

f) Der Liquidationswert von Futures, 
Forwards und Optionen, die nicht an 
einer Börse oder an einem anderen ge-

regelten Markt gehandelt werden, so-
wie von Futures und Optionen, die an 
einer Börse oder an einem anderen ge-
regelten Markt gehandelt werden, je-
doch an dem Bewertungstag nicht li-
quidiert werden können, entspricht 
dem jeweiligen Nettoliquidationswert, 
wie er gemäß den Richtlinien des Ver-
waltungsrates auf einer konsistent für 
alle verschiedenen Arten von Verträgen 
angewandten Grundlage festgestellt 
wird.  

g) Swaps werden zu ihrem Marktwert 
bewertet.  

h) Sämtliche sonstigen Wertpapiere oder 
sonstigen Vermögenswerte werden zu 
ihrem angemessenen Marktwert be-
wertet, wie dieser nach Treu und 
Glauben und entsprechend dem vom 
Verwaltungsrat aufgestellten Verfahren 
zu bestimmen ist.  

i) Der Wert aller Vermögenswerte und 
Verbindlichkeiten, welche nicht in der 
Währung des Fonds ausgedrückt sind, 
wird in diese Währung zu den zuletzt 
verfügbaren Devisenkursen umgerech-
net. Wenn solche Kurse nicht verfüg-
bar sind, wird der Wechselkurs nach 
Treu und Glauben und nach dem vom 
Verwaltungsrat aufgestellten Verfahren 
bestimmt.  

j) Die Verwaltungsgesellschaft kann nach 
eigenem Ermessen andere Bewer-
tungsmethoden zulassen, wenn sie 
dieses im Interesse einer angemessene-
ren Bewertung eines Vermögenswertes 
des Fonds hinsichtlich des voraussicht-
lichen Realisierungswertes für ange-
bracht hält.  

k) Wenn die Verwaltungsgesellschaft der 
Ansicht ist, dass der ermittelte Anteil-
wert an einem bestimmten Bewer-
tungstag den tatsächlichen Wert der 
Anteile des Fonds nicht wiedergibt, 
oder wenn es seit der Ermittlung des 
Anteilwertes beträchtliche Bewegun-
gen an den betreffenden Börsen 

und/oder Märkten gegeben hat, kann 
die Verwaltungsgesellschaft beschlie-
ßen, den Anteilwert noch am selben 
Tag zu aktualisieren. Unter diesen Um-
ständen werden alle für diesen Bewer-
tungstag eingegangenen Anträge auf 
Zeichnung und Rücknahme auf der 
Grundlage des Anteilwertes eingelöst, 
der unter Berücksichtigung des Grund-
satzes von Treu und Glauben aktuali-
siert worden ist.  

3. Sofern für den Fonds Anteilklassen 
eingerichtet sind, ergeben sich für die 
Anteilwertberechnung folgende Be-
sonderheiten:  

a) Die Anteilwertberechnung erfolgt nach 
den unter Absatz 1 dieses Artikels auf-
geführten Kriterien für jede Anteilklas-
se separat.  

b) Der Mittelzufluss aufgrund der Ausga-
be von Anteilen erhöht den prozentua-
len Anteil der jeweiligen Anteilklasse 
am gesamten Wert des Netto-
Fondsvermögens. Der Mittelabfluss 
aufgrund der Rücknahme von Anteilen 
vermindert den prozentualen Anteil 
der jeweiligen Anteilklasse am gesam-
ten Wert des Netto-Fondsvermögens.  

c) Im Fall einer Ausschüttung vermindert 
sich der Anteilwert der Anteile der aus-
schüttungsberechtigten Anteilklasse 
um den Betrag der Ausschüttung. Da-
mit vermindert sich zugleich der pro-
zentuale Anteil dieser Anteilklasse am 
gesamten Wert des Netto-
Fondsvermögens, während sich der 
prozentuale Anteil der nicht ausschüt-
tungsberechtigten Anteilklasse am ge-
samten Netto-Fondsvermögen erhöht.  

4. Für den Fonds kann ein Ertragsaus-
gleich durchgeführt werden.  

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann für 
umfangreiche Rücknahmeanträge, die 
nicht aus den liquiden Mitteln und zu-
lässigen Kreditaufnahmen des Fonds 
befriedigt werden können, den An-
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teilwert auf der Basis der Kurse des 
Bewertungstages bestimmen, an wel-
chem sie für den Fonds die erforderli-
chen Verkäufe vornimmt; dies gilt 
dann auch für gleichzeitig eingereichte 
Zeichnungsaufträge für den Fonds. 

6. Die Verwaltungsgesellschaft ist berech-
tigt, die Berechnung des Anteilwertes 
zeitweilig einzustellen, wenn und so-
lange Umstände vorliegen, die diese 
Einstellung erforderlich machen und 
wenn die Einstellung unter Berücksich-
tigung der Interessen der Anteilinhaber 
gerechtfertigt ist, insbesondere:  

 während der Zeit, in welcher eine Börse 
oder ein anderer Markt, wo ein wesentlicher 
Teil der Vermögenswerte des Fonds amtlich 
notiert oder gehandelt wird, geschlossen ist 
(außer an gewöhnlichen Wochenenden 
oder Feiertagen) oder der Handel an dieser 
Börse bzw. an dem entsprechenden Markt 
ausgesetzt oder eingeschränkt wurde;  

 in Notlagen, wenn die Verwaltungsgesell-
schaft über Anlagen des Fonds nicht verfü-
gen kann oder es ihr unmöglich ist, den 
Gegenwert der Anlagekäufe oder -verkäufe 
frei zu transferieren oder die Berechnung 
des Anteilwertes ordnungsgemäß durchzu-
führen.  
 
Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aus-
setzung beziehungsweise Wiederaufnahme 
der Anteilwertberechnung unverzüglich in 
mindestens zwei hinreichend verbreiteten 
Tageszeitungen, einschließlich mindestens 
einer Luxemburger Tageszeitung veröffentli-
chen sowie allen Anteilinhabern mitteilen, 
die Anteile zur Rücknahme angeboten ha-
ben.  

Artikel 13  
Ausgabe von Anteilen  

1. Die Ausgabe von Anteilen erfolgt zu 
dem im Sonderreglement des Fonds 
festgelegten Ausgabepreis und zu den 
dort bestimmten Bedingungen.  

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann für 
den Fonds jederzeit nach eigenem Er-
messen einen Zeichnungsantrag zu-
rückweisen oder die Ausgabe von An-
teilen zeitweilig beschränken, aus-
setzen oder endgültig einstellen, so-
weit dies im Interesse der Gesamtheit 
der Anteilinhaber, zum Schutz der 
Verwaltungsgesellschaft, zum Schutz 
des Fonds, im Interesse der Anlagepoli-
tik oder im Fall der Gefährdung der 
spezifischen Anlageziele des Fonds er-
forderlich erscheint.  

3. Der Erwerb von Anteilen erfolgt 
grundsätzlich zum Ausgabepreis des 
jeweiligen Bewertungstages. Zeich-
nungsanträge, welche bis spätestens 
12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) an ei-
nem Bewertungstag bei der Verwal-
tungsgesellschaft eingegangen sind, 
werden auf der Grundlage des Anteil-
wertes dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Zeichnungsanträge, welche 
nach 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) 
eingehen, werden auf der Grundlage 
des Anteilwertes des nächstfolgenden 
Bewertungstages abgerechnet.  

4. Der Ausgabepreis ist innerhalb von 
zwei Bankarbeitstagen nach dem ent-
sprechenden Bewertungstag fällig. 

5. Die Anteile werden unverzüglich nach 
Eingang des Ausgabepreises bei der 
Verwahrstelle im Auftrag der Verwal-
tungsgesellschaft von der Verwahrstel-
le zugeteilt und durch Übergabe von 
Anteilzertifikaten in entsprechender 
Höhe übertragen.  

6. Die Verwahrstelle wird auf nicht ausge-
führte Zeichnungsanträge eingehende 
Zahlungen unverzüglich zurückzahlen.  

Artikel 14  
Rücknahme von Anteilen  

1. Die Anteilinhaber des Fonds sind be-
rechtigt, jederzeit die Rücknahme ihrer 
Anteile zu dem im Sonderreglement 

des Fonds festgelegten Rücknahme-
preis und zu den dort bestimmten Be-
dingungen zu verlangen. Diese Rück-
nahme erfolgt nur an einem 
Bewertungstag. Die Zahlung des Rück-
nahmepreises erfolgt grundsätzlich 
zwei Bankarbeitstage nach dem ent-
sprechenden Bewertungstag gegen 
Rückgabe der Anteile. Die Verwal-
tungsgesellschaft behält sich das Recht 
vor, die Frist zur Zahlung des Rück-
nahmepreises auf bis zu 5 Bankarbeits-
tage zu verlängern, sofern dies durch 
Verzögerungen bei der Zahlung der Er-
löse aus Anlageveräußerungen an den 
Fonds auf Grund von durch Börsen-
kontrollvorschriften oder ähnlichen 
Marktbeschränkungen begründeten 
Behinderungen an dem Markt, an dem 
eine beachtliche Menge der Vermö-
genswerte des Fonds angelegt sind, 
oder in außergewöhnlichen Umstän-
den, in denen der Fonds den Rück-
nahmepreis nicht innerhalb von zwei 
Bankarbeitstagen zahlen kann, not-
wendig ist. 

2. Die Rücknahme erfolgt grundsätzlich 
zum Rücknahmepreis des jeweiligen 
Bewertungstages. Rücknahmeanträge, 
welche bis spätestens 12.00 Uhr (Lu-
xemburger Zeit) an einem Bewertungs-
tag bei der Verwaltungsgesellschaft 
eingegangen sind, werden zum An-
teilwert dieses Bewertungstages abge-
rechnet. Rücknahmeanträge, welche 
nach 12.00 Uhr (Luxemburger Zeit) 
eingehen, werden zum Anteilwert des 
nächstfolgenden Bewertungstages ab-
gerechnet.  

3. Die Verwaltungsgesellschaft ist nach 
vorheriger Genehmigung durch die 
Verwahrstelle berechtigt, die Rück-
nahme von Anteilen zeitweilig auszu-
setzen. Eine Aussetzung ist insbeson-
dere möglich:  

 Im Falle umfangreicher Rücknahmeanträ-
ge, die nicht aus Sichteinlagen, kurzfristig 
liquidierbaren Vermögenswerten und zuläs-
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sigen Kreditaufnahmen des Fonds befriedigt 
werden können;  

 sofern die Berechnung des Anteilwertes 
gemäß Artikel 12 Absatz 5 zeitweilig einge-
stellt ist; 

 nach Ankündigung der Auflösung des 
Fonds zur Gewährleistung des Liquidations-
verfahrens; 

 aus anderen Gründen, die es im Interesse 
der Gesamtheit der Anleger des Fonds als 
gerechtfertigt und/oder geboten erscheinen 
lassen, z.B. wenn bei Veräußerung von 
Vermögensgegenständen aufgrund illiquider 
Märkte nicht solche Erlöse erzielt werden 
können, die bei normalen Marktverhältnis-
sen erzielt würden. 
 
Die Verwaltungsgesellschaft wird die Aus-
setzung beziehungsweise Wiederaufnahme 
der Rücknahme unverzüglich in mindestens 
zwei hinreichend verbreiteten Tageszeitun-
gen, einschließlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung veröffentlichen sowie 
allen Anteilinhabern mitteilen, die Anteile 
zur Rücknahme angeboten haben. Im Falle 
der Aussetzung der Rücknahme auf Grund 
der Liquidation des Fonds oder gegebenen-
falls eines Teilfonds gilt Artikel 19 Absatz 3. 

4. Die Verwahrstelle ist nur insoweit zur 
Zahlung verpflichtet, als keine gesetzli-
chen Bestimmungen, z.B. devisenrecht-
liche Vorschriften oder andere von der 
Verwahrstelle nicht beeinflussbare Um-
stände, die Überweisung des Rück-
nahmepreises in das Land des Antrag-
stellers verbieten.  

5. Die Verwaltungsgesellschaft kann für 
den Fonds Anteile einseitig gegen Zah-
lung des Rücknahmepreises zurückkau-
fen, soweit dies im Interesse der Ge-
samtheit der Anteilinhaber oder zum 
Schutz der Verwaltungsgesellschaft 
oder des Fonds erforderlich erscheint.  

Artikel 15  
Ertragsverwendung 

1. Die Ausschüttungspolitik des Fonds 
bzw. seiner einzelnen Anteilklassen 
wird im Sonderreglement des Fonds 
festgelegt.  

2. Zur Ausschüttung können die ordentli-
chen Nettoerträge sowie realisierte 
Kursgewinne kommen. Ferner können 
die nicht realisierten Kursgewinne so-
wie sonstige Aktiva zur Ausschüttung 
gelangen, sofern das Netto-
Fondsvermögen aufgrund der Aus-
schüttung nicht unter die Mindest-
grenze gemäß Artikel 19 Absatz 1 
Buchstabe a) sinkt.  

3. Ausschüttungen werden auf die am 
Ausschüttungstag ausgegebenen An-
teile ausgezahlt.  

4. Die Vorlegungsfrist für Ertragsscheine 
beträgt fünf Jahre ab Veröffentlichung 
der jeweiligen Ausschüttungserklä-
rung. Ausschüttungen, die während 
der Vorlegungsfrist nicht abgefordert 
wurden, verjähren zugunsten des 
Fonds. Die Verwaltungsgesellschaft ist 
ermächtigt, aber nicht verpflichtet, 
Ausschüttungsbeträge an Anteilinha-
ber, die ihr Recht auf Ausschüttung 
erst nach Ablauf der Verjährungsfrist 
geltend machen, auszuzahlen.  

Artikel 16  
Verschmelzung des Fonds 
beziehungsweise der Teilfonds 

1. Die Verwaltungsgesellschaft kann 
durch Beschluss des Verwaltungsrats 
und, soweit anwendbar, gemäß den im 
Gesetz von 2010 sowie den anwend-
baren Verwaltungsvorschriften be-
nannten Bedingungen und Verfahren 
den Fonds oder gegebenenfalls einen 
oder mehrere Teilfonds des Fonds mit 
einem bereits bestehenden oder ge-
meinsam gegründeten anderen Teil-
fonds, anderen Luxemburger Fonds 

bzw. Teilfonds, einem anderen auslän-
dischen OGAW oder einem Teilfonds 
eines anderen ausländischen OGAWs 
entweder unter Auflösung ohne Ab-
wicklung oder unter Weiterbestand bis 
zur Tilgung sämtlicher Verbindlichkei-
ten verschmelzen. 

2. Die Verwaltungsgesellschaft zeigt die 
Verschmelzung des Fonds bzw. Teil-
fonds gemäß Artikel 18 Absatz 5 an. 
Die Anteilinhaber haben das Recht, in-
nerhalb von 30 Tagen die Rückgabe 
oder gegebenenfalls den Umtausch ih-
rer Anteile in Anteile eines anderen 
Fonds bzw. Teilfonds mit ähnlicher An-
lagepolitik, der von derselben Verwal-
tungsgesellschaft oder einer anderen 
Gesellschaft verwaltet wird, mit der die 
Verwaltungsgesellschaft durch eine 
gemeinsame Verwaltung oder Kontrol-
le oder durch eine wesentliche direkte 
oder indirekte Beteiligung verbunden 
ist, ohne weitere Kosten als jene, die 
vom Fonds bzw. Teilfonds zur Deckung 
der Auflösungskosten einbehalten 
werden, zu verlangen. 
 
Mit Wirksamwerden der Verschmel-
zung werden die Anteilinhaber des 
übertragenden Fonds bzw. Teilfonds 
Anteilinhaber des übernehmenden 
Fonds bzw. Teilfonds. 

3. Rechts-, Beratungs- oder Verwaltungs-
kosten, die mit der Vorbereitung und 
der Durchführung einer Verschmelzung 
verbunden sind, werden nicht den be-
troffenen Fonds bzw. Teilfonds oder 
deren Anteilinhabern angelastet. 

Artikel 17  
Allgemeine Kosten  

1. Neben den im Sonderreglement des 
Fonds aufgeführten Kosten können 
dem Fonds folgende Kosten belastet 
werden:  

a) Steuern und ähnliche Abgaben, die auf 
das jeweilige Fondsvermögen, dessen 
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Einkommen oder die Auslagen zu Las-
ten des Fonds erhoben werden;  

b) Kosten für Rechtsberatung, die der 
Verwaltungsgesellschaft oder der Ver-
wahrstelle entstehen, wenn sie im Inte-
resse der Anteilinhaber des Fonds han-
deln;  

c) Kosten der Wirtschaftsprüfer des 
Fonds sowie die Kosten der Prüfung 
seiner steuerlichen Rechnungslegung;  

d) Kosten für die Erstellung von Anteilzer-
tifikaten und Ertragsscheinen;  

e) Kosten für die Einlösung von Ertrags-
scheinen;  

f) Kosten der Erstellung sowie der Hinter-
legung und Veröffentlichung des 
Grundreglements und des Sonderreg-
lements des Fonds sowie anderer Do-
kumente, wie z.B. Verkaufsprospekte 
und wesentliche Informationen für den 
Anleger und sonstige Dokumente, die 
den Fonds betreffen und die für den 
Vertrieb der Anteile des Fonds in be-
stimmten Ländern nach deren Vor-
schriften notwendig sind, einschließlich 
der Kosten der Anmeldungen zur Re-
gistrierung oder der schriftlichen Erläu-
terungen bei sämtlichen Registrie-
rungsbehörden und Börsen 
(einschließlich örtlichen Wertpapier-
händlervereinigungen), welche im Zu-
sammenhang mit dem Fonds oder 
dem Anbieten seiner Anteile vorge-
nommen werden müssen;  

g) Druck- und Vertriebskosten der Jahres- 
und Halbjahresberichte für die Anteil-
inhaber in allen notwendigen Sprachen 
sowie Druck- und Vertriebskosten der 
sämtlichen weiteren Berichte und Do-
kumente, welche gemäß den anwend-
baren Gesetzen oder Verordnungen 
der genannten Behörden notwendig 
sind;  

h) Kosten der für die Anteilinhaber be-
stimmten Veröffentlichungen;  

i) ein angemessener Anteil an den Kos-
ten für die Werbung und an solchen, 
welche direkt im Zusammenhang mit 
dem Anbieten und Verkauf von Antei-
len anfallen;  

j) sämtliche Kosten im Zusammenhang 
mit dem Erwerb und der Veräußerung 
von Vermögenswerten.  

2. Sämtliche Kosten werden zunächst 
dem laufenden Einkommen, dann den 
Kapitalgewinnen und zuletzt dem 
Fondsvermögen angerechnet.  

Artikel 18  
Veröffentlichungen  

1. Die erstmals gültige Fassung dieses 
Grundreglements und des Sonderreg-
lements des Fonds sowie Änderungen 
derselben werden bei der Kanzlei des 
Bezirksgerichts Luxemburg hinterlegt 
und ein Verweis auf diese Hinterlegung 
wird im „Mémorial C, Recueil des 
Sociétés et Associations“ („Mémori-
al“), dem Amtsblatt des Großherzog-
tums Luxemburg, veröffentlicht.  

2. Änderungen dieses Grundreglements 
und des Sonderreglements des Fonds 
werden darüber hinaus, soweit erfor-
derlich, in mindestens zwei hinreichend 
verbreiteten Tageszeitungen, ein-
schließlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung veröffentlicht.  

3. Ausgabe- und Rücknahmepreise kön-
nen bei der Verwaltungsgesellschaft 
sowie bei sonstigen im Verkaufspros-
pekt verzeichneten Stellen erfragt wer-
den.  

4. Die Verwaltungsgesellschaft erstellt für 
den Fonds einen Verkaufsprospekt, ein 
kurzes Dokument mit wesentlichen In-
formationen für den Anleger, einen 
geprüften Jahresbericht sowie einen 
Halbjahresbericht entsprechend den 
gesetzlichen Bestimmungen des Groß-
herzogtums Luxemburg. Diese Unter-

lagen des Fonds sind am Sitz der Ver-
waltungsgesellschaft sowie bei sonsti-
gen im Verkaufsprospekt verzeichneten 
Stellen auf Verlangen kostenlos erhält-
lich.  

5. Die Verschmelzung des Fonds bzw. 
Teilfonds wird von der Verwaltungsge-
sellschaft mindestens 30 Tage im Vo-
raus in jeweils einer überregionalen Ta-
geszeitung der Länder, in denen 
Anteile des Fonds bzw. Teilfonds ver-
trieben werden, unter Berücksichti-
gung der Anforderungen des Gesetzes 
von 2010 sowie der anwendbaren 
Verwaltungsvorschriften, unter ande-
rem mit dem Hinweis veröffentlicht, 
dass die Anteilinhaber während dieser 
Zeit das Recht haben, Anteile ohne 
Kosten entsprechend Artikel 16 Absatz 
2 zum jeweiligen Anteilwert zurückzu-
geben.  

Artikel 19  
Liquidation 

1. Der Fonds oder ein Teilfonds können 
durch die Verwaltungsgesellschaft un-
ter angemessener Berücksichtigung 
der Interessen der Anteileigner aufge-
löst werden. Eine Auflösung des Fonds 
oder von Teilfonds erfolgt zwingend in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen, 
insbesondere 

a) wenn das Netto-Fondsvermögen in-
nerhalb von sechs Monaten nach Ge-
nehmigung des Fonds nicht mindes-
tens den Gegenwert von 1,25 
Millionen Euro erreicht;  

b) wenn das Netto-Fondsvermögen wäh-
rend mehr als sechs Monaten unter ei-
nem Viertel der Mindestgrenze gemäß 
a) bleibt;  

c) wenn die Verwahrstellenbestellung 
gekündigt wird, ohne dass eine neue 
Verwahrstellenbestellung innerhalb der 
gesetzlichen oder vertraglichen Fristen 
erfolgt;  
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d) wenn die Verwaltungsgesellschaft in 
Konkurs geht oder aus irgendeinem 
Grund aufgelöst wird;  

e) in anderen, im Gesetz von 2010 vorge-
sehenen Fällen. 

2. Die Auflösung des Fonds oder eines 
Teilfonds wird entsprechend den ge-
setzlichen Bestimmungen von der 
Verwaltungsgesellschaft im Mémorial 
und in mindestens zwei hinreichend 
verbreiteten Tageszeitungen, ein-
schließlich mindestens einer Luxem-
burger Tageszeitung, veröffentlicht. 

3. Wenn ein Tatbestand eintritt, der zur 
Auflösung des Fonds führt, werden die 
Ausgabe und die Rücknahme von An-
teilen eingestellt. Die Rücknahme von 
Anteilen kann durch die Verwaltungs-
gesellschaft unter Berücksichtigung der 
Interessen der Anteilinhaber jedoch 
weiter zugelassen werden, sofern die 
Anleger gleichbehandelt werden, wo-
bei der für die Rücknahme zu zahlende 
Betrag um die Liquidationskosten, ins-
besondere in diesem Zusammenhang 
zu zahlende Honorare gemindert wer-
den kann. Wird die Rücknahme im Zu-
ge der Liquidation eingestellt oder aus-
gesetzt, wird in der Veröffentlichung 
nach Absatz 2 darauf hingewiesen. 

4. Die Verteilung des Liquidationserlöses 
an die Anteilinhaber nach deren An-
spruch erfolgt durch die Verwahrstelle 
auf Anweisung der Verwaltungsgesell-
schaft oder gegebenenfalls der von 
derselben oder von der Verwahrstelle 
ernannten Liquidatoren, wobei die Li-
quidationskosten, insbesondere in die-
sem Zusammenhang zu zahlende Ho-
norare, anteilig abgezogen werden 
("Nettoliquidationserlös"). Der Netto-
Liquidationserlös, der nicht zum Ab-
schluss des Liquidationsverfahrens von 
Anteilinhabern eingezogen worden ist, 
wird, soweit dann gesetzlich notwen-
dig, in Euro umgerechnet und von der 
Verwahrstelle nach Abschluss des Li-
quidationsverfahrens für Rechnung der 

jeweils berechtigten Anteilinhaber bei 
der Caisse de Consignation in Luxem-
burg hinterlegt, wo dieser Betrag ver-
fällt, wenn er nicht innerhalb der ge-
setzlichen Frist dort angefordert wird.  
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Sonderreglement  

Deka Nachhaltigkeit  

zu dem von der Deka International S.A. 
erstellten Grundreglement für von ihr ge-
mäß Teil I des Gesetzes von 2010 in Form 
eines fonds commun de placement à com-
partiments multiples errichtete Investment-
fonds in der ab 1. Dezember 2018 gelten-
den Fassung. 

Artikel 1  
Der Fonds  

1. Für den Umbrella-Fonds Deka-
Nachhaltigkeit (nachfolgend der 
„Fonds“) ist das von der Deka Interna-
tional S.A. erstellte Grundreglement 
für von ihr gemäß Teil I des Gesetzes 
von 2010 in Form eines fonds commun 
de placement à compartiments multip-
les errichtete Investmentfonds in seiner 
jeweiligen Fassung integraler Bestand-
teil dieses Sonderreglements. Das 
Grundreglement wurde bei dem Lu-
xemburger Handels- und Gesellschafts-
register hinterlegt und ein Verweis auf 
diese Hinterlegung am 30. April 2016 
im Mémorial veröffentlicht.  

2. Für den Fonds wurden die drei nach-
folgend aufgeführten Teilfonds einge-
richtet: 

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
Deka-Nachhaltigkeit Renten 
Deka-Nachhaltigkeit Balance 

 Die Anteilwertberechnung erfolgt separat 
für jeden Teilfonds nach den in Artikel 12 
des Grundreglements festgesetzten Re-
geln. Für die Berechnung der Mindest-
grenze für das Netto-Fondsvermögen 
gemäß Artikel 19 Absatz 1 des Grundreg-
lements sowie die Berechnung der Emit-
tentengrenzen nach Artikel 7 Absatz 2 
des Grundreglements ist auf das Fonds-
vermögen insgesamt abzustellen, das sich 
aus der Addition der Netto-Fondsver-

mögen aller Teilfonds ergibt. Investitionen 
eines Teilfonds des Deka-Nachhaltigkeit in 
einen anderen Teilfonds des Deka-
Nachhaltigkeit sind zulässig, in dem Fall 
gelten die Einschränkungen des Artikel 
181 Absatz 8 des Gesetzes von 2010. Die 
Verwaltungsgesellschaft kann jederzeit 
neue Teilfonds auflegen.  

Artikel 2  
Anlagepolitik  

1. Das Hauptziel der Anlagepolitik ist es, 
durch die Nutzung von Chancen und 
die Vermeidung von Risiken, die sich 
aus ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Entwicklungen ergeben, ein 
mittel- bis langfristiges Kapitalwachs-
tum zu erwirtschaften. 

2. Die Investition in Wertpapiere erfolgt 
nur in solche, die nach Grundsätzen 
der Nachhaltigkeit ausgewählt werden. 
Dazu werden Emittenten nach Krite-
rien für Umweltmanagement, soziale 
Verantwortung und Unternehmensfüh-
rung bewertet und im Ergebnis ent-
weder in das investierbare Universum 
aufgenommen oder aus diesem ausge-
schlossen. Nicht investiert werden soll 
in Unternehmen mit Verstößen gegen 
Menschenrechte, Arbeitsrechte, Kin-
derarbeit oder Korruption sowie in 
Branchen, die den Mindeststandards 
des Fonds nicht entsprechen. Das 
Fondsmanagement wird durch einen 
Anlageausschuss beraten. 

3. Für Deka-Nachhaltigkeit Aktien ist zur 
Erreichung der Anlageziele beabsich-
tigt, das Fondsvermögen nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung und im 
Rahmen der allgemeinen Richtlinien 
für die Anlagepolitik gemäß Artikel 5 
des Grundreglements zu mindestens 
61 % in Aktien zu investieren, ohne 
bei der Selektion weiteren Beschrän-
kungen zu unterliegen. Daneben kann 
das Sondervermögen in variabel- 
und/oder festverzinsliche Wertpapiere, 
Geldmarktinstrumente und Zertifikate 

gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben 
a), b), c), d), h) oder Absatz 2 des 
Grundreglements angelegt werden.  

Mindestens 51 % des Wertes des Net-
to-Fondvermögens werden in Kapital-
beteiligungen i.S.d. § 2 Absatz 8 In-
vestmentsteuergesetz (InvStG) 
angelegt. 

Kapitalbeteiligungen in diesem Sinne 
sind   

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum 
amtlichen Handel an einer Börse zugelassen 
oder an einem anderen organisierten Markt 
zugelassen oder in diesen einbezogen sind; 

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ansässig sind und dort der 
Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften 
unterliegen und nicht von ihr befreit sind; 

 Anteile an Kapitalgesellschaften, die in 
einem Drittstaat ansässig sind und dort einer 
Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften 
in Höhe von mindestens 15 % unterliegen 
und nicht von ihr befreit sind; 

 Anteile an anderen Investmentfonds 
entweder in Höhe der bewertungstäglich 
veröffentlichten Quote ihres Wertes, zu der 
sie tatsächlich in die vorgenannten Anteile 
an Kapitalgesellschaften anlegen oder in 
Höhe der vertraglich festgelegten Mindest-
quote des anderen Investmentfonds. 

4. Für Deka-Nachhaltigkeit Renten ist zur 
Erreichung der Anlageziele beabsich-
tigt, das Fondsvermögen des Teilfonds 
nach dem Grundsatz der Risikostreu-
ung und im Rahmen der allgemeinen 
Richtlinien für die Anlagepolitik gemäß 
Artikel 5 des Grundreglements vorwie-
gend in auf Euro lautende Unterneh-
mensanleihen, Staatsanleihen, Pfand-
briefe und sonstige Anleihen von 
Emittenten mit weltweitem Sitz zu in-
vestieren. 
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Der Anteil der verzinslichen Wertpapie-
re, die selbst oder deren Aussteller 
niedriger als BBB- geratet sind, darf 
33% des Netto-Teilfondsvermögens 
nicht überschreiten. Dem Standard & 
Poor’s Rating steht das Rating einer 
anderen anerkannten Rating-Agentur 
gleich. Bei mehreren Ratings ist das 
zweitbeste maßgebend. Wird ein Ra-
ting herabgesetzt und dadurch die An-
lagegrenze überschritten, so wird die 
Verwaltungsgesellschaft vorrangig die 
Normalisierung dieser Lage unter Be-
rücksichtigung der Interessen der An-
teilinhaber anstreben.  
Daneben kann das Vermögen des Teil-
fonds in sonstige variabel- und /oder 
festverzinsliche Wertpapiere, Geld-
marktinstrumente und Zertifikate ge-
mäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a), 
b), c), d), h) oder Absatz 2 des Grund-
reglements angelegt werden.  

5. Für Deka-Nachhaltigkeit Balance ist zur 
Erreichung der Anlageziele beabsich-
tigt, das Fondsvermögen nach dem 
Grundsatz der Risikostreuung und im 
Rahmen der allgemeinen Richtlinien 
für die Anlagepolitik gemäß Artikel 5 
des Grundreglements vorwiegend in 
Aktien, in variabel- und/oder festver-
zinsliche Wertpapiere und in Geld-
marktinstrumente gemäß Artikel 5 Ab-
satz 1 Buchstaben a), b), c), d) oder 
Absatz 2 des Grundreglements anzule-
gen. 
 
Verzinsliche Wertpapiere dürfen nur 
erworben werden, wenn die Wertpa-
piere selbst oder deren Aussteller von 
einer anerkannten Ratingagentur min-
destens mit der Bonitätsstufe BBB- 
(Standard & Poor's) bzw. entsprechend 
geratet sind. Setzt eine Ratingagentur, 
deren Rating für den Erwerb der Wert-
papiere herangezogen wurde, ihr Ra-
ting herab, so dass es nicht mehr der 
Bonitätsstufe BBB- (Standard & Poor's) 
entspricht, so wird die Verwaltungsge-
sellschaft über die Veräußerung der 
betroffenen Wertpapiere nach ihrem 
Ermessen unter Wahrung der Interes-

sen der Anteilinhaber entscheiden. 
 
Als Aktien dürfen nur globale Stan-
dardwerte erworben werden. Aktien 
dürfen nicht über 50 % des Wertes 
des Sondervermögens hinaus erwor-
ben werden. 
 
In Wertpapiere der Bundesrepublik 
Deutschland dürfen auch mehr als 
35 % des Wertes des Sondervermö-
gens angelegt werden. In dem Fall 
muss das Sondervermögen Wertpapie-
re halten, die im Rahmen von mindes-
tens sechs verschiedenen Emissionen 
begeben worden sind, wobei die 
Wertpapiere aus einer einzigen Emissi-
on 30 % des Gesamtbetrags nicht 
überschreiten dürfen. 

6. Die im Rahmen von Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe g) des Grundreglements ge-
tätigten Techniken und Instrumente, 
die Wertpapiere zum Gegenstand ha-
ben, werden auch zu anderen Zwe-
cken als der Absicherung abgeschlos-
sen und beinhalten unter anderem 
Optionen, Finanzterminkontrakte, 
Swaps, Devisenterminkontrakte sowie 
Kombinationen hieraus. 

7. Bis zu 10 % des Netto-Fondsvermö-
gens des jeweiligen Teilfonds darf in 
Investmentanteile gemäß Artikel 5 Ab-
satz 1 Buchstabe e) des Grundregle-
ments angelegt werden.  

8. Daneben dürfen alle Teilfonds Bank-
guthaben gemäß Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe f) des Grundreglements und 
flüssige Mittel gemäß Artikel 5 Absatz 
3 des Grundreglements halten.  

Artikel 3  
Anteile  

Für jeden Teilfonds werden Anteile der An-
teilklasse CF (A) eingerichtet.  

Artikel 4  
Fondswährung, Bewertungstag, 
Ausgabe und Rücknahme von Anteilen 

1. Die Fondswährung ist der Euro. 
 

2. Ausgabepreis ist der Anteilwert gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 des Grundregle-
ments zuzüglich einer Verkaufsprovisi-
on. Die Verkaufsprovision wird zuguns-
ten der Vertriebsstellen erhoben. Der 
Ausgabepreis kann sich um Gebühren 
oder andere Belastungen erhöhen, die 
in den jeweiligen Vertriebsländern an-
fallen. 

 
3. Die Verkaufsprovision beträgt bei De-

ka-Nachhaltigkeit Aktien bis zu 3,75 % 
des Anteilwertes, bei Deka-
Nachhaltigkeit Renten bis zu 2,50 % 
des Anteilwertes und bei Deka-
Nachhaltigkeit Balance bis zu 3,00 % 
des Anteilwertes 

 
4. Rücknahmepreis ist der Anteilwert 

gemäß Artikel 12 Absatz 1 des Grund-
reglements. 

 
5. Abweichend von Art. 13 Abs. 3 sowie 

Art 14 Abs. 2 werden Aufträge für die 
Teilfonds Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
und Deka-Nachhaltigkeit Balance, die 
bis spätestens 17.00 Uhr (Luxemburger 
Zeit) an einem Bewertungstag bei der 
Verwaltungsgesellschaft eingehen, auf 
der Grundlage des Anteilwertes des 
nächsten Bewertungstages abgerech-
net. Aufträge, welche nach 17.00 Uhr 
(Luxemburger Zeit) eingehen, werden 
auf Grundlage des Anteilwertes des 
übernächsten Bewertungstages abge-
rechnet. 

Artikel 5  
Ausschüttungspolitik  

Die Verwaltungsgesellschaft wird für jeden 
Teilfonds eine jährliche Ausschüttung ent-
sprechend Artikel 15 Absatz 2 bis 4 des 
Grundreglements vornehmen. Zwischenaus-
schüttungen sind zulässig.  
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Artikel 6  
Kosten  

1. Die Verwaltungsgesellschaft erhält aus 
dem Fondsvermögen der Teilfonds für 
die Hauptverwaltung und Anlagen-
verwaltung ein jährliches Entgelt, das 
monatlich anteilig auf das durch-
schnittliche Netto-Fondsvermögen 
während des betreffenden Monats be-
rechnet und monatlich nachträglich 
ausbezahlt wird. Das jährliche Entgelt 
beträgt bei Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
bis zu 2,00 %, bei Deka-Nachhaltigkeit 
Renten bis zu 1,20 % und bei Deka-
Nachhaltigkeit Balance bis zu 2,50 %. 

2. Die Verwaltungsgesellschaft kann sich 
für die Verwaltung von Derivate-
Geschäften und bei der Verwaltung 
von Sicherheiten für diese Geschäfte 
(sog. Collateral-Management) der 
Dienste Dritter bedienen. Außerdem 
können weitere Leistungen Dritter im 
Rahmen der Erfüllung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (European Market 
Infrastructure Regulation – sog. EMIR), 
unter anderem für das zentrale Clea-
ring von OTC-Derivaten und Meldun-
gen an Transaktionsregister einschließ-
lich Kosten für Rechtsträger-
Kennungen, in Anspruch genommen 
werden. Die Verwaltungsgesellschaft 
kann dem Fondsvermögen die von den 
Dritten für ihre Leistungen in Rech-
nung gestellten Vergütungen und Ent-
gelte bis zur Höhe von jährlich insge-
samt 0,10 % des durchschnittlichen 
Netto-Fondsvermögens belasten. Es 
steht der Verwaltungsgesellschaft frei, 
nur Teilbeträge zu belasten oder von 
einer Belastung abzusehen. 

3. Die Verwaltungsgesellschaft kann dem 
Fondsvermögen die Kosten für die Be-
reitstellung von Analysematerial oder -
dienstleistungen durch Dritte in Bezug 
auf ein oder mehrere Finanzinstrumen-
te oder sonstige Vermögenswerte oder 
in Bezug auf die Emittenten oder po-
tenziellen Emittenten von Finanzin-
strumenten oder in engem Zusam-

menhang mit einer bestimmten Bran-
che oder einen bestimmten Markt be-
lasten. Diese Kosten betragen bei den 
Teilfonds: 

 Deka-Nachhaltigkeit Aktien: bis zu 
0,20 % p.a. 

 Deka-Nachhaltigkeit Renten: bis zu 
0,10 % p.a. 

 Deka-Nachhaltigkeit Balance: bis zu 
0,10 % p.a. 

des jährlichen durchschnittlichen Net-
to-Fondsvermögens, der aus den Ta-
geswerten errechnet wird, belasten. 

4. Die Verwaltungsgesellschaft erhält aus 
dem Fondsvermögen der Teilfonds eine 
jährliche Kostenpauschale in Höhe von 
bis zu 0,28 % bei Deka-Nachhaltigkeit 
Aktien, bis zu 0,18 % bei Deka-
Nachhaltigkeit Renten und bis zu 
0,24 % bei Deka-Nachhaltigkeit Balan-
ce, die anteilig auf das durchschnittli-
che Netto-Fondsvermögen des betref-
fenden Monats zu berechnen und zum 
betreffenden Monatsende auszuzahlen 
ist. Für die Berechnung werden die Ta-
geswerte zugrunde gelegt. Die Kos-
tenpauschale umfasst die folgenden 
Vergütungen und Kosten, die den Teil-
fonds nicht separat belastet werden:  

 Vergütung der Verwahrstelle;  

 Kosten von Artikel 17 Absatz 1 Buchsta-
ben b) bis i) des Grundreglements; 

 Kosten, die im Zusammenhang mit der 
Verwendung eines Vergleichsmaßstabes 
entstehen können; 

 Kosten und Auslagen, die der Verwahr-
stelle aufgrund einer zulässigen und markt-
üblichen Beauftragung Dritter gemäß Artikel 
4 Absatz 3 des Grundreglements mit der 
Verwahrung von Vermögenswerten des 
jeweiligen Teilfonds entstehen. 
 
Die Verwahrstelle erhält aus dem Fondsver-
mögen des jeweiligen Teilfonds eine bank-

übliche Bearbeitungsgebühr für Geschäfte 
für Rechnung des Teilfonds. 
 
Das Fondsvermögen des jeweiligen Teilfonds 
trägt daneben die Kosten des Artikels 17 
Absatz 1 Buchstabe a) und j) des Grundreg-
lements. 

5. Die Verwaltungsgesellschaft erhält für 
die Anbahnung, Vorbereitung und 
Durchführung von Wertpapierdarle-
hensgeschäften (einschließlich synthe-
tischen Wertpapierleihegeschäften) 
und Wertpapierpensionsgeschäften für 
Rechnung des jeweiligen Teilfonds eine 
pauschale Vergütung in Höhe von bis 
49 % der Erträge aus diesen Geschäf-
ten. Die im Zusammenhang mit der 
Vorbereitung und Durchführung von 
solchen Geschäften entstandenen Kos-
ten einschließlich der an Dritte zu zah-
lenden Vergütungen (z.B. an die Ver-
wahrstelle zu zahlende 
Transaktionskosten) trägt die Verwal-
tungsgesellschaft. 

Artikel 7  
Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr des Fonds endet am 
31. Oktober eines jeden Jahres. 
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Historische Wertentwicklung Deka-Nachhaltigkeit Aktien CF (A) (Angabe in %) 

 

Absolute Wertentwicklung vergangener Zeiträume bezogen auf volle Kalenderjahre (Stand 31. Dezember 2017). 
Quelle: Eigene Berechnungen nach der BVI-Methode, d.h. ohne Berücksichtigung einer eventuell anfallenden Vertriebsporvision. 
Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung können den Jahres- und Halbjahresberichten sowie der Homepage der Gesellschaft unter www.deka.de entnommen werden. 
Die historische Wertentwicklung des Fonds bzw. der einzelnen Teilfonds ermöglicht keine Prognose für die zukünftige Wertentwicklung. 

 

Historische Wertentwicklung Deka-Nachhaltigkeit Renten CF (A) (Angabe in %) 

 

Absolute Wertentwicklung vergangener Zeiträume bezogen auf volle Kalenderjahre (Stand 31. Dezember 2017). 
Quelle: Eigene Berechnungen nach der BVI-Methode, d.h. ohne Berücksichtigung einer eventuell anfallenden Vertriebsporvision. 
Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung können den Jahres- und Halbjahresberichten sowie der Homepage der Gesellschaft unter www.deka.de entnommen werden. 
Die historische Wertentwicklung des Fonds bzw. der einzelnen Teilfonds ermöglicht keine Prognose für die zukünftige Wertentwicklung. 

 

  

III. Wertentwicklung der Fonds 
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Historische Wertentwicklung Deka-Nachhaltigkeit Balance CF (A) (Angabe in %) 

 

Absolute Wertentwicklung vergangener Zeiträume bezogen auf volle Kalenderjahre (Stand 31. Dezember 2017). 
Quelle: Eigene Berechnungen nach der BVI-Methode, d.h. ohne Berücksichtigung einer eventuell anfallenden Vertriebsprovision. 
Aktuelle Angaben zur Wertentwicklung können den Jahres- und Halbjahresberichten sowie der Homepage der Gesellschaft unter www.deka.de entnommen werden. 
Die historische Wertentwicklung des Fonds bzw. der einzelnen Teilfonds ermöglicht keine Prognose für die zukünftige Wertentwicklung. 
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Verwaltungsgesellschaft  

Deka International S.A.  
6, rue Lou Hemmer  
1748 Luxembourg-Findel  
Luxembourg  

Eigenmittel (zum 31. Dezember 2017)  
gezeichnet:  EUR 10,4 Mio.  
eingezahlt:  EUR 10,4 Mio.  
haftend:  EUR 77,5 Mio. 

Aufsichtsrat der 
Verwaltungsgesellschaft  

Vorsitzender  
Thomas Schneider 
Geschäftsführer der  
Deka Investment GmbH, Frankfurt am Main  

Stellvertretender Vorsitzender  
Holger Knüppe  
Leiter Beteiligungen der  
DekaBank Deutsche Girozentrale  
Frankfurt am Main 

Unabhängiges Mitglied  
Marie-Anne van den Berg 

Vorstand der Verwaltungsgesellschaft  
Holger Hildebrandt  
Direktor der  
Deka International S.A., Luxembourg  

Eugen Lehnertz  
Direktor der  
Deka International S.A., Luxembourg 

Verwahrstelle und Zahlstelle,  

DekaBank Deutsche Girozentrale  
Luxembourg S.A.  
6, rue Lou Hemmer  
1748 Luxembourg-Findel  
Luxembourg  

Eigenmittel (zum 31. Dezember 2016)  
EUR 465,9 Mio. 

Abschlussprüfer für den Fonds und die 
Verwaltungsgesellschaft  

KPMG Luxembourg, Société coopérative 
39, Avenue John F. Kennedy 
L-1855 Luxembourg 
Luxembourg 

Zahl- und Informationsstelle in der 
Bundesrepublik Deutschland  

DekaBank Deutsche Girozentrale  
Mainzer Landstraße 16  
60325 Frankfurt  
Deutschland  

 

Die vorstehenden Angaben werden in 
den Jahres- und Halbjahresberichten 
jeweils aktualisiert. 

IV. Anhang 
Ihre Partner in der Sparkassen-Finanzgruppe 
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Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet 
die folgenden Fonds:  

1. Investmentfonds gemäß Teil I des 
Luxemburger Gesetzes vom 
17. Dezember 2010 über Organismen 
für gemeinsame Anlagen  

Deka: (mit den Teilfonds) 
    Deka: CapProtect 1 
    Deka: DeutschlandProtect Strategie 90 I 
    Deka: DeutschlandProtect Strategie 90 II 
    Deka: EuroCap Protect 90 I 
    Deka: EuroGarant 6  
    Deka: EuroProtect Strategie 90 I 
    Deka: EuroProtect Strategie 90 II 
Deka Private Banking Portfolio  
(mit den Teilfonds) 
    Deka Private Banking Portfolio Renten 
    Deka Private Banking Portfolio  
    Aktien Global 
Deka-BasisStrategie Renten 
Deka-Cash  
Deka-Commodities 
Deka-ConvergenceAktien  
Deka-ConvergenceRenten  
Deka-CorporateBond Euro  
Deka-CorporateBond High Yield Euro  
Deka-DeutschlandGarant 1 
Deka-DeutschlandProtect Strategie 90 III 
Deka-Deutschland Nebenwerte 
Deka-DiscountStrategie 5y  
Deka-EuroFlex Plus  
Deka-EuroGarant 2 
Deka-EuroGarant 3 
Deka-EuroGarant 4 
Deka-EuroGarant Strategie 
Deka-Euroland Aktien LowRisk 
Deka-EuropaGarant 
Deka-Europa Aktien Spezial 
Deka-Europa Nebenwerte 
Deka-EuropaValue  
Deka-EuroStocks 
Deka-Flex: (mit dem Teilfonds)  
     Deka-Flex: Euro  
Deka-Globale Aktien LowRisk 
Deka-Global ConvergenceAktien  
Deka-Global ConvergenceRenten  
Deka-GlobalOpportunities Plus  
Deka-GlobalStrategie Garant 
Deka-GlobalSelect 
Deka-Industrie 4.0 

Deka-Institutionell LiquiditätGarant 
Deka-Institutionell LiquiditätsPlan 
Deka-LiquiditätsPlan 
Deka-LiquiditätsPlan 2 
Deka-Multi Asset Ertrag 
Deka-Multimanager Strategien 
Deka-Nachhaltigkeit (mit den Teilfonds) 
    Deka-Nachhaltigkeit Aktien 
    Deka-Nachhaltigkeit Balance 
    Deka-Nachhaltigkeit Renten 
Deka-OptiMix Europa 
Deka-OptiRent 2y (II) 
Deka-OptiRent 3y 
Deka-OptiRent 3y (II) 
Deka-OptiRent 5y 
Deka-PB Werterhalt 2y 
Deka-Renten: Euro 1-3 CF  
Deka-Renten: Euro 3-7 CF 
Deka-RentenGlobal Roll-over 
Deka-Treasury (mit dem Teilfonds)  
    Deka-Treasury CreditStrategie 
Deka-USA Aktien Spezial 
Deka-Wandelanleihen 
Deka-WorldGarant 1 
Deka-WorldGarant 2 
Deka-WorldGarant 3 
Deka-WorldGarant 4 
Deka-WorldTopGarant 1 
Deka-WorldTopGarant 2 
DekaLux-BioTech  
DekaLux-Bond 
DekaLux-Deutschland 
DekaLux-Europa 
DekaLux-GlobalResources  
DekaLux-Japan 
DekaLux-Japan Flex Hedged Euro 
DekaLux-PharmaTech 
DekaLux-USA 
DekaLuxTeam-Aktien Asien 
Deka-EM Bond 
DekaLuxTeam-EmergingMarkets  
Mix-Fonds: Optimierung 
Renten 7-15 
 

Fonds mit begrenzter Laufzeit  
Deka-ZielGarant (mit den Teilfonds)  
    Deka-ZielGarant 2018-2021  
    Deka-ZielGarant 2022-2025  
    Deka-ZielGarant 2026-2029  
    Deka-ZielGarant 2030-2033  
    Deka-ZielGarant 2034-2037  

    Deka-ZielGarant 2038-2041 
    Deka-ZielGarant 2042-2045  
    Deka-ZielGarant 2046-2049  
    Deka-ZielGarant 2050-2053  

Nur über spezielle Vertriebspartner 
Mix-Fonds Haspa: (mit den Teilfonds) 
    Mix-Fonds Haspa: Rendite 
    Mix-Fonds Haspa: Wachstum 
    Mix-Fonds Haspa: Chance 
    Mix-Fonds Haspa: ChancePlus 
…Mix-Fonds HNI: Rendite 
… Mix-Fonds HNI: Wachstum 
… Mix-Fonds HNI: Chance 
… Mix-Fonds HNI: ChancePlus 

2. Investmentfonds gemäß Teil II des 
Luxemburger Gesetzes vom 
17. Dezember 2010 über Organismen 
für gemeinsame Anlagen  

Deka Private Banking Portfolio Strategie 
(mit den Teilfonds) 
    Deka Private Banking Portfolio Strategie  
    2 
    Deka Private Banking Portfolio Strategie  
    3 
    Deka Private Banking Portfolio Strategie  
    4 
    Deka Private Banking Portfolio Strategie  
    5 
Deka-S Rendite 1/2008 (5 Jahre roll-over)  
DekaLux-Geldmarkt: (mit den Teilfonds)  
    DekaLux-Geldmarkt: Euro  
    DekaLux-Geldmarkt: USD 
DekaStruktur: (mit den Teilfonds)  
    DekaStruktur: ErtragPlus  
    DekaStruktur: Wachstum  
    DekaStruktur: Chance 
DekaStruktur: 2 (mit den Teilfonds)  
    DekaStruktur: 2 ErtragPlus  
    DekaStruktur: 2 Wachstum  
    DekaStruktur: 2 Chance  
    DekaStruktur: 2 ChancePlus 
DekaStruktur: 3 (mit den Teilfonds)  
    DekaStruktur: 3 ErtragPlus  
    DekaStruktur: 3 Wachstum  
    DekaStruktur: 3 Chance  
    DekaStruktur: 3 ChancePlus 
DekaStruktur: 4 (mit den Teilfonds)  
    DekaStruktur: 4 Ertrag  
    DekaStruktur: 4 ErtragPlus  
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    DekaStruktur: 4 Wachstum  
    DekaStruktur: 4 Chance  
    DekaStruktur: 4 ChancePlus 
DekaStruktur: V (mit den Teilfonds)  
    DekaStruktur: V Ertrag  
    DekaStruktur: V ErtragPlus  
    DekaStruktur: V Wachstum  
    DekaStruktur: V Chance  
    DekaStruktur: V ChancePlus  

Nur über spezielle Vertriebspartner 
BerolinaCapital (mit den Teilfonds)  
    BerolinaCapital Sicherheit  
    BerolinaCapital Wachstum  
    BerolinaCapital Chance  
    BerolinaCapital Premium        
DekaLux-Mix: (mit den Teilfonds)  
    DekaLux-Mix: E1  
    DekaLux-Mix: E1+  
    Deka-Lux-Mix: K1 
    DekaLux-Mix: W1  
    DekaLux-Mix: C1 
    DekaLux-Mix: C1+ 
    DekaLux-Mix: E1+/A 
    DekaLux-Mix: W1/A 
    DekaLux-Mix: C1/A 
Mix-Fonds: (mit den Teilfonds) 
    Mix-Fonds: Balance Mix 20 
    Mix-Fonds: Balance Mix 40 
    Mix-Fonds: Balance Mix 70  
    Mix-Fonds: Select Rendite 
    Mix-Fonds: Select Wachstum 
    Mix-Fonds: Select Chance 
    Mix-Fonds: Select ChancePlus 
    Mix-Fonds: Aktiv Rendite  
    Mix-Fonds: Aktiv Wachstum 
    Mix-Fonds: Aktiv Chance  
    Mix-Fonds: Aktiv ChancePlus 
    Mix-Fonds: Defensiv 

 

 

Die Verwaltungsgesellschaft verwaltet 
ebenfalls Fonds nach dem Gesetz vom 
13. Februar 2007. 
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Allgemeine Besteuerungssystematik 

Der Fonds ist als Zweckvermögen grundsätz-
lich von der Körperschaft- und Gewerbe-
steuer befreit. Er ist jedoch partiell körper-
schaftsteuerpflichtig mit seinen inländischen 
Beteiligungseinnahmen und sonstigen in-
ländischen Einkünften im Sinne der be-
schränkten Einkommensteuerpflicht mit 
Ausnahme von Gewinnen aus dem Verkauf 
von Anteilen an Kapitalgesellschaften. Der 
Steuersatz beträgt 15 Prozent. Soweit die 
steuerpflichtigen Einkünfte im Wege des 
Kapitalertragsteuerabzugs erhoben werden, 
umfasst der Steuersatz von 15 Prozent 
bereits den Solidaritätszuschlag. 

Die Investmenterträge werden jedoch beim 
Privatanleger als Einkünfte aus Kapitalver-
mögen der Einkommensteuer unterworfen, 
soweit diese zusammen mit sonstigen Kapi-
talerträgen den Sparer-Pauschbetrag von 
jährlich 801,- Euro (für Alleinstehende oder 
getrennt veranlagte Ehegatten) bzw. 1.602,- 
Euro (für zusammen veranlagte Ehegatten) 
übersteigen. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen unterliegen 
grundsätzlich einem Steuerabzug von 
25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und gegebenenfalls Kirchensteuer). Zu den 
Einkünften aus Kapitalvermögen gehören 
auch die Erträge aus Investmentfonds (In-
vestmenterträge), d.h. die Ausschüttungen 
des Fonds, die Vorabpauschalen und die 
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile. 

Der Steuerabzug hat für den Privatanleger 
grundsätzlich Abgeltungswirkung (sog. 
Abgeltungsteuer), so dass die Einkünfte aus 
Kapitalvermögen regelmäßig nicht in der 
Einkommensteuererklärung anzugeben sind. 
Bei der Vornahme des Steuerabzugs werden 
durch die depotführende Stelle grundsätz-
lich bereits Verlustverrechnungen vorge-
nommen und aus der Direktanlage stam-
mende ausländische Quellensteuern 
angerechnet. 

Der Steuerabzug hat u.a. aber dann keine 
Abgeltungswirkung, wenn der persönliche 
Steuersatz geringer ist als der Abgeltungs-

satz von 25 Prozent. In diesem Fall können 
die Einkünfte aus Kapitalvermögen in der 
Einkommensteuererklärung angegeben 
werden. Das Finanzamt setzt dann den 
niedrigeren persönlichen Steuersatz an und 
rechnet auf die persönliche Steuerschuld 
den vorgenommenen Steuerabzug an (sog. 
Günstigerprüfung). 

Sofern Einkünfte aus Kapitalvermögen kei-
nem Steuerabzug unterlegen haben (weil 
z.B. ein Gewinn aus der Veräußerung von 
Fondsanteilen in einem ausländischen Depot 
erzielt wird), sind diese in der Steuererklä-
rung anzugeben. Im Rahmen der Veranla-
gung unterliegen die Einkünfte aus Kapital-
vermögen dann ebenfalls dem 
Abgeltungssatz von 25 Prozent oder dem 
niedrigeren persönlichen Steuersatz. 

Sofern sich die Anteile im Betriebsvermögen 
befinden, werden die Erträge als Betriebs-
einnahmen steuerlich erfasst.  

Anteile im Privatvermögen (Steuerin-
länder)  
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätz-
lich steuerpflichtig. 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
sind 30 Prozent der Ausschüttungen steuer-
frei. Erfüllt er die steuerlichen Voraussetzun-
gen für einen Mischfonds, sind 15 Prozent 
der Ausschüttungen steuerfrei. 

Die steuerpflichtigen Ausschüttungen unter-
liegen i.d.R. dem Steuerabzug von 
25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und gegebenenfalls Kirchensteuer).  

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen 
werden, wenn der Anleger Steuerinländer 
ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, 
sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 
801,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 
1.602,- Euro bei Zusammenveranlagung von 
Ehegatten nicht übersteigen. 

Entsprechendes gilt auch bei Vorlage einer 
Bescheinigung für Personen, die voraussicht-

lich nicht zur Einkommensteuer veranlagt 
werden (sogenannte Nichtveranlagungsbe-
scheinigung, nachfolgend „NV-
Bescheinigung“). 

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile 
in einem inländischen Depot, so nimmt die 
depotführende Stelle als Zahlstelle vom 
Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem 
festgelegten Ausschüttungstermin ein in 
ausreichender Höhe ausgestellter Freistel-
lungsauftrag nach amtlichem Muster oder 
eine NV-Bescheinigung, die vom Finanzamt 
für die Dauer von maximal drei Jahren erteilt 
wird, vorgelegt wird. In diesem Fall erhält 
der Anleger die gesamte Ausschüttung 
ungekürzt gutgeschrieben. 

Vorabpauschalen 
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den 
die Ausschüttungen des Fonds innerhalb 
eines Kalenderjahrs den Basisertrag für 
dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der 
Basisertrag wird durch Multiplikation des 
Rücknahmepreises des Anteils zu Beginn 
eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des 
Basiszinses, der aus der langfristig erzielba-
ren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet 
wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den 
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen 
dem ersten und dem letzten im Kalender-
jahr festgesetzten Rücknahmepreis zuzüg-
lich der Ausschüttungen innerhalb des Ka-
lenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der 
Anteile vermindert sich die Vorabpauschale 
um ein Zwölftel für jeden vollen Monat, der 
dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die 
Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des 
folgenden Kalenderjahres als zugeflossen. 

Vorabpauschalen sind grundsätzlich steuer-
pflichtig. 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
sind 30 Prozent der Vorabpauschalen steuer-
frei, erfüllt er jedoch die steuerlichen Vo-
raussetzungen für einen Mischfonds, sind 
15 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei. 

V. Kurzangaben über deutsche Steuervorschriften  
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Die steuerpflichtigen Vorabpauschalen un-
terliegen i.d.R. dem Steuerabzug von 
25 Prozent (zuzüglich Solidaritätszuschlag 
und gegebenenfalls Kirchensteuer).  

Vom Steuerabzug kann Abstand genommen 
werden, wenn der Anleger Steuerinländer 
ist und einen Freistellungsauftrag vorlegt, 
sofern die steuerpflichtigen Ertragsteile 
801,- Euro bei Einzelveranlagung bzw. 
1.602,- Euro bei Zusammenveranlagung von 
Ehegatten nicht übersteigen. Entsprechen-
des gilt auch bei Vorlage einer NV-
Bescheinigung. 

Verwahrt der inländische Anleger die Anteile 
in einem inländischen Depot, so nimmt die 
depotführende Stelle als Zahlstelle vom 
Steuerabzug Abstand, wenn ihr vor dem 
Zuflusszeitpunkt ein in ausreichender Höhe 
ausgestellter Freistellungsauftrag nach amtli-
chem Muster oder eine NV-Bescheinigung, 
die vom Finanzamt für die Dauer von maxi-
mal drei Jahren erteilt wird, vorgelegt wird. 
In diesem Fall wird keine Steuer abgeführt. 
Andernfalls hat der Anleger der inländischen 
depotführenden Stelle den Betrag der abzu-
führenden Steuer zur Verfügung zu stellen. 
Zu diesem Zweck darf die depotführende 
Stelle den Betrag der abzuführenden Steuer 
von einem bei ihr unterhaltenen und auf 
den Namen des Anlegers lautenden Konto 
ohne Einwilligung des Anlegers einziehen. 
Soweit der Anleger nicht vor Zufluss der 
Vorabpauschale widerspricht, darf die de-
potführende Stelle insoweit den Betrag der 
abzuführenden Steuer von einem auf den 
Namen des Anlegers lautenden Konto ein-
ziehen, wie ein mit dem Anleger vereinbar-
ter Kontokorrentkredit für dieses Konto 
nicht in Anspruch genommen wurde. So-
weit der Anleger seiner Verpflichtung, den 
Betrag der abzuführenden Steuer der inlän-
dischen depotführenden Stelle zur Verfü-
gung zu stellen, nicht nachkommt, hat die 
depotführende Stelle dies dem für sie zu-
ständigen Finanzamt anzuzeigen. Der Anle-
ger muss in diesem Fall die Vorabpauschale 
insoweit in seiner Einkommensteuererklä-
rung angeben. 

Veräußerungsgewinne auf Anleger-
ebene 
Werden Anteile an dem Fonds nach dem 
31. Dezember 2017 veräußert, unterliegt 
der Veräußerungsgewinn dem Abgeltungs-
satz von 25 Prozent. Dies gilt sowohl für 
Anteile, die vor dem 1. Januar 2018 erwor-
ben wurden und die zum 31. Dezember 
2017 als veräußert und zum 1. Januar 2018 
wieder als angeschafft gelten, als auch für 
nach dem 31. Dezember 2017 erworbene 
Anteile.  

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
sind 30 Prozent der Veräußerungsgewinne 
steuerfrei, erfüllt er jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Mischfonds, sind 
15 Prozent der Veräußerungsgewinne steu-
erfrei. 

Bei Gewinnen aus dem Verkauf von Antei-
len, die vor dem 1. Januar 2018 erworben 
wurden und die zum 31. Dezember 2017 
als veräußert und zum 1. Januar 2018 wie-
der als angeschafft gelten, ist zu beachten, 
dass im Zeitpunkt der tatsächlichen Veräu-
ßerung auch die Gewinne aus der zum 31. 
Dezember 2017 erfolgten fiktiven Veräuße-
rung zu versteuern sind, falls die Anteile 
tatsächlich nach dem 31. Dezember 2008 
erworben worden sind.  

Sofern die Anteile in einem inländischen 
Depot verwahrt werden, nimmt die depot-
führende Stelle den Steuerabzug unter 
Berücksichtigung etwaiger Teilfreistellungen 
vor. Der Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüg-
lich Solidaritätszuschlag und gegebenenfalls 
Kirchensteuer) kann durch die Vorlage eines 
ausreichenden Freistellungsauftrags bzw. 
einer NV-Bescheinigung vermieden werden. 
Werden solche Anteile von einem Privatan-
leger mit Verlust veräußert, dann ist der 
Verlust mit anderen positiven Einkünften aus 
Kapitalvermögen verrechenbar. Sofern die 
Anteile in einem inländischen Depot ver-
wahrt werden und bei derselben depotfüh-
renden Stelle im selben Kalenderjahr positive 
Einkünfte aus Kapitalvermögen erzielt wur-
den, nimmt die depotführende Stelle die 
Verlustverrechnung vor. 

Bei einer Veräußerung der vor dem 1. Januar 
2009 erworbenen Fondsanteile nach dem 
31. Dezember 2017 ist der Gewinn, der 
nach dem 31. Dezember 2017 entsteht, bei 
Privatanlegern grundsätzlich bis zu einem 
Betrag von 100.000 Euro steuerfrei. Dieser 
Freibetrag kann nur in Anspruch genommen 
werden, wenn diese Gewinne gegenüber 
dem für den Anleger zuständigen Finanzamt 
erklärt werden. 

Bei der Ermittlung des Veräußerungsge-
winns ist der Gewinn um die während der 
Besitzzeit angesetzten Vorabpauschalen zu 
mindern. 

Anteile im Betriebsvermögen (Steu-
erinländer) 

Erstattung der Körperschaftsteuer des 
Fonds 
Ist der Anleger eine inländische Körper-
schaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse, die nach der Satzung, dem 
Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfas-
sung und nach der tatsächlichen Geschäfts-
führung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchli-
chen Zwecken dient oder eine Stiftung des 
öffentlichen Rechts, die ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützigen oder mildtäti-
gen Zwecken dient, oder eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, die aus-
schließlich und unmittelbar kirchlichen Zwe-
cken dient, dann erhält er auf Antrag vom 
Fonds die auf der Fondsebene angefallene 
Körperschaftsteuer anteilig für seine Besitz-
zeit erstattet; dies gilt nicht, wenn die Antei-
le in einem wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb gehalten werden. Dasselbe gilt für 
vergleichbare ausländische Anleger mit Sitz 
und Geschäftsleitung in einem Amts- und 
Beitreibungshilfe leistenden ausländischen 
Staat. Die Erstattung setzt voraus, dass der 
Anleger seit mindestens drei Monaten vor 
dem Zufluss der körperschaftsteuerpflichti-
gen Erträge des Fonds zivilrechtlicher und 
wirtschaftlicher Eigentümer der Anteile ist, 
ohne dass eine Verpflichtung zur Übertra-
gung der Anteile auf eine andere Person 
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besteht. Ferner setzt die Erstattung im Hin-
blick auf die auf der Fondsebene angefalle-
ne Körperschaftsteuer auf deutsche Divi-
denden und Erträge aus deutschen 
eigenkapitalähnlichen Genussrechten im 
Wesentlichen voraus, dass deutsche Aktien 
und deutsche eigenkapitalähnliche Genuss-
rechte vom Fonds als wirtschaftlichem Ei-
gentümer ununterbrochen 45 Tage inner-
halb von 45 Tagen vor und nach dem 
Fälligkeitszeitpunkt der Kapitalerträge gehal-
ten wurden und in diesen 45 Tagen unun-
terbrochen Mindestwertänderungsrisiken 
i.H.v. 70 Prozent bestanden.  

Dem Antrag sind Nachweise über die Steu-
erbefreiung und ein von der depotführen-
den Stelle ausgestellter Investmentanteil-
Bestandsnachweis beizufügen. Der Invest-
mentanteil-Bestandsnachweis ist eine nach 
amtlichen Muster erstellte Bescheinigung 
über den Umfang der durchgehend wäh-
rend des Kalenderjahres vom Anleger gehal-
tenen Anteile sowie den Zeitpunkt und 
Umfang des Erwerbs und der Veräußerung 
von Anteilen während des Kalenderjahres. 

Aufgrund der hohen Komplexität der Rege-
lung erscheint die Hinzuziehung eines steu-
erlichen Beraters sinnvoll. 

Ausschüttungen 
Ausschüttungen des Fonds sind grundsätz-
lich einkommen- bzw. körperschaftsteuer- 
und gewerbesteuerpflichtig. 

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Aktienfonds, sind 60 
Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für 
Zwecke der Einkommensteuer und 30 Pro-
zent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn 
die Anteile von natürlichen Personen im 
Betriebsvermögen gehalten werden. Für 
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 
80 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 
Körperschaften, die Lebens- oder Kranken-
versicherungsunternehmen sind und bei 
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind 

und bei denen die Anteile dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind oder von denen mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigen-
handelserfolgs erworben wurden, sind 30 
Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. 

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Mischfonds, sind 30 Pro-
zent der Ausschüttungen steuerfrei für 
Zwecke der Einkommensteuer und 15 Pro-
zent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn 
die Anteile von natürlichen Personen im 
Betriebsvermögen gehalten werden. Für 
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 
40 Prozent der Ausschüttungen steuerfrei 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 
Körperschaften, die Lebens- oder Kranken-
versicherungsunternehmen sind und bei 
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind 
und bei denen die Anteile dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind oder von denen mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigen-
handelserfolgs erworben wurden, sind 15 
Prozent der Ausschüttungen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 7,5 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. 

Die Ausschüttungen unterliegen i.d.R. dem 
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich 
Solidaritätszuschlag).  

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
wird beim Steuerabzug die Teilfreistellung 
von 30 Prozent berücksichtigt. Erfüllt er die 
steuerlichen Voraussetzungen für einen 
Mischfonds, wird beim Steuerabzug die 
Teilfreistellung von 15 Prozent berücksich-
tigt. 

Vorabpauschalen 
Die Vorabpauschale ist der Betrag, um den 
die Ausschüttungen des Fonds innerhalb 
eines Kalenderjahrs den Basisertrag für 
dieses Kalenderjahr unterschreiten. Der 
Basisertrag wird durch Multiplikation des 
Rücknahmepreises des Anteils zu Beginn 

eines Kalenderjahrs mit 70 Prozent des 
Basiszinses, der aus der langfristig erzielba-
ren Rendite öffentlicher Anleihen abgeleitet 
wird, ermittelt. Der Basisertrag ist auf den 
Mehrbetrag begrenzt, der sich zwischen 
dem ersten und dem letzten im Kalender-
jahr festgesetzten Rücknahmepreis zuzüg-
lich der Ausschüttungen innerhalb des Ka-
lenderjahrs ergibt. Im Jahr des Erwerbs der 
Anteile vermindert sich die Vorabpauschale 
um ein Zwölftel für jeden vollen Monat, der 
dem Monat des Erwerbs vorangeht. Die 
Vorabpauschale gilt am ersten Werktag des 
folgenden Kalenderjahres als zugeflossen. 

Vorabpauschalen sind grundsätzlich ein-
kommen- bzw. körperschaftsteuer- und 
gewerbesteuerpflichtig.  

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
sind 60 Prozent der Vorabpauschalen steuer-
frei für Zwecke der Einkommensteuer und 
30 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, 
wenn die Anteile von natürlichen Personen 
im Betriebsvermögen gehalten werden. Für 
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 
80 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 40 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 
Körperschaften, die Lebens- oder Kranken-
versicherungsunternehmen sind und bei 
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind 
und bei denen die Anteile dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind oder von denen mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigen-
handelserfolgs erworben wurden, sind 30 
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 15 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. 

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Vorausset-
zungen für einen Mischfonds, sind 30 Pro-
zent der Vorabpauschalen steuerfrei für 
Zwecke der Einkommensteuer und 15 Pro-
zent für Zwecke der Gewerbesteuer, wenn 
die Anteile von natürlichen Personen im 
Betriebsvermögen gehalten werden. Für 
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 
40 Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei 
für Zwecke der Körperschaftsteuer und 20 
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Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. Für 
Körperschaften, die Lebens- oder Kranken-
versicherungsunternehmen sind und bei 
denen die Anteile den Kapitalanlagen zuzu-
rechnen sind, oder die Kreditinstitute sind 
und bei denen die Anteile dem Handelsbuch 
zuzurechnen sind oder von denen mit dem 
Ziel der kurzfristigen Erzielung eines Eigen-
handelserfolgs erworben wurden, sind 15 
Prozent der Vorabpauschalen steuerfrei für 
Zwecke der Körperschaftsteuer und 7,5 
Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer. 

Die Vorabpauschalen unterliegen i.d.R. dem 
Steuerabzug von 25 Prozent (zuzüglich 
Solidaritätszuschlag).  

Erfüllt der Fonds die steuerlichen Voraus-
setzungen für einen Aktienfonds, wird 
beim Steuerabzug die Teilfreistellung von 
30 Prozent berücksichtigt. Erfüllt er die 
steuerlichen Voraussetzungen für einen 
Mischfonds, wird beim Steuerabzug die 
Teilfreistellung von 15 Prozent berücksich-
tigt. 

Veräußerungsgewinne auf Anleger-
ebene 
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile 
unterliegen grundsätzlich der Einkommen- 
bzw. Körperschaftsteuer und der Gewerbe-
steuer. Bei der Ermittlung des Veräuße-
rungsgewinns ist der Gewinn um die wäh-
rend der Besitzzeit angesetzten 
Vorabpauschalen zu mindern. 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Aktienfonds, 
sind 60 Prozent der Veräußerungsgewinne 
steuerfrei für Zwecke der Einkommensteuer 
und 30 Prozent für Zwecke der Gewerbe-
steuer, wenn die Anteile von natürlichen 
Personen im Betriebsvermögen gehalten 
werden. Für steuerpflichtige Körperschaften 
sind generell 80 Prozent der Veräußerungs-
gewinne steuerfrei für Zwecke der Körper-
schaftsteuer und 40 Prozent für Zwecke der 
Gewerbesteuer. Für Körperschaften, die 
Lebens- oder Krankenversicherungsunter-
nehmen sind und bei denen die Anteile den 
Kapitalanlagen zuzurechnen sind, oder die 

Kreditinstitute sind und bei denen die Antei-
le dem Handelsbuch zuzurechnen sind oder 
von denen mit dem Ziel der kurzfristigen 
Erzielung eines Eigenhandelserfolgs erwor-
ben wurden, sind 30 Prozent der Veräuße-
rungsgewinne steuerfrei für Zwecke der 
Körperschaftsteuer und 15 Prozent für 
Zwecke der Gewerbesteuer. 

Erfüllt der Fonds jedoch die steuerlichen 
Voraussetzungen für einen Mischfonds, sind 
30 Prozent der Veräußerungsgewinne steu-
erfrei für Zwecke der Einkommensteuer und 
15 Prozent für Zwecke der Gewerbesteuer, 
wenn die Anteile von natürlichen Personen 
im Betriebsvermögen gehalten werden. Für 
steuerpflichtige Körperschaften sind generell 
40 Prozent der Veräußerungsgewinne steu-
erfrei für Zwecke der Körperschaftsteuer 
und 20 Prozent für Zwecke der Gewerbe-
steuer. Für Körperschaften, die Lebens- oder 
Krankenversicherungsunternehmen sind 
und bei denen die Anteile den Kapitalanla-
gen zuzurechnen sind, oder die Kreditinsti-
tute sind und bei denen die Anteile dem 
Handelsbuch zuzurechnen sind oder von 
denen mit dem Ziel der kurzfristigen Erzie-
lung eines Eigenhandelserfolgs erworben 
wurden, sind 15 Prozent der Veräußerungs-
gewinne steuerfrei für Zwecke der Körper-
schaftsteuer und 7,5 Prozent für Zwecke der 
Gewerbesteuer. 

Die Gewinne aus der Veräußerung der An-
teile unterliegen i.d.R. keinem Steuerabzug. 

Negative steuerliche Erträge 
Eine direkte Zurechnung der negativen 
steuerlichen Erträge auf den Anleger ist 
nicht möglich.  

Abwicklungsbesteuerung 
Während der Abwicklung des Fonds gelten 
Ausschüttungen nur insoweit als Ertrag, wie 
in ihnen der Wertzuwachs eines Kalender-
jahres enthalten ist.  

Steuerausländer 
Verwahrt ein Steuerausländer die Fondsan-
teile im Depot bei einer inländischen depot-
führenden Stelle, wird vom Steuerabzug auf 
Ausschüttungen, Vorabpauschalen und 
Gewinne aus der Veräußerung der Anteile 
Abstand genommen, sofern er seine steuer-
liche Ausländereigenschaft nachweist. So-
fern die Ausländereigenschaft der depotfüh-
renden Stelle nicht bekannt bzw. nicht 
rechtzeitig nachgewiesen wird, ist der aus-
ländische Anleger gezwungen, die Erstat-
tung des Steuerabzugs entsprechend der 
Abgabenordnung2 zu beantragen. Zustän-
dig ist das für die depotführende Stelle 
zuständige Finanzamt. 

Solidaritätszuschlag 
Auf den auf Ausschüttungen, Vorabpau-
schalen und Gewinnen aus der Veräußerung 
von Anteilen abzuführenden Steuerabzug ist 
ein Solidaritätszuschlag in Höhe von 
5,5 Prozent zu erheben. Der Solidaritätszu-
schlag ist bei der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer anrechenbar. 

Kirchensteuer 
Soweit die Einkommensteuer bereits von 
einer inländischen depotführenden Stelle 
(Abzugsverpflichteter) durch den Steuerab-
zug erhoben wird, wird die darauf entfal-
lende Kirchensteuer nach dem Kirchensteu-
ersatz der Religionsgemeinschaft, der der 
Kirchensteuerpflichtige angehört, regelmä-
ßig als Zuschlag zum Steuerabzug erhoben. 
Die Abzugsfähigkeit der Kirchensteuer als 
Sonderausgabe wird bereits beim Steuerab-
zug mindernd berücksichtigt.  

Ausländische Quellensteuer 
Auf die ausländischen Erträge des Fonds 
wird teilweise in den Herkunftsländern 
Quellensteuer einbehalten. Diese Quellen-
steuer kann bei den Anlegern nicht steuer-
mindernd berücksichtigt werden. 
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 § 37 Abs. 2 AO. 
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Folgen der Verschmelzung von Son-
dervermögen 
In den Fällen der Verschmelzung eines in-
ländischen Sondervermögens auf ein ande-
res inländisches Sondervermögen kommt es 
weder auf der Ebene der Anleger noch auf 
der Ebene der beteiligten Sondervermögen 
zu einer Aufdeckung von stillen Reserven, 
d.h. dieser Vorgang ist steuerneutral. Das 
Gleiche gilt für die Übertragung aller Ver-
mögensgegenstände eines inländischen 
Sondervermögens auf eine inländische 
Investmentaktiengesellschaft mit veränderli-
chem Kapital oder ein Teilgesellschaftsver-
mögen einer inländischen Investmentakti-
engesellschaft mit veränderlichem Kapital. 
Erhalten die Anleger des übertragenden 
Sondervermögens eine im Verschmelzungs-
plan vorgesehene Barzahlung,3 ist diese wie 
eine Ausschüttung zu behandeln.  

Automatischer Informationsaustausch 
in Steuersachen  
Die Bedeutung des automatischen Aus-
tauschs von Informationen zur Bekämpfung 
von grenzüberschreitendem Steuerbetrug 
und grenzüberschreitender Steuerhinterzie-
hung hat auf internationaler Ebene in den 
letzten Jahren stark zugenommen. Die 
OECD hat daher im Auftrag der G20 in 
2014 einen globalen Standard für den au-
tomatischen Informationsaustausch über 
Finanzkonten in Steuersachen veröffentlicht 
(Common Reporting Standard, im Folgen-
den "CRS"). Der CRS wurde von mehr als 
90 Staaten (teilnehmende Staaten) im Wege 
eines multilateralen Abkommens vereinbart. 
Außerdem wurde er Ende 2014 mit der 
Richtlinie 2014/107/EU des Rates vom 9. 
Dezember 2014 in die Richtlinie 2011/16/EU 
bezüglich der Verpflichtung zum automati-
schen Austausch von Informationen im 
Bereich der Besteuerung integriert. Die 
teilnehmenden Staaten (alle Mitgliedstaaten 
der EU sowie etliche Drittstaaten) wenden 
den CRS grundsätzlich ab 2016 mit Melde-
pflichten ab 2017 an. Lediglich einzelnen 
Staaten (z.B. Österreich und die Schweiz) 
wird es gestattet, den CRS ein Jahr später 

                                                           
3
 § 190 Abs. 2 Nr. 2 KAGB. 

anzuwenden. Deutschland hat den CRS mit 
dem Finanzkonten-
Informationsaustauschgesetz vom 21. De-
zember 2015 in deutsches Recht umgesetzt 
und wendet diesen ab 2016 an.  

Mit dem CRS werden meldende Finanzinsti-
tute (im Wesentlichen Kreditinstitute) dazu 
verpflichtet, bestimmte Informationen über 
ihre Kunden einzuholen. Handelt es sich bei 
den Kunden (natürliche Personen oder 
Rechtsträger) um in anderen teilnehmenden 
Staaten ansässige meldepflichtige Personen 
(dazu zählen nicht z.B. börsennotierte Kapi-
talgesellschaften oder Finanzinstitute), wer-
den deren Konten und Depots als melde-
pflichtige Konten eingestuft. Die meldenden 
Finanzinstitute werden dann für jedes mel-
depflichtige Konto bestimmte Informationen 
an ihre Heimatsteuerbehörde übermitteln. 
Diese übermittelt die Informationen dann an 
die Heimatsteuerbehörde des Kunden.  

Bei den zu übermittelnden Informationen 
handelt es sich im Wesentlichen um die 
persönlichen Daten des meldepflichtigen 
Kunden (Name; Anschrift; Steueridentifika-
tionsnummer; Geburtsdatum und Geburts-
ort (bei natürlichen Personen); Ansässigkeits-
staat) sowie um Informationen zu den 
Konten und Depots (z.B. Kontonummer; 
Kontosaldo oder Kontowert; Gesamtbrutto-
betrag der Erträge wie Zinsen, Dividenden 
oder Ausschüttungen von Investmentfonds); 
Gesamtbruttoerlöse aus der Veräußerung 
oder Rückgabe von Finanzvermögen (ein-
schließlich Fondsanteilen)).  

Konkret betroffen sind folglich meldepflich-
tige Anleger, die ein Konto und/oder Depot 
bei einem Kreditinstitut unterhalten, das in 
einem teilnehmenden Staat ansässig ist. 
Daher werden deutsche Kreditinstitute 
Informationen über Anleger, die in anderen 
teilnehmenden Staaten ansässig sind, an das 
Bundeszentralamt für Steuern melden, das 
die Informationen an die jeweiligen Steuer-
behörden der Ansässigkeitsstaaten der 
Anleger weiterleitet. Entsprechend werden 
Kreditinstitute in anderen teilnehmenden 
Staaten Informationen über Anleger, die in 
Deutschland ansässig sind, an ihre jeweilige 

Heimatsteuerbehörde melden, die die In-
formationen an das Bundeszentralamt für 
Steuern weiterleitet. Zuletzt ist es denkbar, 
dass in anderen teilnehmenden Staaten 
ansässige Kreditinstitute Informationen über 
Anleger, die in wiederum anderen teilneh-
menden Staaten ansässig sind, an ihre je-
weilige Heimatsteuerbehörde melden, die 
die Informationen an die jeweiligen Steuer-
behörden der Ansässigkeitsstaaten der 
Anleger weiterleitet. 

Rechtliche Hinweise 

Diese steuerlichen Hinweise sollen einen 
Überblick über die steuerlichen Folgen der 
Fondsanlage vermitteln. Sie können nicht 
alle steuerlichen Aspekte behandeln, die sich 
aus der individuellen Situation des Anlegers 
ergeben können. Interessierten Anlegern 
empfehlen wir, sich durch einen Angehöri-
gen der steuerberatenden Berufe über die 
steuerlichen Folgen des Fondsinvestments 
beraten zu lassen.  

Die steuerlichen Ausführungen basieren auf 
der derzeit bekannten Rechtslage. Es kann 
keine Gewähr dafür übernommen werden, 
dass sich die steuerrechtliche Beurteilung 
durch Gesetzgebung, Rechtsprechung oder 
Erlasse der Finanzverwaltung nicht ändert. 
Solche Änderungen können auch rückwir-
kend eingeführt werden und die oben be-
schriebenen steuerrechtlichen Folgen nach-
teilig beeinflussen. 
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